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8. Schlüsselwörter der europäischen Einigung
Der Prozeß der europäischen Einigung ist ins Stocken geraten, die Akzeptanz 
der Politischen, Wirtschafts- und Währungsunion ist bei den Bevölkerungen 
der einzelnen Mitgliedstaaten gesunken. »Euro-Pessimismus« und »Euro- 
Skeptizismus« machen sich allerorten breit, die »Eurokritiker« gewinnen in 
vielen EG-Mitgliedstaaten an Boden und Stimmen. Infolge des »Maastrichter 
Vertrages«, der in der Nacht vom 10. auf den 11. Dezember 1991 ausgehan­
delt wurde, und im Zuge des zum 1. Januar 1993 in Kraft getretenen Binnen­
marktes sowie der seit 1. November 1993 bestehenden »Europäischen Union« 
wurden gewichtige Kompetenzen in der Wirtschafts- und Währungspolitik, 
aber auch in der Sozial- und Verteidigungspolitik von den einzelnen Mit­
gliedstaaten auf die Europäische Gemeinschaft Verlagen. Das wurde von 
welen Wirtschaftsführern, Währungshütern und nicht zuletzt von um ihre 
nationalen Kompetenzen oder regionalen Pfründe fürchtenden Politikern cn 
detail oder cn bloc kritisiert, auch viele Bürger der EG-Mitgliedstaaten fühl­
ten sich angesichts der in Maastricht geschaffenen Realitäten unwohl.
8.1 »Maastricht«: Widerstand gegen die EG als Sprachkampf
Der Ortsname „Maastricht“ steht in metonymischer Verwendung für all das. 
was in seinen Verträgen festgehalten wird. Der Kampf gegen »Maastricht«1 
wird von seinen Gegnern auch auf sprachlicher Ebene geführt: Semantische 
Umdeutung erfährt die niederländische Stadt etwa bei dem sozialistischen
Die metonymische Verwendung von Ortsnamen ist im Jargon der Europäischen Gemein­
schaften weit verbreitet: „Lome" steht fur die Assoziationsabkommen der EG mit den 
afrikanischen, karibischen und pazifischen („AKP-“) Staaten, weil der erste Vertrag 
(„Lomé I") am 28. Lebntar 1975 in der togolesischen Hauptstadt unterzeichnet wurde. Die 
Folgeabkommen wurden entsprechend als „Lomé II". „Lomé III" bezeichnet. Derzeit gilt 
fur den Zeitraum 1990-2000 „Lomé IV". Auch die Basis der Gemeinschaft, die Verträge, 
die zur Gründung von EWG und EURATOM führten, werden nach ihrem Lntstehungsort 
„Römische" (seltener: „Römer") Verträge genannt. Im Zuge der Schaffung des Binnen­
marktes erhielt der kleine luxemburgische Ort Schengen „Weltruhm“: Unter „Schengenfer 
Abkommen)" wird eine Übereinkunft zwischen Deutschland, Frankreich, Italien und den 
Beneluxstaaten verstanden, in der eine nach der Öffnung der Grenzen für notwendig er­
achtete -  Angleichung der nationalen Rechtsprechungen bei Asyl-, Ausländer-, Drogen-, 
Emwanderungs- und Waffengesetzgebung angestrebt wird. Andere Metonymien wie 
Comblain-la-Tour (wichtig für »Harmomsierungsbestrebungen«) waren nur ephemerer 
Natur. Allerdings ist relativierend zu sagen, daß metonymische Verwendung von Ortsna­
men nicht auf die LG beschränkt ist: man vergleiche Versailles. Hretlon Woods, Helsinki 
etc. - auch diese werden sowohl neutral als auch positiv oder negativ besetzt verwendet. 
Die Metonymie ist gegenüber der Metapher (Canossa. Waterloo u.a.) dadurch gekenn­
zeichnet, „daß für das verbum proprium ein anderes Wort gesetzt wird, dessen eigentliche 
Bedeutung mit dem okkasionell gemeinten Bedeutungsinhalt in einer realen Beziehung 
[...], also nicht in einer Vergleichsbeziehung (,..| wie bei der Metapher steht" (Lausberg 
1990, 292).
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französischen Ex-Minister Jean-Pierre Chevènement, einem vehementen 
Einigungsgegner-’, wenn er in phonetischer Verballhornung von masse-trique 
.dicker Knüppel' spricht und dieses Wortspiel zur Verdeutlichung seiner 
Ablehnung einsetzt (Fritz-Vannahme 1992, 9). Andere französische EG-Geg- 
ner äußern ihre Ablehnung des Unionsabkommens mit einer grundsätzlich 
falschen Aussprache des Städtenamens: statt (korrekt) von [ma:s'trikt] zu 
sprechen, prononcieren sic (absichtlich) falsch [ma:s'trijtj.
In den Ländern, in denen die Bevölkerung zur Mitsprache zu »Maastricht» 
aufgerufen war, war das Echo bestenfalls zwiespältig. In einem ersten Refe­
rendum verweigerten Dänen dem Vertragswerk ihre Zustimmung, stimmten 
Franzosen nur mit äußerst knapper Mehrheit zu. und lediglich die Iren, die 
v on der EG unzweifelhaft profitieren, versahen das europäische Vertragswerk 
mit einem eindeutig positiven plebiszitären Votum. Selbst die Schweizer ver­
sagten unter dem Einfluß von »Maastricht« ihrer Regierung die Gefolgschaft 
in der Frage des Beitritts zum »Europäischen Wirtschaftsraum« (also gewis­
sermaßen der »Vorstufe« zur EG). In der Mehrzahl der Mitgliedstaaten hin­
gegen fiel die Entscheidung zu den Unionsverträgen in den Parlamenten, die 
Repräsentativdemokratie blockte (eventuell vorhandene) ablehnende Bevöl­
kerungsmeinungen mithin ab. Die Argumente der Gegner waren dabei ent­
weder national begründet (»Preisgabe nationaler Souveränität«) oder wirt­
schaftlicher Natur (weitverbreitete Skepsis gegenüber einer zu schaffenden 
gemeinsamen Europäischen Währung, dem Ecu); Verbraucher-, Umwelt- und 
Datenschützer fürchteten, mühsam gewonnenes Terrain zu verlieren (Rück­
schritte auf in EG-Verordnungen verankerte Mindeststandards zu Lasten 
weitergehender nationaler Rechtsprechung); dazu kamen eher staatspolitische 
Bedenken (Demokratiedefizit der nichtgewählten Bürokraten) und verteidi­
gungspolitische Sorgen (angestrebte Verteidigungsunion nach dem Vorbild 
der deutsch-französischen Eurocorps).
8.2 »Schlüsselwörter« versus »Plastikwörter«
Dies wurde und wird von den am europäischen Einigungsprozeß beteiligten 
Politikern durchaus gesehen, und so beeilte man sich, bei Schwachstellen im 
Maastrichter Œuvre nachzubessem. In den darauffolgenden Tagungen des 
Europäischen Rates in Lissabon (26.121. Juni 1992). Birmingham (16. Okto­
ber 1992) und Edinburgh (11./12. Dezember 1992) wurde politische Ursa­
chenforschung betrieben und wurden -  linguistisch gesehen -  Begriffe und 
semantische Felder besetzt.’ Es herrschte Konsens, daß die Ware »Europa« *I
2 Diese Etikettierung wird hier verkürzend und unreflektiert übernommen. Wie so viele, isi 
natürlich auch Chevènement kein Gegner einer »Europäischen Einigung«, sondern ein 
Befürworter, aber unter anderen Bedingungen, korrekt müßte man also sagen, ein 
»Maastricht-Gegner« !
1 Die Formulierung »Besetzen von Begriffen« geht auf den damaligen CDU-Generalsckre 
tär Kurt Biedenkopf zurück, der anläßlich des 22. Bundesparteitags der CDU am
I S. 11.1973 diese Metapher kreierte (Klein 1991,44):
die richtige sei, die Verkaufsstrategie aber offenbar die Adressaten nicht im 
gewünschten Maße erreiche. Als »Erklärungshilfen« wurden Schlüsselwörter 
geprägt oder auserwählt, die fortan die Diskussionen über den europäischen 
Einigungsprozeß begleiten sollten: Mit Hilfe des Subsidiaritätsprinzips sollte 
eine Politik der Harmonisierung seitens der EG-Institutionen nicht nur ver­
wirklicht, sondern auch positiv dargestellt werden (um der Negativkonnota- 
tion »Gleichmacherei« zu entgehen); es wurden Konzepte einer Demokrati­
sierung entworfen, die den »Eurobürgern« begrifflich zu machen versuchten, 
warum sie denn nicht selbst in der Lage sein sollten, in demokratisch legiti­
mierter direkter Wahl ein Parlament zusammenzustellen, dessen Kompeten­
zen denen ihrer jeweiligen Pendants in den Ländern wenn schon nicht ent­
sprechen, dann doch zumindest nahe kommen könnten. Nur so, vermeinten 
die Europapolitiker, sei ihren Untertanen die europäische Idee schmackhaft 
zu machen, deren Verwirklichung ein Europa der Burger sein wird oder sein 
soll. Dieses Europa soll den Bürgern neben der Wirtschafts-, Währungs-, 
Verteidigungs- und Politischen Union einen Europäischen Sozialraum be­
scheren (aber da hatten die Briten ja schon in Maastricht etwas dagegen...) 
und schließlich bis zum Jahre 1999 eine allen gemeinsame Währung, den'die 
EculECU (European Currency Unit4), verbindlich machen. Sich selbst nah­
men Politiker und Bürokraten in die Pflicht, sich diesen »gigantischen Her­
ausforderungen« zu stellen und sie um des gemeinsamen großen Zieles, der 
Vollendung der Europäischen Union, willen zu meistern.
Die Existenz von Schlüsselwörtern wird schon bei Peter von Polenz in seiner 
mittlerweise »klassischen« Geschichte der deutschen Sprache erörtert. Polenz 
führt Kommunikationsprobleme zwischen bundesrepublikanischem und 
DDR-Deutsch vor allem „auf dem Gebiet der Semantik des W o r t s c h a t ­
zes de r  p o l i t i s c h e n  Id e o 1 o g i e n u . a .  auch auf die divergierende
„Revolutionen finden heute auf andere Weise statt. Statt der Gebäude der Regierungen 
werden die Begriffe besetzt, mit denen sie regiert...“ (zitiert nach Klein 1991,46).
An dieser Stelle setzt -  laut Protokoll Beifall ein, so daß der Satz unsollendet bleibt, ln 
einer späteren Publikation greift jedoch Biedenkopf die „Metapher [...] aus einem kriege­
rischen, revolutionären und aggressiven Kontext" (Kuhn 1991,91) noch einmal auf:
„Wir erleben heute eine Revolution, die sich nicht der Besetzung der Produktionsmittel, 
sondern der Besetzung der Begriffe bedient. Sie besetzt Begriffe und damit die Informa­
tionen in der freien Gesellschaft, indem sie die Medien besetzt, die Stätten also, in denen 
das wichtigste Produkt einer freien Gesellschaft hergestellt wird: die politische Informa­
tion" (Biedenkopf 19X2, 191)
Seither werden Begriffe wie Demokratie. Gleichheit. Sicherheit. Umwelt etc. von politi­
schen Parteien im parteipolitischen Sinne semantisiert und bei der Jagd nach Wählerstim­
men eingesetzt. Interessant hierbei ist vor allem, daß auch der „politisch eher indifferente 
Ausdruck Europa" (Vogt 1991, 276) im Puropawahlkampf 19X9 von der SPD mit dem 
Slogan „Wir sind Europa“ besetzt wurde, auch wenn dieser „relativ neutrale Name |...J 
erst emotionalisiert werden" mußte (Holly 1991,258).
' Aus den weiter unten näher erläuterten terminologischen Gründen gilt hier als konvenlio- 
nalisierte Schreibweise: der Ecu (mit Ausnahme von Zitaten).
Hervorhebung bei Polenz.
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Interpretation des sich ständig wiederholenden Lexikons an: Frieden, Recht, 
gerecht, Demokratie, fortschrittlich, Freiheit, freiwillig, Humanismus, Ge­
sellschaft, wissenschaftlich, diskutieren, aufklären u.a. seien politische 
„Schlüsselwörter“, die in ihrer Polysemie nicht nur systembedingt unter­
schiedlich interpretiert würden, sondern die auch im politischen Diskurs der 
Bundesrepublik „auf bestimmte Gebrauchsbedingungen hin ideologisiert 
worden“ seien (Polenz 91978, 180). Der Terminus Schlüsselwörter kann in 
ähnlichem Sinne ohne Schwierigkeiten auf den Makrokosmos »Europa« 
übertragen werden, wo neben verschiedene ideologische Überzeugungen 
(wenngleich der Systemwettlauf West-Ost heute institutionell keine Relevanz 
mehr besitzt) nationale Befindlichkeiten, divergierende gesellschaftliche 
Wertvorstellungen, virulent diskrepierende merkantile Interessen und eine 
unterschiedlich stark ausgeprägte Affinität zur »europäischen Idee« treten.
Eine griffige Erläuterung des Terminus Schlüsselwort findet sich auch bei 
Fritz Hermanns: Man könnte mit ihm -  er unternimmt das am Beispiel des 
»kulturellen Schlüsselwortes« Arbeit -  die Definition wie folgt formulieren 
als „eins der Wörter [...]. von denen gilt, so ist zumindest zu vermuten, daß 
sie im Selbstverständnis aller Zeitgenossen [...] -  oder doch so gut wie aller­
eine ganz zentrale Rolle spielen" (Hermanns 1993, 44). Natürlich interessiert 
die europäische Integration nicht alle -  und auch nicht „so gut wie alle“ — 
Zeitgenossen; diejenigen jedoch, die einigermaßen regelmäßig die Berichter­
stattung zum Thema »Europa« verfolgen, werden zwangsläufig immer wieder 
auf die gleichen Begriffe stoßen.
Daß »Schlüsselwörter« auf internationaler Ebene eine wichtige Rolle spielen, 
belegt ein Glossar der International Chamber o f Commerce, das -  ohne jegli­
che wissenschaftlich-theoretischen Ambitionen unprätentiös-pragmatisch 
nicht nur eine mehrsprachige Terminologie (beim Terminus selbst: key 
words, palabras claves, mots-clés, termini chiave), sondern im Vorwort en 
passant auch eine Definition von »Schlüsselwort« liefert:
„Naturgemäß hat der internationale Handel die Kommunikation von Personen unter­
schiedlicher Muttersprache zur Folge. Zahlreiche Wörter und Abkürzungen, im allgemei­
nen englischen Ursprungs, werden täglich gebraucht, aber viele Geschäftsleute kennen 
das entsprechende Wort in ihrer eigenen Sprache nicht. Außerdem fällt es vielen Ge­
schäftsleuten schwer, sich in einer Fremdsprache richtig auszudrückcn [...].
Um diese Probleme zu lösen und die internationale Verständigung zu erleichtern, gibt die 
ICC diese neue Ausgabe eines mehrsprachigen Spezialwörterbuchs heraus." (ICC 21985, 
5)
Nicht verwechselt werden sollten festumrissene »Schlüsselwörter« mit den 
von Uwe Pörksen ausgemachten »Plastikwörtem«, wie er sie in seinem Essay 
zur „Sprache einer internationalen Diktatur“ beschreibt. Laut Pörksen handelt 
es sich dabei um „konnotative Stereotype“, „eine kleine Gruppe von Wör­
tern", denen die umgangssprachliche Verwendung ihre eigentliche Semantik 
genommen hat (Pörksen 1988, 11). Diese »Plastikwörter« hätten die Ten­
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denz, „Sätze zu bilden, auch ohne Verben, die, wie man so richtig sagt, eine 
geringe Rolle spielen" (Pörksen 1988, 78). Die von Pörksen zusammengetra­
genen Beispiele reichen von »Arbeit«'' bis »Zukunft« (umfassen u.a. »Ener­
gie«, »Identität«, »Leistung«, »Problem« und »Wachstum«) und „sind auf be­
unruhigende Weise austauschbar“ (Pörksen 1988, 78f.).
Die europäischen Schlüsselbegriffe hingegen sind streng definiert, stehen für 
termini tcchnici im engeren Sinne und sind erst durch ihre inflationäre Ver­
wendung und Benutzung im Begriffe, zu entsemantisierten Worthülsen zu 
verkommen und damit „verdächtig“ (Pörksen 1988, 41), zu Plastikwörtem zu 
degenerieren.
Das heißt jedoch nicht zwangsläufig, daß auf »europäischer Ebene« auf Pla­
stikwörter verzichtet würde oder verzichtet werden könnte. Vielmehr findet 
Schütte in einer einzigen »Mitteilung« der Kommission an Rat, Parlament 
und WSA1 eine ganze Reihe von Europlastikwörtern, die er in zwei Gruppen 
aufteilt, in „konnotative" und „argumentative" Stereotype. Zu ersteren zählt 
er auf internationaler Ebene, internationales Umfeld, Herausforderung!en), 
Basis, Dimension. Initiative, langfristig von entscheidender Bedeutung und 
Strategie (Schütte 1993a, 108). zu letzteren unverzerrter Wettbewerb, Kon­
vergenz der Wettbewerbsbedingungen, innergemeinschafilichcr Liberalisie­
rungsprozeß, Bereitschaft zur Zusammenarbeit, Beseitigung von Handels­
hemmnissen, faire Rahmenbedingungen, harmonisierte Position der Gemein­
schaft (Schütte 1993a, 108f).
Keineswegs soll hier aber dem ,,tragische[n] Irrtum der Fremdwortjäger" 
(Polenz 1979, 15), die in allen Internationalismen ein Übel sehen, das Wort 
geredet werden. In den folgenden Kapiteln soll vielmehr eine kurze Darstel­
lung einiger dieser Schlüsselwörter gegeben werden. Es soll der Versuch un­
ternommen werden, zu ergründen, inwiefern historisch-etymologische Se­
mantik und pragmatischer Kontextbezug der Begriffe Subsidiarität, Harmo­
nisierung, Demokratisierung, Europa der Bürger und Ecu korrelieren und 
divergieren. Es soll darüber hinaus kurz dargestellt werden, wie diese Ter­
mini in Texten europäischer Institutionen, in Kommissionswerbematerialien, 
in Broschüren von Fraktionen europäischer Parteienzusammenschlüsse, in 
der Textaushandlung von EG-Organen, in der Metakommunikation (= in 
Interviews, sei es spontan, sei es auf Nachfrage) und schließlich in den Mas­
senmedien verwendet werden, um der jeweiligen Einstellung -  Europismus 
und Europhorik auf der optimistischsten über zurückhaltende Zustimmung, 
neutrale Beobachtung und leicht kritische Distanz bis hin zu Euroskeptizis-
s Was wiederum beweist, daß ein Schlüsselwort (wie von Hermanns am Beispiel »Arbeit« 
beschrieben) ohne weiteres gleichzeitig cm Plastikwort im Sinne Pörkens sein kann.
Bei dem Dokument handelt es sich um die „Mitteilung der Kommission an den Rat, das 
Europäische Parlament und den Wirtschafts- und Sozialausschuß: ,Die maritimen Indu­
strien vor neuen Herausforderungen'" | -  KOM (91) 335 endg., Brüssel, 20.09.1991). 
Siehe zu diesem Thema auch Kapitel 5 des vorliegenden Buches.
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mus auf der pessimistischsten Seite -  als Argumentationsstruktur zu dienen. 
Es soll aufgezeigt werden, wie die genannten Schlüsselwörter dazu eingesetzt 
werden, die Idee von europäischer Einigung und Identität zu unterstützen 
oder zu untergraben, zu protegieren oder zu desavouieren, verständlich zu 
machen oder zu vernebeln, zu illustrieren oder zu karikieren und persiflieren. 
Des weiteren soll schließlich untersucht werden, ob und gegebenenfalls wie 
sie sich dazu eignen, die jeweils eigenen Interessen durchzusetzen oder aber 
Konsens und Ausgleich zu suchen sowie Kompromisse zu ermöglichen.
8.3 Subsidiaritätsprinzip
8.3.1 Etymologie des Begriffes
Lange führte der Terminus Subsidiaritätsprinzip einen linguistischen Dorn­
röschenschlaf. Der Wahrig führt nur die Termini subsidiär, subsidiarisch und 
Subsidiarismus und verweist unter Subsidiarität auf „Anwendung des Subsi- 
diarismus auf die Kirchenverfassung" (Wahrig, Deutsches Wörterbuch, Neu­
auflage 1980, München: Mosaik. S. 1250). Interessanterweise ist letzteres 
Lemma in die Neubearbeitung von 1986 nicht mehr (!) aufgenommen wor­
den. Im Duden (Duden, Deutsches Universalwörterbuch, 2. Auflage 1989. 
Mannheim u.a.: Duden, sowie identisch Duden, Das große Wörterbuch der 
deutschen Spruche in sechs Bänden, 1981 Mannheim u.a.: Bibliographisches 
Institut) findet man neben subsidiär, subsidiarisch und Subsidiarismus unter 
Subsidiaritätsprinzip den Verweis —>„Subsidiarität (1)" und dortselbst die 
Definition:
„Subsidiarität, die; -; 1. (Politik. Soziol.) gesellschaftspolitisches Frinzip. nach dem 
übergeordnete gesellschaftliche Einheiten (bcs. der Staat) nur solche Aufgaben an sich 
ziehen dürfen, zu deren Wahrnehmung untergeordnete Einheiten (bes. die Familie) nicht 
in der Lage sind. 2. (Rechtsw.) das Subsidiarsein einer Rechtsnorm." (Duden 1989. 1495 
bzw. 1981,2538).
Deutlicher wird lediglich ein Standardwerk der Lexikologie: Der Brockhaus 
Wahrig in sechs Bänden (1984, Wiesbaden: Brockhaus und Stuttgart: dva) 
bringt im sechsten Band, S. 132, folgende Erläuterungen:
„Sub-si-dia'ris-mus <m.; -; Pol.; Soziol.> Gesellschaftsordnung nach dem Subsidiäre 
tälsprinzip [zu subsidiärJ
Sub-si-dia-ri'tät <f.; -; unz.> 1 <Pol.; Soziol.> Subsidiaritätsprinzip 2 <kath. Kirchen- 
recht> Anwendung des Subsidiarismus auf die Kirchenverfassung 3 <Rechtsw.> Form 
der Gesetzeskonkurrenz bei Straftaten [zu subsidiär]
Sub-si-dia-ri'täts-prin-zip <n.. -; unz.; Pol.; Soziol.> Grundsatz, daß übergeordnete 
Gemeinschaften nur für Aufgaben zuständig sein sollen, die nachgeordnete Gemeinschaf­
ten (bzw. die einzelnen) nicht erfüllen können
sub-si-di'är <Adj. 24; bildungsspr.> oV subsidiarisch <veraltend> 1.1 unterstützend: - 
eingreifen; ~c Maßnahmen 1.2 behelfsmäßig, zur Aushilfe 1.2.1 —cs R e c h t  <Rechtsw >
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R . das erst dann an%ewendel wird, wenn eine bestimmte andere Rechtsquelle keine Vor­
st hrift enthalt |< lat. subsidiarismus .zur Reserve gehörig'; /u subsidiunr, —*Subsidium\
suh-sl-dia-risch < [-• '-)  Adj. 24; bildungsspr.; veraltend» -  subsidiär"*
Der Begriff Subsidiaritätsprinzip selbst stammt aus dem deutschen 
Spradiraum und wurde von Wilhelm Emmanuel Freiherr von Ketteier, Mit­
glied der Frankfurter Nationalversammlung und späterer Bischof von Mainz, 
1848 geprägt. Das Wort Subsidaritütsprinzip hielt Einzug in die katholische 
Soziallehre, die mit der päpstlichen Enzyklika Rcrum novarum Leos XIII. 
vom 15. Mai 1891 begründet wurde. Dieses Rundschreiben beschäftigte sich 
mit der Verelendung des Industriearbeiterproletariats, deren Ursachen die 
Kirchengewaltigen im hemmungslosen Wirtschaftsliberalismus sahen. Als 
Lösung der sozialen Frage wurde -  in Ablehnung und zur Abwehr marxisti­
scher Ansätze -  die Koalitionsfreiheit der unteren Schichten postuliert, die 
sich in »Selbsthilfegruppen« (wie man wohl heute sagen würde) in Solidarität 
versammeln sollten (etwa in den Kolping- Vereinen) und -  nach eben diesem 
Subsidiaritätsprinzip -  versuchen sollten, all jene Aufgaben und Vorhaben, 
die der Staat nicht lösen konnte, auf einer untersten Ebene in Eigenregie zu 
lösen bzw. zu verwirklichen. Exakt auf den Tag vierzig Jahre später (am 15. 
Mai 1931) -  Faschismus und Kommunismus waren auf dem Vormarsch und 
strahlten immer stärkere Attraktivität auf die von Wirtschaftskrise und Mas­
senarbeitslosigkeit betroffenen Bevölkerungen aus -  griff der damals residie­
rende Papst Pius XL auf die Enzyklika Rcrum novarum zurück. In einer Art 
Fortschreibung, in Quudragesimo anno, formulierte er zur Abwehr totalitärer 
Systeme und zur Stärkung der katholischen Glaubenslehre die Subsidiarität 
als Zuständigkeitsprinzip der Gesellschaft im Sinne von Förderung der 
Eigeninitiative und Hilfe zur Selbsthilfe.* 9
* Während der redaktionellen Überarbeitung dieses Kapitels erschien (nach »Maastricht«) 
Band 21 der ßrockhaus-linzyklopädie (19. Auflage), in der dem Stichwort „Subsidiaritäls- 
prinztp" ein längerer Beitrag gew idmet ist (Unterpunkte: I ) kath. Soziallehre, 2) Recht). 
Dabei wird explizit das europäische Gemeinschaflsrecht und insonderheit der Maastrich­
ter Vertrag hervorgehoben, und entgegen den sonstigen enzyklopädischen Gepflogenhei­
ten wird hier sogar wertend kommentiert:
„Der geänderte Art. 3 b des EWG-Vertrages bestimmt, daß die Gemeinschaft in Berei­
chen, die mehl in ihre ausschheßl. Zuständigkeit fallen, nach dem S. nur läng wird, sofern 
und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf der Ebene der Mitglied­
staaten nicht ausreichend erreicht werden können. Da die Einhaltung der S. bei Verord­
nungen und Richtlinien der EG kaum sinnvoll vom Gerichtshof der EG überprüft werden 
kann, erwartet man, daß sich daraus eine Verringerung der >Brusseler< Regelungen nur 
ergeben wird, wenn die EG-Kommission sich bei ihren Vorschlägen eine gewisse Selbst­
beschränkung auferlegt." (S. 396)
9 Daß semantisch mit dem Begriff Subsidiaritätsprinzip schon damals Etikettenschwindel 
betrieben wurde, machen nicht zuletzt die vom gleichen Papst zu verantwortenden Later­
anverträge und der Abschluß des Reichskonkordats, mit dem das faschistische System 
Italiens bzw. die nationalsozialistische Diktatur Deutschlands internationales Renommee 
erfuhren, deutlich. Das in der Quadragesimo anno postulierte Subsidiaritätsprinzip diente 
also vor allem dem Kampf gegen sozialistische Ideen, totalitäre faschistische Systeme 
blieben zunächst (bis zur 1937 - übrigens in Deutsch -  verkündeten Enzyklika Mit bren-
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X.3.2 Das »Subsidiaritätsprinzip« als Teil des Föderalismus im deutschen 
Sprachraum
In der von der katholischen Kirche vorgegebenen Definition erfuhr der Be­
griff »Subsidiarität« Eingang in die Rechtsprechung. All das, was der Staat 
nicht oder nur schlechter als untere Instanzen bewerkstelligen konnte, sollte 
(Bundes-)Ländem, Gemeinden, kirchlichen Institutionen etc. überlassen wer­
den. Das führte dazu, daß heute oftmals Subsidiaritätsprinzip und Föderalis­
mus gleichgesetzt werden, was vor allem in Staatswesen, in denen eher zen­
tralistische Strukturen denn föderaler Aufbau herrschen, immer wieder Irrita­
tionen hervorruft.
So formuliert etwa der bayerische Ministerialdirektor Kurt Scheiter in einem 
Referat über Subsidiarität anläßlich eines Seminars beim Royal Institute of 
International Affairs10 recht unmißverständlich:
„Föderalismus ist das Gestaltungs-Prinzip für das Europa der Zukunft. Denn ohne föde­
rale Strukturen in der EG -  und zwar auch unterhalb der Ebene der Mitgliedstaaten - 
kann sich das Subsidiaritätsprinzip als Handlungsprinzip nicht entfalten. Wir brauchen 
möglichst viele .kleine Einheiten', die Aufgaben übernehmen können. Und deshalb ist für 
uns staatliche und gesellschaftliche Selbstverwaltung die notwendige Ergänzung von Fö­
deralismus und Subsidiarität. Nur in einem föderalistisch aufgebauten Europa wird die 
Vielfalt in der Einheit erhalten bleiben, die wir wollen.!...) Ein föderalistisches Europa 
bleibt überschaubar, begreifbar und bürgernah.“ (Scheiter 1990, 218)
Die hier insinuierte Aufwertung Bayerns in einem »Europa der Regionen« 
postuliert weit weniger unverhohlen der seinerzeitige Vorsitzende der CSU- 
nahen Hanns-Seidel-Stiftung, Fritz Pirkl, unter dem Mantel von »Subsidiari­
tätsprinzip« und »Föderalismus«:
„Der Grundsatz der Subsidiarität staatlichen Handelns und, in engstem Zusammenhang 
damit, die föderative Balance der öffentlichen Gewalten auf europäischer Ebene, unter­
stützt von einem durchdachten Föderalismus-Konzept, sind hierbei von herausragender 
Wichtigkeit.
Die Erkenntnis, daß die Stichworte Subsidiarität, Föderalismus und Regionalismus in 
einem politisch vereinten Europa die Wahrung menschlicher Verhältnisse in historisch 
gewachsener Vielfalt bedeuten, hat mittlerweile sogar in den zentralistisch ausgerichteten 
Staaten Europas Boden gewonnen. Im föderativen Staatsaufbau Deutschlands ist darauf 
zu achten, daß ein Vereintes Europa nicht eine Infragestellung der Staatsqualität der ßun 
desländer nach sich zieht. Die Bundesländer sind durch ihre Forderung nach gesicherter 
Mitwirkung an der Europapolitik des Bundes und an den Entscheidungen auf Gemein- 
schaftsebene desto effektivere Anreger einer föderativen europäischen Ordnung, je ge­
läufiger die von ihnen getragenen Gedanken der Subsidiarität und des Föderalismus auch 
unseren europäischen Nachbarn werden.
nender Sorge) von der päpstlichen Kritik verschont, solange sie die katholische Kirche 
gewähren ließen.
IU Es handelt sich hier wohlgemerkt um ein Referat, das vor »Maastricht« gehalten wurde.
Der Freistaat Bayern sieht eine wesentliche europapolitische Aufgabe darin, solchen Leit­
gedanken für das Humpa der Zukunft zum Durchbruch zu verhelfen." (Pirkl 1992, 6)
Andererseits sind aber auch von deutsch sprachiger (denn in diesem Fall wohl 
österreichischer) Seite kritische Stimmen zu vernehmen, die den zwangsläu­
figen Zusammenhang zwischen Subsidiaritätsprinzip, Föderalismus und Re- 
gionalismus so einfach nicht akzeptieren w'ollen, wie etwa Fiummer/Bohr
(1992,67):
„So einfach ist das also: zuerst postuliert man die Subsidiarität als Handlungsprinztp. das 
dann den Föderalismus als Gestaltungsprinzip nach sich zieht und anschließend bedingen 
beide Kriterien eine notwendige Regionalisierung Europas. Wenngleich diese Schlußfol­
gerung bloß auf der Ebene politischer Postúlate angesiedelt ist, ist der in ihr angelegte 
.Automatismus' der gegenseitigen Bedingtheiten zwischen diesen drei Konzepten nicht 
schlüssig."
Dennoch scheint offenbar- von deutscher Rechtsauffassung ausgehend -  in 
diesem Sprachraum etwas vorhanden zu sein, das der Mühe wert ist, auf das 
Gemeinsame Europa übertragen zu werden. Knapp, bündig und entsprechend 
selbstbewußt erkennt Knemeyer (1990, 449):
„Föderalismus und Subsidiarität, aber auch Dezentralisation gehören in der Bundesre­
publik wie in Österreich und der Schweiz zum Alltagswortschatz der Politiker. In ihren 
Ausformungen werden sie in der Öffentlichkeit tagtäglich erlebt. Auch die Untergliede­
rungen in Belgien, die italienischen Regionen und die spanischen Comunidades Autóno­
mas sprechen für Föderalismus und Subsidiarität. Erst langsam aber wird das von deut­
schen Politikern als Magna Charta für Europa bezeichnete Subsidiaritätsprmzip von den 
europäischen Institutionen zur Kenntnis genommen."
8.3.3 Das »Subsidiaritätsprinzip« in der EG
Auf europäischer Ebene war das Subsidiaritätsprinzip bis vor kurzem reich­
lich unbekannt. Es tauchte ausdrücklich nur in der europäischen Umweltge­
setzgebung auf. Artikel 130r Abs. 4 des EWG-Vertrags lautet:
„Die Gemeinschaft wird im Bereich der Umwelt insoweit tätig, als die [...] genannten 
Ziele besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können als auf der Ebene der ein­
zelnen Mitglicdstaaten" (zitiert nach Grunwald 1991. 32).
Man beruft sich mithin auf den .„Grundsatz der Suche nach der bestgeeig­
neten Aktionsebene*, auch als ,Subsidiariätsprinzip‘ oder ,Besserklauscl‘
bezeichnet" (Oppermann 1991,745)."
Das änderte sich mit dem Maastrichter Vertrag, in den das Subsidiari­
tätsprinzip in Artikel 3b EGV ausdrücklich Aufnahme fand. Galt bisher das 
Subsidiaritätsprinzip den Eurokraten „als eine Besonderheit der von ihrem 
föderalen Staatsaufbau geprägten Deutschen" (Schmidhuber 1992, 25), so 
spürten nunmehr auch Europa-Veteranen aus anderen Staaten, wie der belgi-
ii Hervorhebungen vom zitierten Verfasser.
sehe christdemokratische Europaparlamentarier I„eo Tindemans, daß das 
Thema Subsidiarität auf einmal „brandaktuell“ wurde und „im Mittelpunkt 
aller Gespräche steht" (Tindemans 1992. 7). Der damalige niederländische 
Justizminister sah in der Subsidiarität „die Ablehnung sowohl einer Politik, 
die alle Vielfalt absorbiert, als auch einer Politik [...] des laissez*falre, 
laissez-allcr, der gegen den Staat in all seinen Formen gerichtet ist“ (Hirsch- 
Ballin 1992, 17), und ein französischer Ex-Präsident rückte gar das Wort 
„Effizienz“ in die Umgebung des Subsidiaritätsprinzips (Giscard d’Estaing 
1992, 41). Kurzum: Seit Maastricht ist der Begriff zu einem „geflügelten 
Wort geworden“, wie Egon Klepsch, der damalige Fraktionsvorsitzende der 
Europäischen Volkspartei (EVP) im Europäischen Parlament, befand 
(Klepsch 1992, 38).
Eiligst wurde in der Kommission eine »Mitteilung an den Rat und an das 
Europäische Parlament« (EG-Kommission (Hrsg.) 1992c) verfaßt, ln dieser 
„Arbeitsunterlage" werden von der Kommission Anwendungsbereich und 
Umsetzung des Subsidiaritätsprinzips in folgenden Bereichen behandelt: 
„Ausarbeitung von Rechtsvorschriften, Durchführung von Gemeinschafts­
politiken sowie finanzielle und sonstige Kontrolle der Gemeinschaftstätig­
keit" (EG-Kommission (Hrsg.) 1992c, 1). Das Subsidiaritätsprinzip wird hier 
explizit als einer der drei Pfeiler -  neben der Stärkung der demokratischen 
Kontrolle sowüe mehr Transparenz bei der gemeinschaftlichen Gesetzgebung 
und sonstigen Maßnahmen -  für die Verwirklichung der Europäischen Union 
angesehen. Auf insgesamt (iii+) 21 Seiten (in der deutschen Version) ver­
sucht die Kommission den Begriff »Subsidiaritätsprinzip« zu (er)klären und 
den Anwendungsbereich sowie die daraus resultierenden Probleme darzustel­
len. Darin wird u.a. festgehalten, daß laut Artikel 3b, Absatz 1 des 
Maastrichter Vertrags, „eine erste -  allzu oft verkannte -  Auswirkung des 
Subsidiaritätsprinzips [...] die einzelstaatliche Zuständigkeit die Regel und 
die Gemeinschaftszuständigkeit die Ausnahme [ist]“ (EG-Kommission 
(Hrsg.) 1992c, 3).
Als problematisch erachtet die Kommission die konkrete Umsetzung des 
Subsidiaritätsprinzips aufgrund des Fehlens einer Zuständigkeitsliste und der 
Abgrenzungsproblematik »ausschließliche« versus »konkurrierende Zustän­
digkeiten« (EG-Kommission (Hrsg.) 1992c, 3f.).12 Das Subsidiaritätsprinzip 
wird zweidimensional definiert: Es deckt zwei unterschiedliche Rechtsbe­
griffe ab, die „leicht verwechselt werden" (EG-Kommission (Hrsg.) 1992c, 
4):
12 Gerade hier sehen auch deutsche Kritiker der Maastrichtcr Beschlüsse im Subsidian- 
tätsprinzip lediglich einen „vagen Formelkompromiß", der „falls überhaupt einklagbar 
[...] dem bisher recht zentralistisch gestimmten Huropäischen Gerichtshof bei der Ausle­
gung großen Spielraum“ läßt (Rath 1993, 24f.).
(1) die Notwendigkeit des Handelns (wobei die Gemeinschaft den Beweis 
erbringen muß, daß ihr Eingreifen [gegen einzelne Mitgliedstaaten] be­
gründet ist, was nur bei »ausschließlicher Zuständigkeit« möglich ist);
(2) die Intensität des Handelns (Verhältnismäßigkeit der Mittel: Vorrang von 
Unterstützungsmaßnahmen gegenüber Reglementierung, von gegenseiti­
ger Anerkennung gegenüber Harmonisierung, von Rahmenrichtlinien ge­
genüber detaillierten Regelungen etc.) (EG-Kommission (Hrsg.) 1992c, 
4f.).
Ausdrücklich hält die Kommission fest, daß das Subsidiaritätsprinzip nicht 
als Blockadeinstrument dienen dürfe:
„Die Siihsidiariläl darf nicht herangezogen werden, um das Hntscheidungsverfahren zu 
blockieren, sie ist lediglich ein Enlscheidungskriterium und muli zusammen mit anderen 
Elementen (Rechtsgrundlage, Bestimmungen) unter Einhaltung der für den betreffenden 
Vorschlag geltenden Abstimmungsregeln geprüft werden. Erst wenn das Parlament oder 
der Rai .Allgemeine Angelegenheiten' nach Prüfung eines Vorschlags der Auffassung 
sind, daß das Subsidiaritätsprinzip nicht beachtet wurde, sollte die Kommission ihren 
Vorschlag unter diesem Aspekt erneut prüfen, sofern eine ausdrückliche Aufforderung 
hierzu ergeht.
Darüber hinaus muß der Kommission im Rahmen der interinstitutionellen Zusammenar­
beit die Möglichkeit gegeben werden, .Alarm zu schlagen', wenn Abänderungen des Ra­
tes und des Parlaments gegen das Subsidiaritätsprinzip verstoßen. Zu diesem Zweck sollte 
auch ihr Recht anerkannt werden. Vorschläge zurückzuziehen." (EG-Kommission (Hrsg.) 
1992c. 20)
8.3.4 Sprachliche »Integration« vs. »Mißbrauch« des Terminus »Subsidia- 
ritätsprinzip«
Sprachlich konnte der Terminus »Subsidiaritätsprinzip« problemlos in die 
meisten Systeme integriert werden: engl, principie o f subsidiarity, frz. prin­
cipe de subsidiarité, it. principio di sussidiarietä, port. principio de subsidi- 
ariedade und span, principio de subsidiaridad folgen dem deutsch-lateini­
schen Muster. Im Dänischen und Niederländischen wurden Lehnübersetzun­
gen, narhedsprincipipet) bzw. subsidiarileitsbeginsel gewählt, lediglich das 
Griechische fällt ganz aus dem Rahmen: ápx^i Tfjq CTupjtZripCdpaTiKÓ- 
Ttytaq.1' *
Wie eindeutig der Terminus Subsidiaritätsprinzip auf das Territorium der EG beschränkt 
ist, zeigt ein Blick in Fachwörterbücher zu Sprachen von Mitgliedstaaten in sehr naher 
Zukunft (ein schwedisches Fachwörterbuch Jur Recht und Wirtschaft, Parsenow 1985, 
führt nur Subsidien, sd. suhsidier und Subsidienabkommcn, sd. subsidiefördrag). in mög­
licherweise absehbarer Zeit (ein slowenisches Wörterbuch der Rechts- und Wirtschafts­
sprache, Apovnik/Karnicar 1989, nennt immerhin Subsidarilät(sgrundsatz). sin. (nácelo) 
subsidiarnost(i)) oder eher noch sehr ferner Zukunft (ein analoges russisches Wörterbuch, 
Wcsy/Karcsay 1985, nennt Subsidiarität, russ. vspomogatel’nyj Charakter; subsidiar­
nos!'). Als „Prinzip" ist die Subsidiarität in keiner dieser Sprachen verankert -  die 
Worlbildungsmöglichkeiten jener Sprachen lassen eine bedenkenlose Übertragung zu ge­
gebener Zeit befürchten. Dagegen etwa nennt ein deutsch-niederländisches Juridisch
Ein komplizierter Begriff wie Subsidiarität fordert zum sprachlichen Miß­
brauch geradezu heraus. Nationale Interessen und wirtschaftliches Hegemo­
niestreben werden unter dem Schutzmantel »Subsidiarität« ebenso verborgen 
wie Argumentationsstrategien, um skeptischen Bürgern die Angst vor dem 
bürokratischen Moloch »Europa« zu nehmen. Sehen Deutsche durchaus einen 
Zusammenhang zwischen Subsidiaritätsprinzip und Föderalismus, also Kom­
petenzenverlagerung nach »unten«, verstehen Briten unter federalism eher 
eine Bündelung von Macht in der nationalen Zentrale:
„Die Briten -  Schotten ausgenommen -  empfinden auch keine regionalen Stammesloyali­
täten wie etwa Bayern oder Rheinländer. Während in Deutschland das Subsidiaritätspnn- 
zip bis hin zur Aufgabenteilung zwischen I.änderregicrungen und Europäischer Gemein 
schaft unter weitgehendem Ausschluß der Bundesregierung betrachtet werden kann, be­
deutet .subsidiarity' für die Briten ein Höchstmaß an Entscheidungsbefugnis für die Lon 
doner Regierung." (Jenkins 1991,44)
Auch den ansonsten (für britische Verhältnisse) dem europäischen Eini­
gungsprozeß wohlgesonnenen European befällt ein ungutes Gefühl, wenn er 
dieses „ugly word with an honourable purpose and a marginally exotic past" 
beschreibt, dessen Interpretationsspielraum anläßlich des Birminghamer Gip­
fels ausgereizt werden sollte:
„The virtues of the S-word were sung by Prime Minister Major, Chancellor Kohl, Presi­
dent Mitterrand and Delors. Warnings by lawyers, of the dangers of taking a religious 
principle and converting it into a legal text, were ignored. [...]
Britain, despite holding the EC presidency and taking the decision to hold the summit, 
found support only from Denmark in its determination that the subsidiarity doctrine 
should mean a shift of the Community's existing powers back to national governments.
Germany and France did accept the need to make the Community more voter friendly and 
ensure that the Brussels elite does not lose touch with the people of Europe.
But, President Mitterrand insisted that subsidiarity should not have a legal status nor 
weaken the Community and Chancellor Kohl insisted it should not involve a repatriation 
of powers.
Others, including the Netherlands, Belgium, l.uxembourg and Spain, are determined to 
block any attempt to trim the powers of the Commission, a body they believe helps gne a 
voice to the Community’s power and smaller members."* 14
Woordenbock (Scheer 1989) das Prinzip in der Entsprechung subsidariteitsbeginsel, wäh­
rend in einem einschlägigen EG-Glossar, das sich insbesondere an Übersetzer wendet 
(Zerwes 1989), der Terminus offenbar - im Gegensatz etwa zu subsidiary (arrange- 
menls, body, companies, means of organizing work etc.) und subsidization -  nicht aufge­
führt wird, ein wohl untrügliches Signal für die Tatsache, daß der Begriff weder als fach- 
spezifisch noch als problematisch bei der Übersetzung empfunden wird.
14 So what in the world does „subsidiarity" mean? Who does what, and at what level... In 
The European, Special Guide No. 1 (1992): Maastricht Made Simple, 34-35,
Unbestritten ist, daß das Subsidiaritätsprinzip auf Initiative des EG-Komrnis- 
sionspräsidenten Jacques Delors als einer der Kernpunkte der angestrebten 
Politischen Union Eingang in die Vertragswerke gefunden hat (Cwik 1991, 
413). Daß er aber nicht von alleine auf die Idee gekommen ist, wird gerne im 
Freistaat Bayern betont. So hat unlängst dessen Europaminister Thomas 
Goppel herausgestrichen:
„Hätte nicht Jacques Delors nach seinen Gesprächen mit Franz Josef Strauß und Max 
Slreibl in den Jahren I988'89 das Subsidiaritätsprinzip aufgegriffen und europaweit be­
kannt gemacht, wäre nach dem knappen Ausgang des Dänemark- und Frankreich-Refe­
rendums die pro-europäische Kraft in Edinburgh nicht genügend mobilisierbar gewesen.
Aus diesem Grunde sollen die Kritiker des Subsidiaritätsprinzips, die sich leichtfertig 
einen Alleinvertretungsanspruch -  was die Ratio betrifft -  zumessen, auf der Grundlage 
ihrer politischen Erfahrung und ihres Urteilsvermögens der Frage nachgehen, wo wir 
stünden, wenn Edinburgh zum Mißerfolg geworden wäre! Die sophistische Relativierung 
des Subsidiaritätsprinzips nutzt keinem.
Auch seine Befürworter wissen um seine Mängel. Wir haben das Subsidiaritätsprinzip nur 
deshalb in der Argumentation nach vorne gebracht, weil andere EG-Mitgliedstaaten keine 
föderale Erfahrung haben und ihnen von daher das Vorstellungsvermögen für das rei­
bungslose Funktionieren einer föderalen Struktur fehlt. Auch hat der Begriff ,federalisnr 
int Englischen die Bedeutung des deutschen Begriffs .Zentralismus', will das Gegenteil 
von dem, was wir unter Föderalismus verstehen." (Goppel 1993, 10f.)
Sollte auch nie endgültig zu klären sein, ob nun bayerischer Föderalismus 
oder die „Denktank-Küche von Kommissionspräsident Delors -  geradezu 
verschwörerisch .Prospektivzelle’ geheißen" (Thalmann 1992b, 28) als trei­
bende Kraft hinter der institutionellen Verankerung des Subsidiaritätsprinzips 
in Artikel 3b des EGV stecken, so steht doch fest, daß die Thematik der EG- 
Kommission so wichtig erschien, daß sie in der schon erwähnten „Mitteilung 
der Kommission an den Rat und an das Europäische Parlament” (EG-Kom- 
mission (Hrsg.) 1992c) sehr viel Wert darauf legt, daß auf sie, die Kommis­
sion selbst, „aufgrund ihres Initiativrechts eine besonders wichtige Rolle” 
durch die Verankerung des Subsidiaritätsprinzips zukomme (EG-Kommis- 
sion (Hrsg.) 1992c, 2).
Wie schwierig sich selbst der „Erfinder” des »Subsidiaritätsprinzips« mit 
einer Interpretation des Terminus tut, verdeutlicht die Tatsache der Auslo­
bung einer Belohnung für eine konzise Definition:
„The problem for Europe's leaders bas come, not so much in agreeing that someihing 
needed to be done, as interpreting what subsidiarity means. EC prexident Jacques Delors 
found the task so daunting thai, during an emotional speech to the European parliament, 
he offered a job and Ecu 200,000 to anyone who could define subsidiarity on one page."1' 15
15 Vergleiche Fußnote 14.
8.3.5 »Subsidiaritätsprinzip« in den Fallstudien und Interviews
In unseren konkreten Fallstudien wurde wiederholt auf das »Subsidiaritäts- 
prinzip« abgehoben: In der Stellungnahme »Die maritimen Industrien vor 
neuen Herausforderungen« wurde in den »Schlußfolgerungen« festgeschrie­
ben:
„So müßte auch der Begriff der .Subsidiarität' in bezug auf die Position der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten klarer gefaßt werden .Wohlfahrtskonzepte' sind gewiß nicht der 
richtige Weg; durchaus gerechtfertigt erscheint dagegen eine von Koordiniemngs- und 
Einanzmaßnahmen begleitete Industriepolitik, wobei diese flankierenden Maßnahmenden 
Wirtschaftsakteuren in der Phase der Konsolidierung und der Neubelebung der Unter­
nehmen in einem Umfeld zunehmender Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen 
Sektoren und innerhalb dieser Sektoren als Stütze dienen."
Hier werden also unter dem Deckmantel des »Subsidiaritätsprinzips« und 
unter Zuhilfenahme von Euphemismen (Plastikwörtem) wie „flankierende 
Maßnahmen", „von Koordinierungs- und Finanzmaßnahmen begleitete Indu­
striepolitik", „Konsolidierung und Neubelebung“ sowie „als Stütze dienen" 
recht unverhohlen EG-Subventionen für die verschiedenen Sparten der »mari­
timen Industrien«, Werften, Reedereien, Fischfangindustrie etc., gefordert, 
um sie gegen Konkurrenz aus Ostasien oder aus Biiligflottenländem abzu­
schotten.
Bei den Arbeiten der Studiengruppe »Die künftige Erweiterung der Gemein­
schaft« brachte der Berichterstatter das »Subsidiaritätsprinzip« in ein erstes 
Arbeitsdokument ein. wobei die Formulierung durchaus beredtes Zeugnis 
dafür ist, daß selbst Insider der ihnen kryptisch erscheinenden Verankerung 
des Subsidiaritätsprinzips in den Maastrichter Verträgen skeptisch oder ratlos 
gegenüberstehen:
„Mil dem in Maastricht ausgehandelten Unionsvertrag und seiner Ratifizierung durch die 
nationalen Parlamente werden die bestehenden Strukturen mit ziemlicher Sicherheit an 
ihre Grenzen stoßen. Dies dürfte sowohl für den gemeinsamen Entscheidungsprozeß, von 
dem in erster Lime das Europäische Parlament und der Ministerral betroffen sind, als 
auch für die zunehmende Zahl der Mehrheitsbeschlüsse im Rat gelten. Werden die subti­
len Maastrichter Kompromisse zu einer Lähmung des Beschlußfassungsverfahrens der 
Gemeinschaft führen? Wird das Subsidiaritätsprinzip in der Praxis funktionieren? Auch 
die neue Soziale Gemeinschaft stellt die Institutionen vor viele Fragen.”16
Das erschien wohl selbst dem Berichterstatter als eine Aneinanderreihung 
von zu vielen Fragen, auf die er keine Antwort anzubieten hatte, so daß er 
sich bis zur Präsentation eines »Vorentwurfs einer Stellungnahme« folgendes 
ausdachte:
„Die Fachgruppe wird zu den Vorschlägen über die Zahl der Kommissionsmitglieder, die 
Größe des Europäischen Parlaments und die Verfahrensweisen von Kommission, Parla­
16 Hervorhebungen J.B.
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ment und Kat zu gegebener Zeit Bemerkungen Vorbringen. Derart detaillierte Vorschläge 
werden wohl nicht vor 1996 auf der Tagesordnung einer Regierungskonferenz stehen, 
doch macht der durch eine Erweiterung bedingte Bedarf an Änderungen in diesem Be­
reich es erforderlich, sich hierzu zu äußern. Ähnliche Modelle föderaler Systeme, wie sie 
in den Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik zu finden sind, sollten genauer Be­
trachtung unterzogen, aber nicht nachgeahmt werden. Wenn innerhalb der EG von 
.Subsidiarität' und .souveränen Staaten' gesprochen wird, so bedeutet dies, daß keines 
dieser beiden Modelle den Bedürfnissen der Gemeinschaft in vollem Umfang gerecht 
werden w ird" 17
Es war allerdings während der Beratungen möglich, den Berichterstatter da­
von zu überzeugen, daß die Studiengruppe nicht erstrangig mit Fragen von 
»■Subsidiarität« und »Föderalismus« befaßt sei, vielmehr die Aufgabe hatte, 
sich mit dem erwarteten Andrang neuer EG-Beitrittskandidaten zu beschäfti­
gen. Das hatte schließlich zur Folge, daß das »Subsidiaritätsprinzip« in den 
folgenden vier (der Studien- und der Fachgruppe sowie der Vollversamm­
lung) vorgelegten Textfassungen nicht mehr vorkam.
Besonders häufig wird das »Subsidiaritätsprinzip« als Argument in kontro­
versen Diskussionen über die EG-Sozialpolitik eingebracht. Als Beispiel da- 
tur mag das Abstimmungsverhalten der Arbeitgeber bezüglich der Stellung­
nahme „Erster Bericht über die Anwendung der Gemeinschaftscharta der 
sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer" dienen. In einem Interview vertrat 
die verantwortliche Berichterstatterin jener Stellungnahme, die stellvertre­
tende DGB-Vorsitzende Ursula Engelen-Kefer die Ansicht, daß gerade briti­
sche Vertreter das »Subsidiariätsprinzip« mehr oder weniger mißbräuchlich 
in Anspruch genommen hätten, indem sie -  trotz vorheriger partieller Zu­
stimmung -  nach dem Lissaboner Gipfel, „wo ja dann das Prinzip der Subsi­
diarität wieder besonders hervorgehoben wurde“, ihre Meinung zwischen 
Fachgruppen- und Plenarsitzung änderten und schließlich gegen die Stellung­
nahme stimmten,
„so nach dem Motto: .Wir wollen ja gar nicht so weit gehen in der Entwicklung einer 
Sozialpolitik auf der europäischen Ebene, sondern das ist die Sache der Mitgliedstaaten 
selber; also die kleinere Einheit, das sind die Mitgliedstaaten, soll sich uni die Sozialpoli­
tik kümmern und nur dann, wenn das überhaupt nicht machbar ist, ist das eine Sache der 
Europäischen Gemeinschaft'".
K.4 Harmonisierung
Bei der Abfassung der Römischen Verträge schien zunächst niemand an eine 
.Angleichung" der jeweiligen Rechtsprechungen zu denken, vielmehr 
schwebte den europäischen »Gründervätem« wohl eine Art „Annäherung" 
der nationalen Gesetzgebungen an, wie Will 1994 in einem vergleichenden
Hervorhebungen vom zitierten Berichterstatter.
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Beitrag der Genese der Europäischen Gemeinschaften und des „Mercosul“11 
berichtet:
„Hm 1956, durante as negociaföes preliminares para a constituirán da CEE ninguém 
pensou em harmonizado do Direito Privado, menos ainda numa harmonizado em larga 
escala. (...) Com re la jo  á terminología, é interessante observar que num primeiro 
momento todos pensaran) em .rapprochement' (aproximarán). Só na última hora, por 
ocasiáo da redarán final, alguém gostou mais do temió .harmonisationV,Angleichung', 
que entrou entáo no texto do tratado". (Will 1994, 69)1Q
Doch schon 1969 erklärte der bei der EG-Kommission für Wettbewerbspoli- 
tik und Rechtsangleichung zuständige Kommissar Hans von der Groeben vor 
dem Europäischen Parlament hinsichtlich einer Harmonisierung der gesetzli­
chen Vorschriften in den Mitgliedstaaten:
„Der Vertrag von Rom und die in ihm festgelegte Struktur der Gemeinschaft bilden den 
rechtlichen und institutioneilen Rahmen, in den die Politik der Rechtsangleichung sich 
einzufügen hat und der für ihre Aufgaben und Grenzen bestimmend ist. Die Rechtsanglei- 
chung kann für die Gemeinschaft daher kein Selbstzweck sein. Sie gehört vielmehr zu den 
Mitteln und Instrumenten, die den Institutionen der Gemeinschaft zur Erfüllung der ihnen 
übertragenen Aufgaben in die Hand gegeben sind.
Damit sind der Rechtsangleichung zwei Grenzen gesetzt. Die erste Begrenzung ergibt 
sich aus den Zielsetzungen des Vertrags und ihrer Konfrontation mit dem jeweils erreich 
ten Stand der Entwicklung. (...) Die zweite Begrenzung ergibt sich aus der instrumentalen 
Brauchbarkeit der Rechtsangleichung, (...) zur Verwirklichung der Vertragsziele beizu- 
tragen.“18 *20
Schon vor zwanzig Jahren wurde in einem Artikel über Fremdwörter in der 
Sprache der Politik das Verbum harmonisieren in den kleinen Fundus von 
Wörtern „mit positivem Gefühlsbeiwert" (im Gegensatz zu der „weit größe­
ren Anzahl von Wörtern mit „negativem“ oder positiv-„euphemistischem 
Gefühlswert“) eingeordnet (Eggeling 1974).21 So ähnlich mag von seiten der 
Eurokratie auch spekuliert worden sein: Mit Harmonisierung verbindet so-
18 Mercosul (portugiesisch) oder Mercosur (spanisch) bedeutet aufgelöst Mercado Comum 
do Su! bzw. Mercado Común del Sur. Er umfaßt die I.änder Argentinien, Brasilien, Para­
guay und Uruguay und strebt vor allem eine wirtschaftliche Freihandelszone an, im Ge­
gensatz etwa zum Pacto Andino (Bolivien, Ekuador, Kolumbien, Peru und Venezuela), 
der eine „gewisse supranationale Harmonisierung“ samt zuständigem Oberstem Gerichts­
hof in Quito installiert hat (Will 1994, 67f.).
„Während der Vorverhandlungen zur Gründung der EWG 1956 dachte niemand an eine 
Anglcichung des Privatrechts, geschweige dann an eine Angleichung in großem Ausmaße. 
(...) Hinsichtlich der Terminologie ist es interessant zu beobachten, daß in einem ersten 
Moment alle an rapprochement (Annäherung) dachten. Erst ganz zum Schluß, anläßlich 
der Endfassung bevorzugte irgendjemand den Terminus ,harmonisatio‘ .Angleichung', 
der daraufhin Einzug in den Text hielt.“ (Übersetzung J.B.)
2U Zitiert nach Schwanz 1987, 335f.
21 Zitiert nach Eggeling 1979, 304, der in unbewußter Antizipation die Argumentation engli­
scher und sonstiger Euroskeptiker vorwegnahm, indem er folgerte, daß „das Wort solida­
risch nur einen sehr schwach positiven Gefühlswert enthält, (während) dieser bei harmo­
nisieren und Fairneß deutlich konstatierbar (ist)“.
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wohl der geneigte wie auch der weitgehend skeptische »Eurobürger« sicher 
vornehmlich Positives. Die heute vielerorts zu lesenden Komposita wie Har- 
monisierungssueht. Harmonisierungswahn oder Harmonisierungswut sind 
neueren Datums und entspringen eher einer vermeintlich übermäßig stark 
ausgeprägten Neigung der Brüsseler Behörden, wirklich alles bis ins kleinste 
Detail zu normieren, sprich zu harmonisieren.
Was sehr abstrakt klingt, hat im Laufe der Jahre an Aktualität noch gewonnen 
und ist zu einem Hauptbestandteil der Arbeit Brüsseler EG-Kommissionsbe- 
amter mit Auswirkungen auf das Alltagsleben aller EG-Bürger geworden. Die 
Neigung der EG-Bürokraten zu Schlagworten, die für alle Amtssprachen ein- 
setzbar sind, wird auch bei »Harmonisierung« faßbar: dän. harnumisering, 
engl, hannonization, frz. harmonisation, griech. évappoviopóq, it. armo- 
nkzazione, niederl. harmonizatie, port. harmonizando und span, armoni­
zación sind bis auf die jeweils wortbildenden Suffixe (im Griechischen auch 
eines Präfixes) und den Ausfall des (ohnehin stummen) h- im Italienischen 
und Spanischen identisch. Komplizierter ist der komplette Terminus »Rechts- 
angleichung« (bzw. »Angleichung der Rechtsvorschriften«) in den weiteren 
EG-Amtssprachen: dän. lovgivningsharmonisering, engl, harmonization o f 
legal provisions, frz. rapprochement des dispositions légales, griech. 
fvappovinpóq / évappóviori tmv kíivóvmv SikccÍou, it. ravvicinamento 
ddle legislazioni, niederl. aanpassing van de welsvoorschrifien, pon. 
harmonizando de disposifdes legáis und span, armonización de las legis­
laciones, ein -  wie man sehen kann -  doch recht breites Spektrum von 
.Annäherung' (im Eranzösischen und im Italienischen) über .Anpassung' (im 
Niederländischen) bis hin zu .Angleichung' im Deutschen. Die stillschwei­
gende Übereinkunft, das vereinfachende »Harmonisierung« zu verwenden, 
hat sicherlich nicht nur die Arbeit der Sprachendienste vereinfacht.
Heute werden unter »Harmonisierung« in der EG-typischen Lesart all dieje­
nigen Maßnahmen verstanden, die nötig sind/waren, um die einzelnen Mit­
gliedstaaten und deren nationale Rechtsprechungen in die Lage zu versetzen, 
auf dem Weg zu einer Politischen Union über den zwischenzeitlich geschaf­
fenen Status quo des Binnenmarkts hinaus einen legistischen Apparat zu 
schaffen, der den freien Verkehr von Waren, Kapital, Dienstleistungen etc. 
gewährleistet, ohne jedoch (getreu dem Subsidiaritätsprinzip) die Einzelstaa­
ten zu einer übertriebenen Preisgabe nationaler Besonderheiten zu drängen, 
wie der deutsche EG-Kommissar Peter M. Schmidhuber unlängst betonte:
„Binnenmarkt und Subsidiarität sind datier durchaus in Einklang miteinander zu bringen. 
Der Weg zum Binnenmarkt führt nicht automatisch über Uniformität und Subsidiarität, 
bedeutet nicht notwendigerweise Zersplitterung der Rechtslandschaft und neue Handels­
schranken. Dies setzt allerdings voraus, daß nicht die Mitgliedstaaten -  oder die Vertreter 
von Interessengruppen -  ihrerseits die Gemeinschaft zu mehr Harmonisierung als unbe­
dingt nötig drängen." (Schmidhuber 1992, 26)
Die ursprüngliche Vorgehensweise der Gemeinschaft war (in Anlehnung an 
Artikel 100 des EWG-Vertrags) von der Idee der Harmonisierung bzw.
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Rechtsangleichung (der in der deutschsprachigen juristischen Terminologie 
dominante Begriff, vgl. u.a. Oppermann 1991, 412 et passim, Schwarte 1987, 
336 et passim) aller gesetzlichen Vorschriften in allen Mitgliedstaaten ge­
kennzeichnet, deren Ergebnis „eine einheitliche, in den Mitgliedstaaten 
ident[ isch]e Rechtsordnung für die nach EWG-Vertrag geregelten Materien 
gewesen [wäre]“ (StreiL'Weyringer 1991,295).
Da sich jedoch u.a. aufgrund der verlangten Einstimmigkeit von Minister­
ratsentscheidungen und der Unmenge technischer Vorschriften ein solches 
Procedere als wenig praktikabel, als zu komplex und folglich langwierig er­
wies. wurde in der Einheitlichen Europäischen Akte festgelegt, daß „bei 
künftigen Initiativen zur Verwirklichung des Binnenmarktes [...] deutlich 
zwischen den Bereichen, in denen eine Harmonisierung unerläßlich ist. und 
den Bereichen, bei denen man sich auf eine gegenseitige Anerkennung der 
nationalen Regeln und Normen verlassen kann, unterschieden werden [muß]" 
(Streil/Weyringer 1991. 295). Dieses „Kriterium der sinnvollen Maßnahme" 
(Streil/Weyringer 1991, 305) hat als „Cassis-de-Dijon-Philosophie“ (Opper­
mann 1991,748) Eingang in die Literatur gefunden, mit Bezug auf ein Urteil 
des Luxemburger Europäischen Gerichtshofs (Rs 120/78), in dem dieser ein 
deutsches Handelshemmnis beseitigte, das nur Likören aus Fruchtsaft mit 
einem Alkoholgehalt von mindestens 25% Verkehrsfähigkeit bescheinigte. 
Quintessenz des richterlichen Urteilsspruch war. daß diese Barriere weder 
dem Schutze der Gesundheit noch den Verbrauchern in irgendeiner Weise zu 
dienen schien, sondern lediglich Importschranken zum Schutze heimischer 
Produkte aufbaute [Das könnte man heute beliebig auf Reinheitsgebote für 
Bier und Pasta, Wurst und Käse sowie -  ganz aktuell -  auf novel food, also 
»neuartige (= künstliche) Lebensmittel«, und radioaktiv bestrahltes Obst und 
Gemüse ausdehnen].
Derzeit gilt eine Beschränkung auf die gemeinsame Regelung von notwendi­
gen Vorschriften, vor allem in den Bereichen Sicherheit, Gesundheit und 
Umweltschutz, wo zumeist auf dem »kleinsten gemeinsamen Nenner« har­
monisiert wird, was im übrigen auch auf für alle »Gemeinschaftsbürger« be­
sonders wichtige Fragen wie die Harmonisierung der Sozialversicherungssy­
steme zutrifft:
„Das seit Maastricht gcmeinschaftsrechtlich verankerte Subsidiaritätsprinzip verwehrt es 
der europäischen Legislative, in Handlungsfeldern läng zu werden, die von den Linzel- 
staaicn ebensogut geregelt werden können. Eine Harmonisierung oder gar eine Verein­
heitlichung der sozialen Sicherungssysteme wird also weder gegenwärtig noch auf weitere 
Sicht zu erreichen sein.“ (Terwey 1993, 16)
Besonders ärgerlich werden Vereinheitlichungsbestrebungen bewertet, wenn 
sie auf eine Art »Zwangsharmonisierung« hinauslaufen, wie das offenbar im 
Falle der Gewährung von Betriebsrenten empfunden w ird:
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..Der EuGH22 hat unter Hinweis auf Artikel 119 FWG-Vertrag (gleiches Entgelt für Män­
ner und Frauen) die Altersgrenzen bei Betriebsrenten auf dem Niveau der Frauen 
zwangsharmonisierl -  dem frühesten Rentenaltcr und damit der teuersten Lösung. In frau­
enpolitisch kontraprodukiver Weise kommen Männer so in den Genub eines Nach­
teilausgleichs, der gezielt Frauen gewährt wurde." (Clever 1993, 26)
Dem Bürger wird suggeriert, daß Harmonisierung notwendig sei, weil ein 
Bedürfnis nach Sonderregelungen zwar als legitim gilt, gleichzeitig aber die 
Gefahr beschworen wird, daß man bei wesentlichen Ausnahmen und Rechts- 
\erschiedenheiten auf Dauer ein „Europa im Geleitzug" verpasse und statt 
dessen ein .„Europa mit zwei Geschwindigkeiten- oder gar ,ä la carte-" pro­
voziere2' und eine „solche inhaltlich, ja selbst eine lediglich zeitlich abge- 
stufte Integration zumindest für den Kern der Gemeinschaft, den Gemeinsa­
men Markt, und die ihn erst ermöglichende Rechtsangleichung erhebliche 
Probleme und Gefahren" berge (Schwanz 1987, 359).
Dementsprechend besteht ein Großteil des Brüsseler Arbeitsalltags aus Har­
monisierungsbestrebungen. Daß mit »Harmonisierung« keineswegs die 
Schaffung einer Mindestakzeptanz der EG-Richtlinien und -Verordnungen 
seitens der Bürger verfolgt wird, sondern rein technokratische Hürden bewäl­
tigt oder aufgebaut werden, zeigt ein willkürlicher Ausschnitt aus der Tages­
ordnung der 292. Plenartagung des Wirtschafts- und .Sozialausschusses vom 
18./19. Dezember 1991, auf der unter anderen folgende Vorschläge für 
„Harmonisierungsrichtlinien" präsentiert wurden:
(1) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Massen und Abmessun­
gen bestimmter Klassen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhän- 
gem (Dok. KOM (91) 239 endg. -  SYN 348);
(2) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
70/157/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über den zulässigen Geräuschpegel und die Auspuffvorrichtung von 
Kraftfahrzeugen (Dok. KOM (91)51 endg. -  SYN 337);
(3) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Reifen von Kraftfahrzeugen 
und Kraftfahrzeuganhängem und über ihre Montage (Dok. SN/2335/91) 
und schließlich
(4) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über vergleichende Werbung und 
zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG über irreführende Werbung 
(Dok. KOM (91) 147 endg.).
!J Europäischer Gerichtshof.
In die allerletzte Korrekturphase platzte die von CDU-Fraktionschef Wolfgang Schäuble 
initiierte Diskussion über ein Kerneuropa, die in Frankreich unter den Schlagworten 
noyau dur und Europe à géométrie variable ihr Pendant fand und eine Harmonisierung im 
engeren Sinne zunächst auf Deutschland, Frankreich und die Benelux-Staaten beschränkt 
sehen will.
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Ähnlich minutiöse Vorgaben könnten aus dem Sektor Agrarwirtschaft 
(Mindestgröße von Äpfeln, Rundungsgrad von Tomaten etc.) angeführt wer­
den. Zwar erreichen solche Richtlinien nur in den seltensten Fällen die BQrger 
in den EG-Mitgliedstaaten, wenn aber doch (und sei es durch Glossen oder 
auch ernsthafte EG-feindliche Berichterstattung), dann bestätigen sie natür­
lich die weitverbreiteten und gerne gehegten und gepflegten Vorbehalte und 
Vorurteile gegen die Brüsseler Eurokratie, die im besten Falle »nichts tue, 
was einem direkt schade«. Nicht jeder kann dies so gelassen und ironisch­
distanziert kommentieren wie ein Schweizer Journalist, dessen Landsleute 
sich ja -  gegen alle Erwartungen -  gegen einen Beitritt zum Europäischen 
Wirtschaftsraum (also zum Antichambre der EG) ausgesprochen haben:
„Denn viel mehr als es in Brüsseler EG-Kreisen erfaßt wird, bedeutet Subsidiarität auch, 
daß man sich angewöhnt, Fünfe gerade sein zu lassen. .Harmonisieren' ist die höchste 
Tätigkeit, die sich ein Bürokrat vorstellen kann. In der Schweiz ist .Gleichmacherei' ein 
Schimpfwort, das den politischen Gegner erledigt." (Thalmann 1992a, 29)
Insbesondere beim Umweltrecht wehren sich einige Staaten, die einen ver­
gleichsweise hohen Standard (das gilt meistens für Dänemark, die Bundesre­
publik Deutschland und die Niederlande) erreicht haben, gegen eine auf zu 
niedrigem Level angesetzte Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene. Im 
Zweifel werden die »Sachzwänge« der Rechtsangleichung zu Lasten der EG- 
Bürger ausgelegt, denn auch hier gilt, daß die
„Voraussetzung für die Anwendbarkeit dieser ,Schutzverstärkungsklauseln‘ ist, daß auf 
Gemeinschaftsebene eine Harmonisierung stattgefunden hat, von der im verstärkenden 
Sinne abgewichen wird. Hat die EG noch! nicht gehandelt, ist im Rahmen der Subsidiari­
tätsklausel |...| zu entscheiden, ob MS24 25weiterhin nationales Umweltrecht setzen können 
|...|. Auch in solchen Fällen sind handelsbeschränkende Wirkungen des nationalen Rech­
tes nach den Maßstäben des Art. 36 EWGV und der ,Cassis-de-Dijon-Philosophie‘ zu be­
urteilen." (Oppermann 1991. 748)
Ursprünglich hatte das „Weißbuch über die Vollendung des Binnenmark­
tes“2', das Programm und Zeitplan der Vollendung des Binnenmarktes fest­
legte, „282 zu verwirklichende Maßnahmen, Verordnungen und Richtlinien 
auf(ge]zeigt, ohne deren Bestehen der Gemeinsame Markt unvollendet 
bleibt" (Streil/Weyringer 1991, 291). Die Kommission hatte Anfang 1991 
dann auch sämtliche Vorschläge dem Rat zugeleitet, der seinerseits einen 
großen Teil als Verordnungen und Richtlinien verabschiedet hat, ohne daß 
alle Mitgliedstaaten die erforderliche Angleichung der nationalen Rechtspre­
chungen umgesetzt hätten.
Allen Harmonisierungsbestrebungen zum Trotz ist wenig Bewegung in 
Richtung eines »Europas der Bürger« festzustellen. Das bestehende Demo­
kratiedefizit läßt sich nicht zuletzt daran ablesen, daß der Terminus
24 Hervorhebung des Verfassers, „MS" -  Mitgliedstaaten.
25 Siehe EG-Kommission (Hrsg.) (1985).
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»Harmonisierung« in vielen die Bürger direkt betreffenden Fragen -  Umwelt- 
und Verbraucherschutz, Sozialversicherungssysteme, Informationen über 
chemische Zusätze in Lebensmitteln -  statisch und liberalistisch interpretiert 
wird (also Argumentation nach dem Muster: »die Rechtsangleichung läßt 
nicht mehr zu«). Während in der Perzeption europäischer Bürger »Harmoni­
sierung« immer mehr zum Synonym für übersteigerte Nomnerungswuf de­
generiert, wird in zu existentiell wichtigen Einigungsthemen hochstilisierten 
Randbereichen europäischer Integration (Stichwort: gemeinsames Asylrecht, 
Kreation gemeinsamer Sicherheitsorgane wie Europol und Eurocorps) 
»Harmonisierung« in konservativ bis reaktionärer Denkweise als besonders 
hohe Meßlatte (nach dem Motto: »je weniger individuelle Freizügigkeit, um 
so mehr kollektive Sicherheit«) angelegt. Das wird selbst von Insidern bis­
weilen kritisch gesehen, wie ein Beitrag des Direktors für Rechtsangleichung, 
Niederlassungsfreiheit und Dienstleistungsfreiheit bei der EG-Kommission, 
Ivo E. Schwanz, für die Festschrift des ehemaligen EG-Kommissars Hans 
von der Groeben belegt26:
„Was die sonstige Rechtsangleichung betrifft, so findet allmählich weniger Harmonisie­
rung statt, schon seit Jahren qualitativ und nun auch quantitativ. Was an Angletchung für 
das funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlich ist (Art. 3 Buchst, h), wird im­
mer enger ausgelegt. Mindestregeln werden immer öfter für ausreichend gehalten. Beson­
dere Regeln nur für den grenzüberschreitenden Verkehr nehmen zu. Damit tritt mehr und 
mehr die Errichtung eines Systems zurück, das den Wettbewerb innerhalb des Gemeinsa­
men Marktes vor Verfälschungen schützt (Art. 3 Buchst, f). Mehr Freiheit (des grenz­
überschreitenden Verkehrs) steht weniger Gleichheit (der Wettbewerbsbedingungen) ge­
genüber. Es entstehen zueinander geöffnete nationale Märkte, aber kein Binnenmarkt. 
Wichtigster Gegenstand der Rechtsangleichung wird der ordre public-Bereich. Hier ist es 
vielfach am schwierigsten, Lösungen zu finden und Einigung zu erreichen.
Im Bereich der Ausbildung findet grundsätzlich keine Angleichung mehr statt. Im nicht­
akademischen Bereich war dies von den zwei erwähnten Ausnahmen27 abgesehen schon 
immer so. Dort gelten die in den sechziger Jahren verabschiedeten Richtlinien mit soge­
nannten »Übergangsmaßnahmen« noch heute (alle Tätigkeiten der Industrie, des Handels, 
des Handwerks und der sonstigen Gewerbe).
Im Bereich des nicht die Ausbildung betreffenden Gewerbe- und des Handwerksrechts hat 
die Angleichung trotz. Art. 57 Abs. 2 gar nicht erst begonnen.
Im Bereich der technischen Hemmnisse wird manche Harmonisierungs-Hoffnung auf die 
Verweisung der technischen Spezifikationen an (künftige) europäische Normungsinstitute 
gesetzt. Aber die Schwierigkeiten sind groß; die Umstellung dauert schon Jahre. Als sehr 
schwierig erweist sich schließlich die fallweise Durchsetzung des freien Warenverkehrs 
zugunsten ausländischer Erzeugnisse, die nach anderen, nach Gerichtshof und Kommis­
sion nicht länger angleichungsbedürftigen Vorschriften produziert oder vermarktet wer­
Bemerkenswert an diesem Beitrag und ein „Indiz, für Unbotmäßigkeit“ des Autors ist nicht 
zuletzt der für eine Festschrift unübliche Hinweis: „in diesem Beitrag vertretene Meinun­
gen sind die des Verfassers" (Schwanz 1987, 333).
H Hebammen und Krankenschwestern (J.B.).
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den. Oft genug genügen diese Vorschriften und Verfahren den inländischen Stellen trou 
Verpflichtung zu ihrer Anerkennung nicht. Die Hersteller und Importeure kennen ihre 
Rechte vielfach nicht oder nehmen sie nicht wahr. Hier bleibt viel zu tun.“ (Schwanz 
1987, 363 f.)
Dem abschließenden Satz mag man sich anschließen, eine »Entplastifizie- 
rung« von »Harmonisierung« dürfte nicht zuletzt dazu beitragen, die Ent­
fremdung der als weltfremd, undemokratisch und oligarchisch-autokratisch 
empfundenen Bürokratie von der Masse der Eurobürger Schritt für Schritt 
abzubauen.
8.5 »Europa der Bürger«
Den europäischen Gründervätem, Jean Monnet und Robert Schuman-'f 
schwebte ein Europa ohne Grenzen vor. Aus Monnets Memoiren ist der Satz 
„Wir koalieren nicht Staaten, wir führen Menschen zusammen“28 9 überliefert 
Robert Schuman, in Luxemburg gebürtiger lothringer und französischer Au­
ßenminister, mithin personifizierter »Europäer«, schrieb in seinem Buch Für 
Europa:
„Diese armen Grenzen' Sie können sich nicht mehr als unverletzlich ansehen, noch unsere 
Sicherheit und Unabhängigkeit schützen. Sie werden überschritten und überflogen, von 
Fallschirmspringern und der fünften Kolonne verachtet; man befestigt keine Grenzen 
mehr, die Maginot-Linie, diese wunderbare Täuschung, hinter der wir uns verschanzten, 
besteht nicht mehr. [...] Aus trennenden Schranken müssen sic Bcrührungsliincn werden, 
wo der materielle und kulturelle Austausch zustande kommt und sich verstärkt. [...] Die 
politischen Grenzen waren das Ergebnis einer ehrwürdigen historischen und ethnischen 
Entwicklung, eines langen Strebens nach nationaler Einheit, sie abzuschaffen käme gewiß 
niemand in den Sinn... Heute genügt cs, sie zu entwerten. Unsere europäischen Grenzen 
sollten den Austausch von Gedanken, Personen und Gütern immer weniger beschränken " 
(Schuman 1963, 44f.)'°
Schon in seiner als Déclaration Schuman in die Geschichte eingegangenen 
Rede vom 9. Mai 1950- Jean Monnet hatte sie verfaßt -  skizzierte Robert 
Schuman, welche Art Europa ihm vorschwebte. Obwohl es zunächst lediglich 
um eine Zusammenarbeit im Kohle- und Stahlsektor (spätere EGKS, vulgo 
»Montanunion«) zwischen Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland 
ging, sah er weitsichtig voraus:
,.L'Europe ne se fera pas d'un coup ni dans une construction d'ensemble; elle se fera par 
des réalisations concrètes créant d'abord une solidarité de fait. Le rassemblement de
28 Die deutsche Historiographie fügt aus Gründen der »Ausgewogenheit« (?) in der Regel 
den Namen Konrad Adenauer hinzu, auch wenn heute hinlänglich erwiesen ist, daß es je 
nem viel eher um transatlantische Verankerung der jungen Bundesrepublik Deutschland
ging
29 Zitiert nach Weyringer 1991,999. Die Übersetzung von Monnets Motto ist uneinheitlich; 
es existiert auch eine Version: „Wir einigen keine Staaten, wir bringen Menschen zusam­
men“ (Fontaine 1991,5),
10 Zitiert nach Hellwig 1987, 157 und 160.
nations européennes exige que l’opposition séculaire de la France et de l'Allemagne doit 
éliminée. I.’action entreprise soit toucher au premier chef la France et l’Allemagne.'''1
Auch clic auf den ersten Blick rein wirtschaftlichen Zusammenschlüsse EWG 
und EGK.S enthielten in ihren Präambeln Zielvorgaben, die ein politisches 
Zusammenwachsen in ferner Zukunft als wünschenswert erscheinen ließen. 
Die Verträge sollten:
„den ersten Grundstein für eine weitere und vertiefte Gemeinschaft unter Völkern [...] le­
gen, die lange Zeit durch blutige Auseinandersetzungen entzweit waren” sowie „die 
Grundlagen für einen immer engeren Zusammenschluß der europäischen Völker [...] 
schaffen”. '2
Die Idee eines Europas, das seine (eigene) Identität suchen und finden sollte 
und somit weit mehr als einen rein zweckorientierten wirtschaftlichen (EWG, 
EGKS und EURATOM) und sicherheitspolitischen (die letztlich gescheiter­
ten EVG und WEU") Zusammenschluß darstellen sollte, brauchte natürlich 
die Vorstellung eines »europäischen Bürgers«, der mehr darstellen sollte als 
einen seelenlosen homo oeconomicus. Als Monnet und Schuman ihre euro­
päische Vision ersannen, waren die »Euro-Untertanen« noch weit davon ent­
fernt, sich einander verbunden zu fühlen -  schließlich war der II. Weltkrieg 
gerade mal fünf Jahre vorbei. Da also von einem »europäischen« oder »EG«- 
Biirger konsequenterweise noch nicht gesprochen werden konnte, wurde von 
„der deutschen Wissenschaft [...] zunächst der Ausdruck des ,Marktbürgers"' 
geprägt (Oppermann 1991, 82).14 Erst später wurde dieses Wortungetüm 
(daneben gab es u.a. immer auch den »Gemeinschaftsbürger« bzw. den 
-Bürger der Gemeinschaft«'-') durch den weniger an materielle »Euro-Kultur« 
gemahnenden Terminus »EG-Bürger« abgelöst.
Nachdem also der »EG-Bürger« terminologisch vorhanden war, war die 
zwingend erscheinende logische Konsequenz, daß auch eine »Gemeinschaft 
für die Bürger« kreiert wurde: Die Konstruktion »Europa der Bürger« nahm
Zitiert nach Reich 1991,331.
'• Zitiert nach Magiera 1987, 331.
Europäische Verteidigung.xgemeinschaft bzw. Westeuropäische Union. Beide sind weit­
gehend macht- und bedeutungslos (geblieben), auch wenn letztere in jüngster Zeit immer 
wieder im Zusammenhang mit der bosnischen Tragödie Erwähnung findet.
' Siehe dazu u.a. Ipsen 1972 bzw. Grabitz !983ff.
Der Begriff leidet aber in seinen Übersetzungsvarianten stark an semantischen Überlap­
pungen zwischen Status (Ableitungen des Typus aloyen) und geo-nationaler Zugehörig­
keit („Bewohner”). Laut „EURQVOC. Mehrsprachiger Thesaurus, Band 3. Anhang des 
Registers zum Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1987", S. 46f., schwankt die 
Wiedergabe: dän. ftelleskabsborger. engl. Community national, frz. ressonissant com- 
munaulaire, griech. ürrf|KOoq Kpdtouc tüv FiK. it. cittadino della Contunda,
mederl. ingezetene van de Gemeenschap, port. nacional das Comunidades und span. 
ciudadano comunitario, obwohl alle Sprachen in ihrem Lexikon den Unterschied aufwei­
sen. Besonders augenfällig wird dies bei den romanischen Sprachen, bei denen zwei Spra­
chen ersteren Typ zeigen (it. cittadino, span, ciudadano), die beiden anderen zu Lösung 
zwei tendieren (frz. ressonissant, port. nacional).
346
lexikalische Strukturen an. Seitdem ist sie Bestandteil der europistischen Li­
teratur in abstracto ebenso wie der EG-Textaushandlungsdebatten in con­
creto. Noch jedoch wird der Begriff als (sprach-)systemimmanenter Terminus 
allgemeinsprachlich nicht akzeptiert, seine von Brussel vorgebene Existenz 
wird in nicht EG-intemer Literatur durch die unvermeidliche Setzung von 
Anführungszeichen markiert, aber gleichzeitig auch in Frage gestellt.
ln internen Papieren hingegen wird der Terminus »Europa der Bürger« ohne 
optische Heraushebung in fließenden Text eingebaut, wie der folgende Satz 
aus dem „Grünbuch über die städtische Umwelt" verdeutlicht, bei dem man- 
bei entsprechend maliziöser Ixktüre -  im »Europa der Bürger« kaum mehr 
als im Begriff »Europa« zu erkennen vermag:
dt.: „Die Neuerschaffung der abwechslungsreichen, multifunktionalen Stadt des
Europas der Bürger ist somit ein gesellschaftliches und wirtschaftliches Pro­
jekt, bei dem die ,I-ebensqualität‘ keinen l.uxus darstellt, sondern ein grundle­
gendes Element.“
engl.: „Re-creating thc diverse, multifunctional city of ihe citizen's Europe is thus a
social and economic project for which ,the quality of life' is not a luxury but 
an essential."
frz.: „Recréer la ville multifonctionelle dans une Europe des citoyens est par
conséquent un projet social et économique dans le cadre duquel ,1a qualité de 
la vie' n'est pas un luxe, mais une nécessité."
gricch.: ,,Tó vá rtvu8r)pioupyritk¡ tj noiKtXópoppri rtó/.r) noÁAaJÚÚv 
xoTOUpyiórv rhc Huoôrmç t¿jv rto>,cc¿v tívai btopévux; èvci koivwvikó kui 
oÍKOvoptKO ctx&ho 71 á tó ortolo h ,rtotórr|ra Çùriç' 8¿v éívai 
noXvtOxiu ar'ká ououiiôEÇ ototxeío.“
¡t.: „Pertanto. ricreare la città multifun/ionale del!' Europa det attadini è un
progetto sociale ed económico per il quale la .qualita délia vita' non è un lusso 
ma una nécessité."
ndl.: „Het herscheppen van de gevarieerde, multifunctionele stad van het Europa
can de burger is dus een sociaal en economisch project, waarbij ,de kwaliteit 
van het bestaan' geen luxe maar een ncxxlzaak is."
port.: „Recriar a cidade diversificada e multifuncional da Europa dos ctdadáos
constituí, portanto, um projecto económico e social para o quai a .qualidade de 
vida' nào é um factor de luxo mas sim essencial."
span.: „El restablecimiento de la ciudad diversa y multifuncional de ¡a Europa de los
ciudadanos es por tanto un proyecto económico y social para el cual la 
.calidad de vida' no representa un lujo, sino un rasgo esencial.“ '6 16
16 Jeweils S. 10 des Dokuments »Mitteilung der Kommission an den Rat und das Parlament« 
„Grünbuch über die städtische Umwelt" (-  KOM (90) 218 endg.). Die dänische Fassung 
lag leider nicht vor. Hervorhebungen im Text, J.B.
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Im Gegensatz zu der -  in fast allen Sprachen -  morpho-syntaktisch unge­
wöhnlichen Konstruktion des »Europas der Bürger« ist der weitgehende ge­
läufige Terminus »Lebensqualität« durchgängig in Anführungszeichen ge­
setzt. Ein weiteres Beispiel für die visuell unmarkierte Verwendung von 
»Europa der Bürger« findet sich in den Ausführungen von Eduard Bracke - 
niers zum Zusammenhang von »Subsidiarität« und »Europa der Bürger«:
..Das Europa der Bürger stütz! sich auf kulturelle und sprachliche Vielfalt. Die sprachli­
che Herausforderung, der sich Europa gegenübersieht, wird sich leichter bewältigen las­
sen, wenn die Europäer mehrere Sprachen sprechen oder verstehen. Im übrigen hat jeder 
Mensch das Recht, in allen Lebenslagen seine Muttersprache zu sprechen, sollte aber 
ebenfalls Fremdsprachen erlernen können." (Brackeniers 1991, II)
Die Bestrebungen, ein »Europa der Bürger« zu schaffen, sind wesentlicher 
Bestandteil der Bemühungen, eine »Europäische Union« zu verwirklichen, 
und gehen auf die Haager Gipfelkonferenz 1969 zurück, auf der „die .politi­
schen Zielsetzungen' der EG neu bestätigt wurden" (Oppermann 1991,566). 
„Einen ersten Höhepunkt“ erreichten die Bemühungen um ein »Europa der 
Bürger« 1974, als auf dem Gipfeltreffen von Paris „eine Arbeitsgruppe beauf­
tragt wurde, ,zu untersuchen, unter w-elchen Voraussetzungen und innerhalb 
welcher Fristen den Bürgern der neun Mitgliedstaaten besondere Rechte als 
Angehörigen der Gemeinschaft zuerkannt werden könnten'“ (Magiera 1987, 
331). Auch in dem als »Tindemans-Bericht« bekannt gewordenen Dossier 
vom 29. Dezember 1975, mit dem der damalige belgische Premierminister 
zwei Ziele verfolgte, nämlich die „Definierung einer Gesamtperspektive, die 
als Rahmen der europäischen Aktivitäten in den Mitghedstaaten dienen kann 
und die Festlegung konkreter Schritte, die gleichzeitig durchgeführt werden 
müssen" (Reich 1991, 341), war ein Kapitel dem »Europa der Bürger« ge­
widmet. Darin ist vor allem von den individuellen Grundfreiheiten, Konsu­
mentenrechten und dem Umweltschutz die Rede.
Nachdem sich dann aber lange Zeit nichts getan hatte, wurde schließlich vom 
Europäischen Rat zur Schaffung eines »Europas der Bürger« 1984 der sog. 
Adonnino-Ausschuß17 eingesetzt. Dieser legte ein Jahr später eine Reihe von 
Empfehlungen (Abbau von Grenzformalitäten, gegenseitige Anerkennung 
von Ausbildungsabschlüssen, Förderung des Jugend-, Kultur- und Sportaus- 
tauschs) vor, die auch durchaus Interesse und Zustimmung bei Kommission 
und Parlament fanden. Nichtsdestoweniger erfuhren diese Vorschläge jedoch 
bei der Abfassung der Einheitlichen Europäischen Akte so gut wie keinerlei 
Berücksichtigung (Streil/Weyringer 1991, 316) bzw. fanden die Empfehlun­
gen, u.a. „den Angehörigen anderer MS gemeinschaftsweit besonders auf 
kommunaler Ebene politische Rechte einzuräumen (Kommunalwahl- 1
1 Der Adonnino-Ausschuß (benannt nach seinem Vorsitzenden Pietro Adonnino) wurde 
1984 vom Europäischen Rat in Fontainebleau im Zuge der EG-Verfassungsreform und in 
Weiterverfolgung der Initiative 1974 als »ad-hoc-Ausschuß Europa der Burger« einge­
setzt (Streil/Weyringer 1991,315).
recht!) [einzuräumen,) noch keine entscheidende Resonanz“ (Oppermann 
1991,432).■'*
In engem Zusammenhang mit dem »Europa der Bürger« ist die in Art. 48ff. 
EWG-Vertrag vereinbarte »Freizügigkeit« der EG-Bürger (Niederlassungs­
freiheit, Freiheit der Wahl von Arbeitsplatz und Wohnort) zu sehen, wobei 
die Interpretation gleichwohl dahin tendiert, im Rahmen der fortschreitenden 
Integration im »Europa der Bürger« einen noch weitergehenden, über den 
Freizügigkeitsstatus (in seiner wirtschaftlichen und sozialen Komponente) 
hinausreichenden Sinn anzunehmen. So erwerben „aufgrund des Zusammen­
wachsens der Gemeinschaft [...] die Angehörigen der EG-MS unabhängig 
von ihrer wirtschaftlichen Betätigung als ,EG-Angehörige‘ bestimmte Rechte 
und Pflichten, deren Summe man inzwischen als eine Art von »europäi­
schem Bürgerrecht* [...] bezeichnen kann" (Oppermann 1991, 565).-''’ Mit 
anderen Worten: „Auch in Europa wandelt sich der Bourgeois allmählich 
zum Citoyen" (ebd.), was er strenggenommen ja schon immer sein sollte: 
Schließlich ist das französische Vorbild des »Europas der Bürger« l'üuropc 
des citoyens und nicht l'Europe des bourgeois.
Der Freizügigkeit und damit dem »Europa der Bürger« sind jedoch auch 
Grenzen gesetzt: So gilt das Recht der Niederlassungsfreiheit genaugenom- 
men nur für »Wanderarbeitnehmer« einschließlich ihrer Familien, die durch 
Verordnung Nr. 1612/68 Art lOff. begünstigt sind (Oppermann 1991, 555). 
Schwieriger wird es für »Prae-Arbeitnehmer« wie Auszubildende. Schüler 
und Studenten. Nichtberufstätige einschließlich Pensionären und Rentnern 
sowie für akademische Berufe. Allerdings wurde in einer „kühnen Rechtspre­
chung" mit einem „bahnbrechenden Urteil" (Oppermann 1991,550 bzw. 717) 
des EuGH (RS 293/83)w, der sogenannten »Gravier-Entscheidung«, mit Ziel 
eines »Europas der Bürger« festgelegt, daß das Diskriminierungsverbot des 
Art. 7 EWG-Vertrag in Verbindung mit Art. 128 EWG-Vertrag auch aut 
Schüler und Studenten anzuwenden sei, womit diese rechtlich zu Prae-Ar- 
beitnehmern gemacht wurden. 1985 hat der EuGH seine »Gravier-Doktrin« 
präzisiert: zwar wurden einerseits die Nichtdiskriminierung bei Studienge­
bühren und die Auffassung des Hochschulstudiums als Berufsausbildung 
bekräftigt, andererseits aber auch festgelegt, daß Ausbildungsförderungen 
(wie etwa das dt. BAFöG) soziale Vergünstigungen darstellten, die nicht 
zwangsläufig auf alle EG-Bürger anzuwenden seien. Unter Umständen kann 
sich das von der EG hochgehaltene »Subsidiaritätsprinzip« sogar als Brems­
klotz auf dem Weg zu einem »Europa der Bürger« auswirken, was sich etwa 
in der Gemeinsamen Berufsausbildungspolitik der EG gemäß Artikel 118 und 
128 des EWG-Vertrags äußert, weil in der Bundesrepublik Deutschland jene *40
18 MS: Mitgliedstaaten; Abkürzungen und Hervorhebungen vom Verfasser.
'* Siche Fußnote 38.
40 Im konkreten Falle ging es um die Befreiung einer französischen Kunststudentin von 
belgischen Studiengebühren -  entsprechend den einheimischen Kommilitonen.
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teilweise nicht in die Zuständigkeit des Bundes, sondern in die der Länder 
fällt (Oppermann 1991,604).
Ein schwieriger Weg hin zu einem »Europa der Bürger« ist auch auf dem 
Sektor der Kulturpolitik zu gehen, da der freie Austausch von Waren und 
Dienstleistungen nicht unbedingt zur Kunstfreiheit beiträgt und Maßnahmen 
wie die Preisbindung von Druckerzeugnissen in der Bundesrepublik 
Deutschland in Frage stellt. Auch hier soll neben Artikel 36 EWG-Vertrag, 
der die „Behinderung des Warenverkehrs durch ausdrücklich festgesetzte 
Ausnahmen für Kunstwerke“ regelt (Weyringer 1991, 1003), das allgegen­
wärtige »Subsidiaritätsprinzip« dem Bürger Europa näherbringen: Einerseits 
befürwortet die EG-Kommission den Verbleib kultureller Angelegenheiten 
bei den Mitgliedstaaten (bzw. in kulturföderalistischen Systemen bei den 
Regionen), andererseits betont sie die Unerläßlichkeit der „Aufnahme einer 
Vertragsbestimmung über die kulturelle Dimension der Gemeinschaftsaktivi­
täten im Hinblick auf die diesbezüglichen Aufgabenbereiche der Kommis­
sion“ (Weyringer 1991, 1004).
Wie weit in der Kommission selbst der Begriff »Europa der Bürger« gefaßt 
wird, veranschaulicht die Broschüre gleichen Namens (Fontaine 1991), in der 
so gut wie das ganze Spektrum der Europäischen Gemeinschaft unter diesem 
Terminus abgedeckt wird. Das »Europa der Bürger« wird in einzelnen Kapi­
teln so mit dem »Europagedanke[n] im Dienste der Menschen41«, einer »de- 
mokratische[n] Rechtsgemeinschaft4-’«, dem »Nutzen des Binnenmarkts4'«, 
Jen »Politiken des Fortschritts44«, den »gemeinschaftlichefn] Rechte[n]45«,
‘ „Das Europa der Bürger, ein zutiefst menschliches Vorhaben, das lange Zeit im Hinter­
grund bleiben mußte, um nicht auf die massiven Widerstände der einzelnen Staaten zu 
treffen, ist im Laufe der 70er Jahre zu einem erklärten politischen Ziel geworden." 
(Fontaine 1991,6)
„Da das Recht in den Dienst der Menschen gestellt ist und sich die Rechtsprechung auf 
eine .teleologische' Auslegung der Vertragsziele stützt, insbesondere in der Weise, wie sie 
Inder Präambel genannt werden, erfährt das Europa der Bürger eine solide Verankerung" 
(Fontaine 1991, 10).
Bei der »Teleologie« handelt es sich um „ein äußerst problematisches Verfahren", wie 
Petra Braselmann in einem Beitrag zu sprachlichen Problemen in Urteilen des Europäi­
schen Gerichtshofes herausstreicht: „Einerseits läßt diese Methixie einen großen subjekti­
ven Ermessensspielraum zu. So wird auch von juristischer Seite kritisch vermerkt, daß 
man .über keine ausreichenden Grundlagen verfügt, um den »Willen des Gesetzgebers« 
zu eruieren'; sie dürfe nur ein Hilfsmittel der Auslegung sein. (...] Andererseits bleibt den 
Richtern, die verschiedene voneinander abweichende Wortlaute gemeinrechtlich, d.h. ein­
heitlich auslegen sollen, gar nichts anderes übrig, als dieses Instrument anzuwenden. Die­
ses Dilemma wird noch verschärft durch eine Rechtssituation, die sich zwischen beiden 
Auslegungsparametem offensichtlich nicht entscheiden kann." (Braselmann 1992, 71f.)
‘ „Auch wenn die Vorteile, die der europäische Bürger zu Recht von der Vollendung des 
Binnenmarktes erwartet, allein schon überzeugend genug sind, so wäre sie doch nur un 
vollständig beschrieben, wenn man nicht auf den Nutzen verweisen würde, der sich aus 
der Durchführung des ehrgeizigen Vorhabens einer Wirtschafts- und Währungsunion er­
geben dürfte.“ (Fontaine 1991,20)
** »Die europäische Dimension berührt heute den Lebensrahmen der Bürger, da sie die kon­
kreten Herausforderungen der Gesellschaft angeht: Umweltschutz, Gesundheit, Verbrau-
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mit »Europa im täglichen Leben4*« und der »europäischen Staatsbürger­
schaft* 457« verknüpft. Die von der Kommission herausgegebene Werbeschrift 
ist ein beredtes Beispiel dafür, auf welche Art und Weise ein positiv besetzter 
Begriff wie »Europa der Bürger« einerseits durchaus für konkrete Vorstellun­
gen (Freizügigkeit, gemeinsame Staatsbürgerschaft), andererseits für diffuse, 
emotionale Appelle („Europa der Bürger -  Europa des Herzens“) eingesetzt 
wird.
Wie ein »Europa der Bürger« im positiven Falle zu vertreten wäre, beschreibt 
der renommierte Rechtswissenschaftler Emst Steindorff in seiner „Einfüh­
rung" in die europäische Gesetzgebung auf sehr (zu?) optimistische Art:
„Unkundige Kritik am .Bürokratismus- der EG und ihrer .Ausrichtung auf die großen 
Unternehmen- läßt nicht nur außer Betracht, daß die EEA mit der Änderung des Art. 149 
EWGV48 die Einflußnahme des Parlaments verstärkt hat. Sie beachtet auch nicht, daß es
cherrechte, Wettbewerb und Sicherheit auf dem Gebiet des Verkehrs. Bildung, Zugang zu 
kulturellen Einrichtungen.-' (Fontaine 1991,23)
45 „Ein tatsächliches Europa der Bürger kann aber nur geschaffen werden, wenn das Recht 
auf Freizügigkeit, Niederlassungsfreiheit und Aufenthalt allen Bürgern der Gemeinschaft 
bedingungslos gewährt wird.-- (Fontaine 1991,36).
“* „Das Europa der Bürger beginnt jedoch bereits in der Grundschule.-- -  „Das Europa der 
Bürger muß auch ein Europa des Herzens sein." (Fontaine 1991.42 bzw. 40)
47 „Die Schaffung einer europäischen Staatsbürgerschaft würde die Tatsache einer menschli­
chen Gemeinschaft und einer politischen Union sichtbar dokumentieren. Hin eigener Sta­
tus als europäischer Bürger würde auch die Legitimität des Projekts Europa in der Bevöl­
kerung verankern.“ (Fontaine 1991,45)
48 EEA -  Einheitliche Europäische Akte; Artikel 149 des EWG-Vertrags regelt in den Ab­
sätzen a)-d) die Rechte des Parlaments:
,.a) Der Rat legt unter den Bedingungen des Absatzes 1 mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission und nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments einen 
gemeinsamen Standpunkt fest.
b) Der gemeinsame Standpunkt des Rates wird dem Europäischen Parlament zugeleitet. 
Der Rat und die Kommission unterrichten das Europäische Parlament in allen Einzelhei­
ten über die Gründe, aus denen der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat. 
sowie über den Standpunkt der Kommission.
Hat das Europäische Parlament diesen gemeinsamen Standpunkt binnen drei Monaten 
nach der Übermittlung gebilligt oder hat es sich innerhalb dieser Frist nicht geäußert, so 
wird der Rechtsakt vom Rat entsprechend dem gemeinsamen Standpunkt endgültig verab­
schiedet.
c) Das Europäische Parlament kann innerhalb der unter Buchstabe b) vorgesehenen Drei­
monatsfrist mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem gemein­
samen Standpunkt des Rates vorschlagen. Es kann ferner den gemeinsamen Standpunkt 
des Rates mit der gleichen Mehrheit ablehnen. Das Ergebnis der Beratungen wird dem Rat 
und der Kommission zugeleitet.
Hat das Europäische Parlament den gemeinsamen Standpunkt des Rates abgelehnt, so 
kann der Rat in zweiter Lesung nur einstimmig beschließen.
d) Die Kommission überprüft innerhalb einer Frist von einem Monat den Vorschlag, 
aufgrund dessen der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, unter Berück­
sichtigung der vom Europäischen Parlament vorgeschlagenen Abänderungen.
die Gememschaftsorgane sind, von denen die Impulse zu einem Humpa der Burger aus­
gehen.
An erster Stelle steht die Hntfaltung der im Gemeinschaftsrecht begründeten Freiheiten zu 
Bürgerrechten, die Bewegungs-, Aufenthalts-, Betätigungs- und Ausbildungsfreiheit über 
die staatlichen Grenzen hinaus einschließen und den Verzicht auf Kontrollen bei der 
Überschreitung der Grenzen zum Ziele haben. Hin europaeinheitlicher Paß signalisiert 
das. Vorschläge reichen hin bis zum kommunalen Wahlrecht. Die Hröffnung des Zugangs 
zum öffentlichen Dienst hat sich zunächst vor allem zugunsten solcher Ausländer ausge­
wirkt, die mit Inländern verheiratet sind und im Inland Zugang z.B. zur Referendarausbil- 
dung gesucht haben. Weitere Auswirkungen sind absehbar.
Hinzukomnit zunächst die in der Rechtsprechung entwickelte Konsumentenfreiheit: Na­
mentlich Warenserkehrs- und Dienstleistungsfreiheit sollen nicht nur den Anbietern zu­
gute kommen, sondern auch den Verbrauchern die Freiheit der Wahl zw ischen Produkten 
und Leistungen aus allen HG-Staaten eröffnen, mag es sich um Waren abweichender 
Qualität, Dienstleistungen unter abweichender Aufsicht und insgesamt um Angebote zu 
anderen Preisen handeln.
Wahrend Gesundheitsschutz weitgehend noch staatliche Aufgabe ist, bemüht sich die 
Gemeinschaft namentlich um Verbraucherschulz. Das Tatigwerden in anderen HG-Staa­
ten wird seit langem auf dem Gebiet der Sozialversicherung durch umfangreiche Rege­
lungen erleichtert. Nach ersten Versuchen 1969 bemüht sich die Kommission mit einem 
Arbeitsdokument vom September 19X8 um .die soziale Dimension des Binnenmarkts'. 
Der Europäische Rai hat durch den Beschluß vom Juni 1988 Anstöße hierfür gegeben
Dies alles zeigt, daß die HG in keiner Weise nur als Instrument großer Bürokratien oder 
Industrien zu verstellen ist, sondern mehr und mehr um Rechte und Chancen der Bürger 
bemüht ist.“ (Steindorff 1990, XIX f.)
8.6 Ecu
Der Terminus »Ecu« erregt Brüsseler Terniinologen und Linguisten4'' ebenso, 
wie die Tatsache einer gemeinsamen europäischen Währung Provinzdemago­
gen, Regionalfürsten und Bundespolitiker elektrisiert. Je nach europafreund­
licher respektive -feindlicher Einstellung engagieren sich Berufene wie 
Nichtberufene in Orthographie (Groß-, Kleinschreibung), Phonetik (Ausspra­
che), Morphologie (Artikelwahl) und Metaphorik (»Esperantogeld«, Peter 
Gauweiler50). Die »schöne Literatur« nimmt sich in Form von Fabeln dieses 
„Parvenüs“ (Nooteboom 1994, 34) unter den Währungen an. *
Die Kommission übermittelt dem Rat zusammen mit dem von ihr überprüften Vorschlag 
die von ihr nicht übernommenen Abänderungen des Europäischen Parlaments und nimmt 
dazu Stellung. Der Rat kann diese Abänderungen einstimmig annehmen.
* »Linguisten« in der HG Bedeutung, d.h. im weiteren Sinne: Als »Linguisten« verstehen 
sich in Brüssel und Luxemburg all jene, die in irgendeiner Form mit Sprache zu tun ha­
ben, also in erster Linie Übersetzer und Dolmetscher sowie das jeweilige (Verwaltungs ) 
Management. Einen Sonderfall stellen die juristes-linguistes dar, Sprachsachverständige 
im juristischen Dienst, die als Revisoren Rechtstexte auf ihre Stimmigkeit hin überprüfen.
10 „Der Spiegel“ 7, 10.02.1992, S. 20ff.
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Wie stark etwa Diskussionen über eine korrekte Verwendung des Artikels 
(maskulin vs. feminin) die Übersetzer im Wirtschafts- und Sozialausschuß 
beschäftigt, mag ein anonym an das panneau d'afßchage angebrachter Aus­
schnitt aus einer englischen Zeitung unter dem Titel „Written proof that 
Europe is divided" dienen:
„In what may turn out to he the most expensive proof reader's mistake in history, distri­
bution of the Maastricht treaty on European union has been halted -  because of a row 
over three letters.
Since February, teams of proof-readers have been working furiously at the Community’s 
publications office in Luxembourg on the 254-page Maastricht text, one version for each 
of the EC's nine official languages. About 100,000 copies in all have been printed.
A fortnight ago however, the German mission in Brussels noticed in the German edition 
references not to the ECU but to the Ecu. The difference is crucial: in capitals, the word 
looks like an abbreviation for European Currency Unit; lower case implies that .Ecu’ is 
what the ECU is actually going to be called. Bonn choked: it wants Europe's common 
currency to be called the Euro-Mark or Europa-Mark.
Officials who met to clear up the Maastricht's treaty text in January realised that the nine 
versions of the text were hopelessly inconsistent. Some said .ECU', some .ecu', and the 
French versions said .Ecu'. Unable to compromise, the officials agreed to differ by 
making the style in each language the same as that used in each language text of the 
Single European Act five years earlier.
But the Luxembourg proof-readers were not told, and they standardised the style through­
out: to Ecu. .It was after only we'd printed the damn things that the council told us to 
stop,' said a Luxembourg source last night. The printer is faced with the ticklish task of 
either issuing 100,(XX) correction slips and chasing the copies already sent out, or pulping 
its entire stock. The order to stop came on 1 April, but German diplomats insist they are 
indeadly earnest"
Der Entdecker dieser Fundstelle begnügte sich jedoch nicht, den letzten Satz, 
der die Bemühungen deutscher Diplomatiekunst ridikülisiert51, hervorzuhe­
ben, sondern fügte folgenden persönlichen Kommentar an:
„Le »sexe des anges« -  plus facile ä determiner que celui de l’Ecu??“
Der Streit um den „Ecu“ wird mithin nicht nur als provinziell, sondern dar­
über hinaus als sophistisch charakterisiert: Die Diskussion darüber ist ebenso 
überflüssig wie der angelologische Disput um die Frage, ob und wenn wel­
ches Geschlecht Engel haben. Außerdem insinuiert der Sprachendienstmitar­
beiter eine Konnotation sexe —> genre, auch wenn in dem Zeitungsartikel 
diese Frage so gar nicht angesprochen wurde und eigentlich längst durch ein 
Memorandum des Generalsekretärs der EG-Kommission David Williamson 
vom 21. Dezember 1988 geklärt schien. Demnach hat sich eine speziell zum
51 Beispiele für sprachlich motivierte Angriffe auf administrative Vorstöße deutscherseits 
finden sich in der englischen Presse häufig.
Zwecke der Vereinheitlichung der Schreibweise {„une orthographe appro­
priée") der Europäischen Währungseinheit zusammengesetzte Kommission 
(„Groupe inter-services sur l'écu institué au sein de la Commission") gebil­
det, die sich von folgenden Motivationen leiten ließ:
„|...| le Groupe a soulu aligner l'orthographe de l'écu sur celle des autres monnaies, pour 
ne pas donner l'impression, erronee, que l’écu ne serait encore qu'une simple unité de 
compte. la; groupe s'est également montré préoccupé par la prolifération des différentes 
formes écrites données à l’écu, dans la presse et ailleurs".'2
Als Quintessenz der Arbeiten dieser Gruppen wird festgehalten, daß es sich 
beim ECU/Ecu ecu um die nunmehr fünf- oder sechstwichtigste „euroeur- 
rency" handle, gleichwohl aber orthographische Inkompatibilitäten vorhan­
den seien (engl. ECU vs. frz. Ecu), mithin Hinweise auf die Herkunft von 
European Currency Unit, was mitverantwortlich für das künstliche -  sprich: 
schlechte -  Image der Währung („giving the ecu the air of an artificially con- 
stnicted unit of account“) gemacht wird. Mit Rückendeckung höchster EG- 
Stellen („President Delors is in full agreement with these views") werden 
folgende Empfehlungen für alle offiziellen Dokumente und Arbeitspapiere 
der Kommission gegeben:
(1) Um den Anspruch auf echte Währung („true currency") zu unterstrei­
chen, sollte analog zu nationalen Währungen (dollar, sterling, franc, yen) 
ecu geschrieben werden (mit der Ausnahme des Französischen ecu. wo 
der accent aigu zu setzen sei, und dem Deutschen, wo der Großschrei­
bung Rechnung zu tragen sei, also Ecu).
(2) Weiter wird für Sprachen, in denen der Artikel einen Genusunterschied 
markiert, das Maskulinum vorgeschlagen: im Deutschen der ecu, im 
Spanischen el ecu, im Portugiesischen o ecu, im Plural im Italienischen 
gli ecu. Die Pluralbildungen entsprechen einzelsprachlichen Wortbil­
dungsmustern (z.B. Niederländisch de ecu's. Dänisch ecucrne und 
Deutsch die Ecu. also ohne Suffix -s).
(3) Außerdem weisen remarks darauf hin, daß im Englischen wie im Fran­
zösischen zu prononcieren sei („not ,EESEE-YOU'“), und den Deut­
schen wird ins Gewissen geschrieben, daß das Genus von der alten fran­
zösischen Münze stamme „and not from the German translation: Euro­
päische (sic!) Währungseinheit".
Commission des Communautés européennes, SG (88) D 15183; der Begleitbrief ist fran­
zösisch, das eigentliche Memorandum englisch.
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Kasten: Beispiel für die praktischen Auswirkungen der Groß-/Kleinschrei- 
bung von ECU/Ecu
VERTRAG ÜBER DIE EUROPÄISCHE UNION
Korrigendum
Seite 13. Artikel 3 a Absatz 2 Seile 44, Artikel 109 1 Absätze 4 und 5
statt: „des Ecu" urui Artikel ¡09 m Absatz I
lesen: „der ECU" statt: „den Ecu" bzw. „des Ecu“ 
lesen: „die ECU" bzw. „der ECU“
Seite 32. Artikel 109 Absatz /
• statt: „den Exu" Seite 170. Artikel 49.1
lesen: „die ECU“ statt: „Ecu"
- statt: „der Ecu Ixitkurse" lesen: „ECU“
- lesen: „der ECU-Eeitkurse“
Seite 172, Artikel 2
Seite 38, Artikel 109 f  Absatz 2 statt: „des Ecu“
- statt: „des Exu" lesen: „der ECU“
-  lesen: „der ECU"
- statt: „des Ecu- Seite 172. Artikel 4.1 erster Unterabsatz
-  Verrechnungssystems" statt: „des Ecu“ bzw. „des Ecu-
-  lesen: „des ECU- Verrechnungssystems“
- Verrechnungssystems" lesen: „der EXU“ bzw. „des ECU- 
V'errechnungssystems“
Seite 38. Artikel 109 f  Absatz 3
- statt: „Ecu-Banknoten“ Seite 174, Artikel 4.2 zweiter Unterabsatz
- lesen: „ECU-Banknoten" statt: „die Ecu-Banknoten” 
lesen: „die ECU-Banknoten“
Seite 39. Artikel 109 g erster Absatz
statt: „des Ecu-Währungskorbs“ Seite 173, Artikel 6.2 und 6.3
lesen: „des ECU-Währungskorbs" statt: „Ecu" 
lesen: „ECU“
Seite 39. Artikel 109 g zweiter Absatz
statt: „des Ecu“ Seite 178, Artikel 12
lesen: „der ECU“ statt: „Ecu“ 
lesen: „ECU"
Seite 41. Artikel 109 j  Absatz / zweiter
Unterabsatz Seite 182. Artikel 23.2
statt: „des Exu“ statt: „Ecu"
lesen: „der ECU" lesen: „ECU“
Seite 218, erster und zweiter Absatz 
statt: „des Exu" 
lesen: „der ECU"
aus: EGKS - EWG • EAG (Hrsg.) 1992, 1
Da es sich bei dem Ecu um ein Symbol wenn schon nicht der Politischen so 
doch zumindest der Wirtschafts- und Währungsunion handelt, empfinden 
viele Mitgliedstaaten hierbei einen Eingriff in ihre nationale Eigenständigkeit. 
Insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland wird die Einführung des
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Ecu als verbindliches Zahlungsmittel als Kampfansage auf die (zumindest 
zum Zeitpunkt der Maastrichter Entscheidung) so stabile eigene Währung 
angesehen, zumal ja die »starke Mark« ein wenig die »deutsche Identität« 
verkörpert.
Weil alle Mitgliedstaaten eigene Namensvorstellungen für die gemeinsame 
Währung haben (das reicht von der Eurokrone über den Eurobolus und die 
Euromark bis hin zu Eurofranken, Eurodollar, Europeso etc,"). schmerzt es 
Deutsche besonders, sprachlich übergangen zu werden: Die erträumte Euro­
mark soll also geopfert werden für eine Währung, deren Name auf eine mit­
telalterliche, von dem französischen König Louis IX. zwischen den Jahren 
1266 und 1270 eingeführte Goldmünze zurückgeht. „Deren gebräuchlicher 
Name ,Denier d’or à 1 ECU- oder ,ECU-d’or‘ [rührte] daher [...], daß sie auf 
ihrer Rückseite einen Turnier- rxler Wappenschild mit dem Wappen des Kö­
nigs, eben einen ,écu‘, zeigte" (Haller 1991, 213). Als „Erfinder" der Über­
tragung dieser Bezeichnung auf eine gemeinsame europäische Währung gel­
ten Helmut Schmidt und Valéry Giscard d’Estaing, die des mittelalterlichen 
Geldstücks gedachten, als der Ecu zum 1. Januar 1979 die frühere ERE 
(Europäische Rechnungseinheit) ablöste. Die Auffüllung von ECU zu „Euro­
pean Currency Unit" kam dagegen erst später unter deutsch-englischem Ein- 
tluß zustande (Haller 1991,214).
Natürlich ist der Ecu als künstliche Währung, als „Korbwähmng", die aus der 
Summe festgelegter Prozentanteile der nationalen Währungen der EG-Mit- 
gliedstaaten (composit und) zusammengestellt wird, den Einzelstaaten und 
deren Bürgern ein Fremdkörper, zumal seine -  seit dem 8.1.1990 gültige — 
Zusammensetzung (Stand: 8.10.1990, nach Cwik 1991,435 und Haller 1991, 
214) fast allen „Betroffenen" unbekannt ist:
deutsche Mark............................................  30,36%









Siehe dazu Weimer 1992. Der Terminus Eurodollar hätte zum einen Vorteile: „Dollar" 
klingt nach Stabilität und ist - da in keinem Mitgliedstaat offizielle Währung -  sprachlich 
»neutral«. Der Nachteil ist, daß es historisch bereits einmal Eurodollars gab, und zwar 
1949, als die USA chinesische Konten auf amerikanischen Banken nach der dortigen Re­
volution einfroren und die Chinesen, um jenes Problem zu umgehen, ihre Dollars auf die 
sich in russischem Besitz befindliche Banque Commerciale pour l'Europe du Nord mit 
Sitz in Paris transferierten, deren telegraphische Adresse Eurobank lautete, woraus dann 
die Termini activltes eurobancalres und Eurodollar entstanden (Saul 1991, 33). In der 




luxemburgischer F ran c ...............................  0.31 %
100,(X)%
Die faktische Dominanz der D-Mark führte in den anderen Ländern regel­
mäßig zu Kritik, da aufgrund der »Stärke« der Deutschen Mark andere Wäh­
rungen oftmals so unter Druck gerieten, daß sie abgewertet werden mußten, 
was vor allem im Vereinigten Königreich als Schmach empfunden wurde. 
Die Deutschen hielten sich dagegen mit Kritik am europäischen Währungs­
system -  wohl auch aufgrund seiner faktischen Bedeutungslosigkeit (in Ecu 
wurde bislang gemäß Art. 11 der Haushaltsordnung lediglich der EG-Etat 
erstellt)- weitgehend zurück. Das änderte sich mit den Maastrichter Be­
schlüssen: Jetzt ward auch in der Bundesrepublik Deutschland stellvertretend 
für ein »demokratisch nicht mehr kontrollierbares, sich verselbständigendes 
Europa« der Ecu angegangen: In seltener Einmütigkeit schmähen christlich­
konservative (Gauweiler) und sozialdemokratische Politiker (Lafontaine) als 
„europaphobe Besitzstandswahrer“'4 die angestrebte Euro-Währung, die von 
ihnen als Bedrohung föderalistischer Eigenständigkeiten empfunden wird- 
Campanilismus pur!
Ramge 1993, 51 sieht hinter all den von deutscher Seite vorgebrachten Kla­
gen ein Opfer-Stereotyp, in dessen Wortfeld auch Begriffe wie „Preisgabe. 
Verzicht, Verschenken, Verkaufen (i. S. von ,verraten*)“ gehören und deren 
Ausgangsbedeutung in den „religiös-rituellen Sprachgebrauch“ führe (etwa 
schlachten, Opferlamm, Altar [eines gemeinsames Europas!]. Dies kollidiere 
auffällig damit, „daß die DM zum handgreiflichen Symbol deutscher Stereo­
type in bezug auf positive nationale Eigenschaften und Mentalitäten gewor­
den ist: Tüchtigkeit, Arbeitsamkeit, Fleiß, Solidität, Beständigkeit. 
Produktivität". Das Resultat wäre „überspitzt formuliert: Die Deutschen 
opfern sich selbst" (Ramge 1993, 52).
Wie stark das Eurogeld die sprachliche und schöpferische Phantasie von 
Europakritikern wie -befürwortem oder auch reinen Beobachtern des Eini­
gungsprozesses anregt, zeigt nicht zuletzt ein Wettbewerb der Gesellschaft 
für deutsche Sprache (GfdS) in Wiesbaden, die in ihrer Institutsszeitschrift 
Der Sprachdienst (Heft 36. 2) im Frühjahr 1992 folgende Preisaufgabe 
stellte:
„Ecu (Aussprache französisch, weil eine gleichnamige Münze des 13. Jahrhunderts wie­
deraufnehmend) oder ECU (Aussprache englisch: European Currency Cmt), das ist hun 
des-, gar europaweil die Frage. Aber das soll hier nicht u n s e r e  Frage sein. Vielmehr: 
We n n  spätestens 1999 der (oder die) Kcu/HCU die (mehr als nur rechnerische) gemein 
same EG-Währung wird, welche Mü n z e  welchen Namens soll dann als ein
,’4 Daniel Cohn-Bendit in „Die Zeit“, 19.6.1992.
35 7
Hundertstel ECU
von Hand zu Hand gehen, stall des Pfennigs, des Cents, des Centimes, des (österreichi­
schen) Groschens, des New Pence, ries Penni, des Rappens usw.? Den Europäern fehlt 
noch, w ie uns mit der Aufforderung zu handeln -  geschrieben w urde und was w ir uns 
von Experten haben bestätigen lassen, die gemeinsame Bezeichnung der kleinsten Wäh­
rungseinheit. Diese »Lücke im System« hat möglicherweise dazu geführt, dali es nach 
dem Europäischen Unionsvertrag den Ländern erlaubt sein soll, die herkömmlichen 
Münzbezeichnungen beizubehalten. Kann das aber der europäischen Einheit zuträglich 
sein? Wer das oder den oder die X nicht ehrt, ist des ECU nicht wert.
Die Gesellschaft fitr deutsche Sprache will hellend eingreilen und zuvor selber die 
Sprachgemeinschaft um Unterstützung bitten: Gefragt sind I h r Ideenreichtum. Ihre 
Phantasie, auch Ihre »europäische« Sprachsicherheit. Denn es sollte wohl darin den 
h e r  übertreffend- ein wirklicher Internationalismus sein, der dann europaweit von 
Mund zu Mund gehen soll, ein Wort, das eine Chance hat, in allen Ländern freudig »an­
genommen« zu werden, in der Durchsichtigkeit der Bedeutung, in der Aussprache und der 
Schreibung. Der Ausdruck muß sich auch gut »vermehren« lassen, damit Bildungen 
gemäß unseren Fünf-, Zehn- und Fünfzigpfennigslücken möglich werden. Und es muß 
eine plausible Abkürzung milgeliefert werden (entsprechend Pf. c. Gr, p, Kp usw .).
Wir haben keinen »Auftrag« außer dem selbstgewählten und werden national und gar in­
ternational allenfalls dann Gehör finden mit unserem - I h r e m -  Vorschlag, wenn er 
zwingend ist. Es ist nicht ausgeschlossen, daß w ir zur gegebenen Zeit mehrere Wortkan­
didaten zur Auswahl weiterreichen." (ebd. 71 f.)
Lin halbes Jahr später konnte der Spruchdienst (Heft 36, 5) den größten Er­
folg in der Geschichte seiner Preisausschreiben verkünden: rund 2.500 Ein­
sendungen übertrafen selbst die kühnsten Erwartungen und die »Fassungs­
kraft« der GfdS-Jury (die sich wohl in etwa an der Zahl der Einsendungen bei 
der Namensproblematik für die »Ex-DDR«, die »neuen Bundesländer« orien­
tierte: 700). Die Redaktion hielt fest:
„Nein, wir haben nicht nur Zustimmung erfahren. So manche, vor allem aus der Publizi­
stik und der Ökonomie, halten die Wort-Sorgen für marginal, für »außenseiterisch« ange­
sichts der wirklichen finanziellen und wirtschaftlichen Probleme, welche die »Währung 
für Europa« mit sich bringt. Doch haben nicht die sprachlichen Aspekte den stärksten Be­
zug zur Realität? Hat nicht die weit verbreitete Ecu-Animosität auch mit der - vorläufi­
gen -  Wahl, der Herausstellung dieses Ausdrucks zu tun'1 Die Akzeptanz in der Sache 
hängt auch davon ab, wie diese sprachlich »rüberkommt«. Die Sprache bildet die Wirk­
lichkeit, die Welt nicht nur ab, »irgendwie«, sondern sie schafft diese zugleich: nicht zu­
letzt durch die Art des sprachlichen »Zugriffs« ist der Mensch in der Lage, einen ange­
strebten Zustand zu realisieren -  oder zu verhindern, in diesem Fall die Einheit der euro­
päischen Währung. Der Kampf ums Wort, von den Politikern nur zu gern ausgefochten - 
hier lohnte er wohl besonders, und er hätte schon bei der großen Währungseinheit einset- 
zen sollen. Doch vielleicht ist’s ja nicht zu spät. In nicht wenigen Zuschriften wird uns 
vorgehalten, wir hätten mit unserem Wettbewerb die Bezeichnung Ecu zu festigen gehol­
fen, statt sie zu bekämpfen. Nun, mittlerweile ist es nach Äußerungen etwa des deutschen 
Finanzministers und des Bundeskanzlers, recht unwahrscheinlich geworden, daß uns der 
Ecu beschert werden wird, und wir brauchen darum nicht weiter zu erörtern, warum der 
Ausdruck in der Sprachgemeinschaft auf Befremden stößt, das liegt eben an seiner
358
»Fremdheit«, an der Aussprache-Unsicherheit, am Abkürzungscharakter. Das kann uns 
vielleicht was lehren hei der Beurteilung der P/enmg-Ersatzvorschläge.
Dali das »europäische Hundertstel« eines Tages benannt werden muß, ist so gut wie si­
cher, gleichgültig ob die große Einheit dann Ecu heißt oder Mark oder Franken oder ganz 
anders. So ist unser Wettbewerb gewiß nicht voreilig gewesen." (ebd. 172)
Es wurden die unterschiedlichsten Vorschläge eingereicht: Besonders häufig 
wurden Kurzwörter oder Akronyme vorgeschlagen, wobei besonders Dipfel 
(aus Deutschland, /talien, Portugal, Frankreich, England und Luxemburg), 
Atal (aus Atlantik bis Ural) oder Peru (aus Pfennig und Cent) origineller Na­
tur waren. Oft wurden Zusammensetzungen mit Mini (MiniEcu, Minicu, 
Euromini), mit Euro (Eurostar, Europenny, Eurocent) und Eu (Eupenny, 
Eucent) sowie mit Ecu (schwäb. Ecule, Eculctte) genannt. Weniger Sympa­
thie steckte hinter Anregungen (»Satirismen«) wie Bankrotti, Ruine, Pleiti, 
Kümmerling, Elop oder Eumel, unklar blieb hingegen die Motivation jener, 
die Orts- oder Personen-(- Politiker-)Namen verewigen wollten: Maastri und 
Strassi bzw. Kohling oder Waigel. Die Jury entschied sich schließlich für 
Cent, w'as sie wie folgt begründete (ebd. 173f.):
„Cent ist -  dies ist ein begrüßenswerter Aspekt -  der Esperanto-Ausdruck für .hundert .“ 
Cent ist ein gemeinsames europäisches Wort. Es ist weithin schon als Münzbezeichnung 
gebräuchlich, und es ist gewiß darüber hinaus brauchbar, sei es nach einer Neueinfühmng 
oder nach der Reduzierung längerer gewachsener Formen (die Centimes, Centimes, 
Centavos, Centesimi können leicht zu Cents werden) Der Cent ist griffig in seiner Bedeu­
tung, seinem Schriftbild und ungeachtet landessprachlicher Abweichungen- seiner 
Lautung. Im Deutschen würden w ir den Anlaut als »ts« sprechen können, wie in den Va­
rianten anderer Z-Wörtcr; vgl. Centrum, circa, Cigarette. Die Grammatik des Wortes ist 
unproblematisch (im Deutschen der Cent, des Cents, die Cents), ebenso die Multiplika­
tion (deutsch: Fünf-, Zehn-, Fünfzigcentstück). Als Abkürzung bieten sich das r und -  et­
was deutlicher - das ct an." (ebd. 174)
Ein sprachliches Problem brächte die in allen Mitgliedstaaten verbindliche 
Einführung des Ecu mit sich: Damit sich die Bürger „möglichst wenig um­
stellen müssen“, wäre eine Verwendung aller Amtssprachen auf den Geld­
scheinen wünschenswert. „Doch“, fragt Klaus-Peter Schmid in der .Zeit" 
vom 17.9.1993, „kann man auf einen Geldschein überhaupt mehr als drei 
oder vier Idiome drucken? Und wie verhält man sich, wenn die Produktion 
der Geldscheine beginnen muß, bevor der Kreis der beteiligten Länder defi­
nitiv festliegt -  von der sprachlichen Berücksichtigung von Nachzüglern w ie 
Schweden oder Finnland ganz zu schweigen?“ (Schmid 1993a, 36).
Bei dergleich profanen praktischen Problemen hilft auch die Lektüre der 
Maastrichter Verträge nicht weiter, denn dort ist nur festgelegt, daß bis spä­
testens 1. Januar 1999 die Wechselkurse der europäischen Währungen unwi­
derruflich fixiert werden müssen, um eine rasche Einführung der gemeinsa-
M Diejenigen, die den Ecu als „Esperanto-Geld“ schmähen, werden dieser Argumentation 
wohl wenig abgewinnen können.
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inen Währung Ecu zu gewährleisten. Daß derartige Probleme aber zu lösen 
sind, macht die Schweiz vor, die auf ihren aktuellen Geldscheinen neben den 
schon traditionellen Schriftzügen auf deutsch, französisch und italienisch 
nunmehr auch Wertangaben in der neuen „Kunstsprache" Rumänisch 
Grischun, der Ausgleichskoine der diversen bündnerromanischen Talschafts­
varietäten, tragen.
8.7 Demokratisierung
Ganz offensichtlich werden die bestehenden EG-Institutionen als mit einem 
demokratischen Defizit behaftet angesehen, was angesichts der Tatsache, daß 
lediglich die Mitglieder des Europäischen Parlaments ein direktes Mandat der 
Bürger haben, nicht zu überraschen vermag. Hinzu kommt, daß die Rechte 
des EP laut Artikel 137 des EWG-Vertrags über »Beratungs- und Kontrollbe- 
tügnisse« kaum hinausgehen, auch wenn sich seit den Römischen Verträgen 
einiges gewandelt hat, von der Direktwahl über den Mißtrauensantrag bis hin 
zur förmlichen Eeststellung des Haushaltsplans (Bieber 1991, 120ff.). Ent­
scheidungen der »Bürokratie« entziehen sich bislang oftmals einer effizienten 
demokratischen Kontrolle, weswegen in einer Reihe von Mitgliedstaaten eine 
Aufwertung der gesetzgeberischen Befugnisse des Parlaments gefordert wird. 
Selbstverständlich tun das auch die Parlamentarier selbst, obwohl nach 
außen -  wohl eine Art »corporate identity« -  EG-Entscheidungen auch dann 
als positiv verkauft werden, wenn sie für die eigene Organisation eindeutig 
negativ ausgefallen sind. Die Erwartungen seitens des Parlaments an den 
Maastrichter Vertrag sind keineswegs erfüllt worden, auch wenn der In Kapi­
tel 8.3.3 schon erwähnte Eraktionsvorsitzende der EVP, Egon Klepsch, be­
tont:
„Die überlegte Anwendung des Grundsatzes der Subsidiarität wird allgemein als wesent­
liche Garantie für Demokratie angesehen. In der Beseitigung des demokratischen Defizits 
sehen wir als Europaahgeordnete eine unserer wesentlichen Aufgaben. [...]
Wenn der Maastricht-Vertrag scheiterte, weil man ihm mangelnde Demokratie vorwirft, 
würde das Gegenteil emtreten: nämlich ein Weniger an demokratischer Kontrolle und an 
Demokratie.
Maastricht bietet auch die Voraussetzung für eine bessere und verstärkte demokratische 
Kontrolle der Bürokratien des Rates und der Kommission. Andererseits muß an die 
Adresse der Regierungen gesagt werden, daß sie es sich zu einfach machen, wenn sie 
ständig .Bürokratie und Zentralismus in Brüssel' kritisieren, des öfteren aber Auswüchse 
anprangern, die auf nationalen Vorschriften beruhen oder auch Wünsche oder Empfeh­
lungen, die aus dem Rat kommen." (Klepsch 1992, 39)
Immerhin beweisen schriftliche Überlegungen und mündliche Diskussionen 
über »Demokratiedefizit« bzw. (notwendige) »Demokratisierung«56, daß zu- 54*
54 Auch bei »Demokratisierung« handelt es sich um einen Begriff, der problemlos in alle
EG-Sprachen (lautlich identisch) zu integrieren ist: dän. dem okra tisering , engl, dem ocra-
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mindest in Teilbereichen europäischer Institutionen ein Problembewußtsein 
für die Sorgen von Mitglicdstaaten und EG-Bürgem festzustcllen ist. Das 
Nein des dänischen Referendums wird einerseits Abneigungen gegen eine 
„anonyme technische Macht“, andererseits aber auch Defiziten in Kommuni­
kation, Information und Diskussionsstand zugeschrieben (Martens 1992, 14), 
also Demokratisierung vielleicht auch als ein Problem der komplexen Medi­
engesellschaft, wie es Kabinettchef Marcell von Donat von der Brüsseler EG- 
Kommission konstatiert:
„Die Wahrnehmung der gemeinsamen Welt bleibt Utopie. Die Demokratisie­
rung der Staatengemeinschaft ist infolgedessen eine Schimäre. Wir werden 
ihr weiter nachjagen, sinnlos, weil wir sie mit zwölf getrennt lebenden Infor­
mationswelten nie erreichen können." (von Donat 1993b, 10)
Sich der Tatsache bewußt, daß die Kompetenzenverteilung zwischen den 
einzelnen EG-Institutionen demokratischen Anforderungen nicht gerecht 
wird, versammelte der italienische Europaparlamentarier Altiero Spinelli 
(„Indipendenti di sinistra“) Abgeordnete aller Fraktionen in dem sogenannten 
„Club de Crocodile“, aus dem eine Kommission hervorging, die Schritte in 
Richtung institutioneller Reformen im Sinne einer Demokratisierung erarbei­
tete (Reich 1991, 343). Der am 14. Februar 1984 von dieser Kommission 
vorgelegte »Unionsvertrag« wurde vom Parlament mit klarer Mehrheit ange­
nommen und fand schließlich Eingang in die Einheitliche Europäische Akte 
vom 2./3. Dezember 1985. Ein Mehr an Demokratie bedeutete die Neuord­
nung der Zusammenarbeit zwischen Parlament und Rat (Stärkung des Ein­
flusses des Parlaments auf die EG-Gesetzgebung) und die Regelung der Ver­
fahren bei Beitritts- und Assoziierungsabkommen, bei denen eine Stellung­
nahme des Parlaments nach Artikel 237 und 238 EWG-Vertrag zur Bedin­
gung gemacht wurde (Reich 1991,345).
Daß das Demokratiedefizit der EG immer spürbarer wird, liegt nicht zuletzt 
daran, daß immer mehr Entscheidungen nationaler Gesetzgebung von Brüssel 
vorgegeben werden. So werden nach Einschätzung des Kommissionspräsi­
denten Jacques Delors gegen Ende des 20. Jahrhunderts etw'a 80% der Legis­
lation in der Wirtschafts- und Sozialpolitik europäischer Herkunft sein, was 
selbst Kommissionsbeamten als „aus demokratischer Sicht [...] allmählich 
unhaltbar" (Fitzmaurice 1991,368) erscheint.
tiza tion , frz. dem ocra tisa tion , griech. ¿KSopoKpcniogöc;, it. democralizzazione. medcrl 
dem ocra liza tie , port. d em o cra liza fd o  und span, dem ocratizaciön.
9. Ergebnisse und Zusammenfassung
9.1 Institutionelle Bedingungen der Textarbeit im YVSA
Wir haben den WSA als Mikrokosmos mehrsprachig-interaktiver Textarbeit 
beschrieben; Textstrukturen und Funktion seiner Stellungnahmen lassen sich 
nämlich nur vor dem Hintergrund seiner spezifischen Stellung innerhalb der 
EG-Institutionen verstehen. Der WSA ist eine beratende Versammlung für 
Kommission und Rat, in der Vertreter der maßgeblichen Verbände der Ar­
beitgeber, Arbeitnehmer und anderen relevanten wirtschaftlichen und sozia­
len Gruppen vereint sind. Er sieht sich selbst als institutionalisierte Interes­
senvertretung der wirtschaftlichen und sozialen Kreise. Er besteht aus 189 
Mitgliedern, nach einem festen doppelten Proporz auf die 12 Mitgliedstaaten 
und auf die drei Gruppen der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und der sog. „sonsti­
gen Interessen“ verteilt. Die Mitglieder sind ehrenamtlich tätig und kommen 
in der Regel nur zu den Sitzungen nach Brüssel, d.h. zwei bis drei Mal pro 
Monat. Der WSA gliedert sich in Fachgruppen, die jeweils einen Themenbe­
reich der EG-Politik abdecken.
Der WSA ist die einzige EG-Institution, deren Aufgabe sich im wesentlichen 
in Textproduktion erschöpft. Er gibt Stellungnahmen zu Rechtsaktvorschlä­
gen der EG-Kommission ab; dabei ist in einem definierten Themenbereich 
seine „Befassung" obligatorisch, in anderen Bereichen fakultativ. Außerdem 
kann er ohne Befassung auf eigene Initiative zu jedem EG-relevanten Thema 
„Initiativstellungnahmen“ abgeben, um so ein Thema als politisch relevant 
für die EG zu definieren.
Das Verfahren der Textgenese ist durch die Geschäftsordnung geregelt; sie 
wurde in Kapitel 3 ausführlich dargestellt wegen ihrer Relevanz für die insti­
tutioneile Kommunikation im WSA: Unter expliziter oder stillschweigender 
Berufung auf die Geschäftsordnung können Themen auf die Tagesordnung 
gesetzt, Rederechte verteilt und Änderungsanträge behandelt werden. So ist 
eine Geschäftsordnung für den früheren WSA-Präsidenten Gerd Muhr auch 
beileibe keine Zwangsjacke für die Textarbeit, sondern notwendig für einen 
geregelten Interessenausgleich unter den Mitgliedern:
„In solchen internationalen Gremien keine festen Formen zu haben, in denen man sich 
äußern kann, das kann fast tödlich sein, denn die Ideen, die da rumschwirren, bei 189 
Mitgliedern, die sind sehr vielfältig."
Eine zentrale Rolle als Textautor spielt der Berichterstatter, der ausgehend 
von einem Arbeitsdokument den Stellungnahmentext über mehrere Ent­
wurfsstadien in einer Studiengruppe, dann in der Fachgruppe und schließlich
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im Plenum verantwortlich betreut und diskutieren läßt, ln der Studiengruppe 
wird weder über den gesamten Text noch über einzelne Formulierungen ab­
gestimmt, wohl aber in Fachgruppe und Plenum. Die Aushandlung des Tex­
tes ist in der Studiengruppe informell: Die Mitglieder können Anderungs- 
wünsche äußern. In der Fachgaippe und im Plenum können sie schriftliche 
Änderungsvorschläge machen bzw. -anträge stellen, über die abgestimmt 
wird, wenn Dissens mit dem Berichterstatter besteht. Die Geschäftsordnung 
legt das Verfahren zur Behandlung einer Vorlage im Plenum weitgehend fest.
Studiengruppen sind für die Textgenese besonders wichtig: Sie werden ad 
hoc gebildet, sind in der Größe überschaubar und setzen sich aus WSA-Mit- 
gliedem zusammen, die für die anstehende Frage als besonders kompetent 
ausgewählt und für die Textarbeit motiviert sind. Jedes Mitglied kann sich 
aktiv an der Textarbeit beteiligen und sich im Vertrauen auf die Nicht-Of- 
fentlichkeit der Sitzung relativ frei zu Problemen und divergenten Formulie­
rungsinteressen äußern, ohne in dieser Phase bereits etwa die Offentlich- 
keitswirkung der Stellungnahme strategisch mitberücksichtigen zu müssen.
In Interviews mit WSA-Mitgliedem und anderen Interessenvertretem in 
Brüssel sind wir u.a. der Frage nachgegangen, ob sich der WSA als ressort- 
übergreifenden Zusammenschluß von Lobbyisten versteht oder ob er sich 
gegenüber einer solchen kollektiven „pressure group" einen institutionell 
abgesicherten höheren Rang zuweist. Im Gegensatz zu Lobbyisten, die in 
einer möglichst frühen Phase des Rechtsetzungsverfahrens mit Hilfe einer 
informellen Infrastruktur von Kontakten ihre partikularen Interessen einbrin- 
gen, sieht der WSA seine Stärke darin, der EG-Kommission konsensfähige 
Positionen der europäischen Wirtschafts- und Sozialverbände mitzuteilen und 
die maßgeblichen EG-Organe dahingehend zu informieren, ob geplante Maß­
nahmen bei den Betroffenen Zustimmung finden oder ob wesentliche Wider­
stände zu erwarten sind.
Die Stellung des WSA ist freilich im Vergleich zu anderen EG-Institutionen 
schwach, da seine Stellungnahmen nicht rechtsverbindlich sind, Kommission 
und Rat sie nicht beachten müssen. Das prekäre institutioneile Verhältnis des 
WSA zur EG-Kommission spiegelt sich in Randbemerkungen in seinen 
Stellungnahmen und in Redebeiträgen aus den Sitzungen. Sie sind gekenn­
zeichnet durch eine Spannung zwischen lobenden Bewertungen für Kom­
missionsinitiativen und einer eifersüchtigen Wachsamkeit, ob die Kommis­
sion den WSA im vorliegenden Fall angemessen informiert und gewürdigt 
hat.
Wir haben den WSA als Objekt für Fallstudien zur Textgenese aus mehreren 
Gründen ausgewählt: Einer war, daß der WSA diejenige EG-Institution ist. in 
der sich Textgenese mit vertretbarem Forschungsaufwand am besten beob­
achten läßt. Er unterscheidet sich darin von der EG-Kommission, bei der 
Länge und Komplexität eines Textgeneseverfahrens nicht von Beginn an vor­
hersagbar sind. Einzelne Fallstudien von Rechtsetzungsverfahren in der
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Kommission können wegen der typologischen Vielzahl dortiger legistischer 
Prozesse kaum einen allgemeingültigen Anspruch erheben. Die Übersicht­
lichkeit der Textgenese im WSA wird bestimmt durch die Orientierung auf 
die Geschäftsordnung und einen Termindruck wegen von der Kommission 
gesetzter Fristen zur Abgabe der Stellungnahme und knapper Ressourcen 
(Geld, zeitlich beschränkte Dolmetscherhilfe aus dem Pool des für alle Brüs­
seler EG-Institutionen gemeinsamen Dolmetscherdienstes).
Institutionell kooperieren im WSA drei Status-Gruppen:
- Mitglieder sind aus den EG-Mitgliedstaaten delegiert und nur zu den Sit­
zungen in Brüssel anwesend. Fremdsprachenkenntnis.se dürfen für sie 
nicht zur Voraussetzung für eine Mitwirkung gemacht werden; für die 
meisten von ihnen ist die Tätigkeit im WSA eine ehrenamtliche Zusatztä­
tigkeit zu ihrer sonstigen Funktionärsarbeit;
- Beamte des Generalsekretariats wohnen und arbeiten in Brüssel, sind 
polyglott (und damit vergleichbar den Kommissionsbeamten) und auch in 
der Vorbildung und Arbeitseinstellung vergleichbar anderen „Eurokraten";
- Übersetzer als eine besondere Gruppe von Dienstleistern im Generalsekre­
tariat arbeiten den Mitgliedern bei der Textgenese zu, sind aber oft nicht 
über alle Implikationen des Verfahrens im Bilde.
Bei den Mitgliedern bündeln sich Formulierungsinteressen, weil sie in fünf­
facher Weise sich Gruppen zuordnen:
- einer der 3 Gruppen, aus denen sich der WSA konstituiert (Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer und Vertreter „sonstiger" Interessen);
- einer „Fachgruppe", also einer Gruppe für die thematische Groborientie­
rung bei der internen Arbeit (z.B. „Landwirtschaft“, „Industrie", „Umwelt" 
usw.);
- einer Nationalität und/oder Sprachgemeinschaft; dabei bildet Belgien mit 
seinen zwei Haupt-Sprachgemeinschaften1 eine Ausnahme.
- einem Verband, den das Mitglied im WSA repräsentiert (bei den Deut­
schen z.B. BDI, DGB oder Verbraucherverbände);
- als Experte auf ausgewiesenen Fachgebieten (persönliches berufliches 
Erfahrungswissen der Mitglieder).
Die deutschsprachige Minderheit Belgiens ist nicht im WSA vertreten. Angesichts der 
Anstrengungen, die die Katalanen weltweit, so auch im Europäischen Parlament, unter­
nehmen, ihre Sprache aufwerten zu lassen, war es für uns durchaus bemerkenswert, daß 
wir nie beobachten konnten, daß ein katalanisches WSA-Mitglied seine kulturelle und 
sprachliche Eigenständigkeit betont hätte (vgl. La Gueriviere (1992. 50), der sprachliche 
Ansprüche von Regionalislen an die EG erwähnt; den Forderungen von katalanischer 
Seite würden manche europäische Parlamentarier ein wohlmeinendes Ohr leihen).
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9.1.1 Mehrsprachigkeit
Am Anfang unseres Projekts haben wir als Arbeitshypothese formuliert: Wer 
bei der Aushandlung von Texten nicht in seiner Muttersprache teilnehmen 
kann, ist bei der Durchsetzung seiner Formulierungsinteressen benachteiligt. 
Diese Hypothese läßt sich aufgrund unserer Beobachtungen nicht so bündig 
verifizieren oder falsifizieren.
Der WSA stellt sich aber durchaus als geeignete Institution dar, um die Ver­
fahren der Aushandlung von Formulierungsinteressen unter mehrsprachigen 
Bedingungen zu beobachten: Stellungnahmen werden in mehreren Entwurfs­
versionen in unterschiedlichen Gremiensitzungen mehrsprachig im Ganzen 
und im Detail behandelt, Formulierungen werden ausgehandelt (formell oder 
informell). Der WSA präsentiert sich dabei als EG-lnstitution, die in beson­
derer Weise und im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Gleichrangigkeit der 
EG-Amtssprachen als Arbeitssprachen beachtet. Jedes Mitglied hat prinzi­
piell Anspruch auf Texte in seiner Muttersprache, sofern es sich um eine EG- 
Amtssprache handelt, auf Übersetzung seiner verfahrensrelevanten Texte in 
alle anderen Amtssprachen und auf Verdolmetschung in seine und aus seiner 
Muttersprache. Auf diese Weise wird eine Benachteiligung von Mitgliedern 
verhindert, die kompetente Repräsentanten bestimmter wirtschaftlicher und 
sozialer Interessen und Experten für Teilgebiete der EG-Gesetzgebung sind, 
aber nicht über hinreichende Fremdsprachenkenntnisse verfügen, um in 
Gremiensitzungen auf ihre Muttersprache verzichten zu können. Texte zu den 
Fachgruppensitzungen und Plenartagungen werden in allen neun EG-Amts- 
sprachen vorgelegt, die Stellungnahmen erscheinen schließlich im EG- 
Amtsblatt ohnehin zeitgleich in allen Sprachen: in Fachgruppen und im Ple­
num wird zudem 9:9 gedolmetscht.
Probleme in der Mehrsprachigkeitspraxis stellen sich subtiler dar:
(1) Die Relevanz von Fremdsprachenkenntnissen ist für WSA-Mitglieder 
ambivalent. Die Reduzierung der Zahl von Arbeitssprachen in Studien­
gruppen wird zu einem praktischen Problem, wenn die Studiengrup­
penmitglieder aus einer größeren Zahl von Ländern kommen, als Spra­
chen vorgesehen sind: Dann muß der eine oder andere auf seine Sprache 
verzichten. Zum einen hat zwar jedes Mitglied einen Anspruch auf 
schriftliche und mündliche Partizipation in seiner Muttersprache, zum 
anderen verzichten in der Praxis aus Rücksicht auf organisatorische Eng­
pässe gelegentlich gerade WSA-Mitglieder aus kleineren Ländern in den 
für die Textgenese besonders relevanten Studiengruppen auf das Recht, 
ihre Muttersprache zu verwenden. Eine zumindest rezeptive Beherr­
schung von Fremdsprachen erleichtert die gemeinsame Arbeit und ver­
schafft einen Verstehens- und Argumentationsvorsprung vor Kollegen, 
die total einsprachig sind; fremdsprachliche Kommunikation ist vor al­
lem für informelle Kontakte außerhalb der Sitzungen dienlich, die glei­
chermaßen der Beziehungspflege und einer Aushandlung von Formulie­
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rungen vor und nach der Sitzung und dem Interessenausgleich bei Diver­
genzen dienen.
(2) In der ersten Phase der Textarbeit, in den Studiengruppen, ist die Zahl 
der Arbeitssprachen auf 4-5 reduziert. Das geschieht, um Kosten zu spa­
ren, und wird rechtlich dadurch möglich, daß Studiengruppen im primä­
ren Gemeinschaftsrecht nicht vorgesehen und daher nicht an die 
Vollsprachenregelung gebunden sind. Bei der Zusammensetzung der 
Studiengruppen wird zwar möglichst eine Kongruenz angestrebt zwi­
schen dieser Arbeitssprachenregelung und der Verteilung der Studien­
gruppenmitglieder auf Sprachen; das ist freilich gerade für die Mitglieder 
aus kleineren Sprachgemeinschaften nicht immer möglich.
(3) Texte werden im Verlauf des Verfahrens in Sprachen übersetzt, die in 
der Praxis nicht nachgefragt werden. So orientieren sich z.B. dänische 
WSA-Mitglieder oft an der englischen Fassung von Entwürfen und las­
sen die Produkte der dänischen Übersetzungsabteilung außer acht. Damit 
fallen die dänischen Produkte qualitativ zurück, da die ansonsten übli­
chen Rückmeldungen von Mitgliedern zu Ubersetzungsproblemen und 
brisanten Textteilen ausbleiben.
(4) Neben dem institutionell geregelten Procedere gibt es eine Reihe von 
informellen Verfahren, die für die Arbeit an Texten im WSA wichtig 
sind: Redaktionssitzungen außerhalb der Geschäftsordnung ohne Dol­
metscher, Kontakte vor und nach den Sitzungen sowie in Pausen, in de­
nen Absprachen getroffen und Kompromisse zur Textformulierung aus­
gehandelt werden, um die formale Sitzung davon zu entlasten. Hier sind 
Mitglieder durchaus auf eigene Fremdsprachenkenntnisse, auf die von 
Kollegen oder auf hilfsweise als Dolmetscher einspringende WSA-Be- 
amte oder -Übersetzer angewiesen. Institutionell ist eine Arbeitsteilung 
zwischen Mitgliedern, Übersetzern und Dolmetschern vorgesehen -  
mithin zwischen denen, die inhaltlich für die Texte zuständig sind, und 
denen, die für eine reibungslose sprachliche Vermittlung zu sorgen ha­
ben. Daß gelegentlich diese Arbeitsteilung suspendiert wird, ist sicher­
lich in einer relativ kleinen Institution wie dem WSA besser und rei­
bungsloser möglich als in den großen EG-Organen wie der Kommission.
Oftmals wird bei der Behandlung von Änderungsanträgen in Sitzungen 
auf eine Abstimmung verzichtet und statt dessen auf Anregung des Sit­
zungspräsidenten oder des Berichterstatters eine Kompromißformulie­
rung ausgehandelt. Dieses informelle Verfahren wird erleichtert und ver­
kürzt, wenn Antragsteller zeitweise auf ihre Muttersprache verzichten 
und auf die Sprache des Präsidenten oder des Berichterstatters übergehen 
können. 5
(5) Die Leistungen der Dolmetscher werden unterschiedlich beurteilt; mitun­
ter wurde uns gegenüber der Argwohn geäußert, daß dem WSA nicht die 
erste Garnitur von Dolmetschern zur Verfügung gestellt würde. Wir kön-
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nen diese Urteile im einzelnen weder bestätigen noch entkräften, doch 
auch uns fiel auf, daß mitunter komplexe Äußerungen verkürzt werden, 
daß dabei insbesondere die Teile unter den Tisch fallen, in denen fein 
abgestuft und diplomatisch verklausuliert die eigene Bewertung des 
strittigen aktuellen Beratungsgegenstandes formuliert wird. Das sind 
mithin Textteile, die für die Aushandlung von Kompromissen und Kon­
sens besonders relevant sind. Zudem ist unbestreitbar, daß Dolmetscher 
im WSA wegen der Bandbreite seiner Stellungnahmen ein besonders 
weites thematisches Spektrum kompetent abdecken müssen. Das führt 
dazu, daß WSA-Mitglieder oft auf die Dolmetscherhilfe verzichten, 
wenn sie über ausreichende passive Kenntnisse zu verfügen glauben, 
weil sie sich davon Vorteile versprechen: Sie hören dem Redebeitrag des 
Kollegen in der Originalsprache zu, können bewertende Abstufungen 
unmittelbar registrieren, ohne auf möglicherweise ungenaue Übersetzun­
gen angewiesen zu sein -  und sie gewinnen einen Zeitvorteil für die Pla­
nung eigener Entgegnungen.
(6) Wir haben öfter beobachtet, daß angebotene Dolmetscherleistungen nicht 
nachgefragt wurden. So verfügen insbesondere Niederländer und Dänen, 
mehr als die Deutschen, über Kenntnisse, die ihnen ermöglichen, in der 
Originalsprache zuzuhören. Freilich läßt sich so auch die isolierte Stel­
lung der Griechen beobachten: Wenn ein Grieche in seiner Sprache redet, 
benutzen alle Nichtgriechen die Kopfhörer!
(7) Schließlich gibt es auch gesprächsdynamische Effekte für einen zeitwei­
sen Fremdsprachengebrauch.2 Gesprächsorganisatorisch-pragmatisch ist 
etwa die Praxis des griechischen Vizepräsidenten des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses, Kazazis: Längere inhaltliche Äußerungen macht er 
auf griechisch, kurze Ansagen und Anweisungen (z.B. bei der Abstim­
mungsprozedur) arbeitsökonomisch auf französisch.
Versetzen wir uns in ein WSA-Mitglied, das zwischen seiner Muttersprache 
und einer Verständigungssprache als Arbeitssprache wählen muß: Ihm stellt 
sich diese Wahl generell dar als Zielkonflikt zwischen den beiden Prinzipien 
Verständigung und Sprachpolitik, zwischen denen nach einer Kosten-Nutzen- 
Rechnung abzuwägen ist.* 1 Einerseits kann das WSA-Mitglied für eine effizi­
ente Verständigung Fremdsprachenkenntnisse nutzen, durch sie Entschei­
dungsprozeduren beschleunigen und Kosten reduzieren. Nicht immer freilich
2 So führt der dänische Videofdm „Tal dansk din hund. Dansk -  et international! EF-sprog" 
einen dänischen Minister und amtierenden Ratsvorsitzenden vor, der im Europäischen 
Parlament die Frage eines Parlamentariers auf englisch beantwortet, weil die Frage auch 
auf englisch gestellt worden ist. Freilich erfordert das in diesem Fall eine ausdrückliche 
Rechtfertigung und eine Art von scherzhaft-ausdrücklicher Billigung des Sitzungspräsi­
denten.
1 Ähnlich führt Marccll von Donat das EG-Arbeitssprachenproblem vor als persönliche 
Entscheidungssituation des Eurokraten vor einer Sitzung, in der er Vertreter von Gegen­
positionen überzeugen will: „Soll ich Deutsch oder Französisch reden?“ (Donat 1993a 
79).
367
ist autarke fremdsprachliche Kommunikation in dieser Hinsicht zweckmä­
ßig -  bei „diffizilen Dingen" benutzen auch Deutsche mit guten Eng- 
lischkenntnissen gelegentlich den Kopfhörer. Andererseits können WSA- 
Mitglieder aus sprachpolitischem Prinzip unter Rekurs auf demokratische und 
föderale Prinzipien auf der Verwendung ihrer Muttersprache insistieren. Ein 
pragmatischer Verzicht ist nur zeitweise möglich, solange er als interne Rege­
lung der alleinigen Aushandlung der Beteiligten untersteht. Nach politischer 
Intervention, etwa aus einem Mitgliedstaat, wird der Verzicht unumkehrbar 
zum Verstoß gegen die EG-Sprachenregelung umdefiniert und sanktioniert.
Unsere Arbeitshypothese wurde vor dem Hintergrund starken politischen 
Drucks aus Deutschland formuliert, daß Deutsch als quasi „naturwüchsige“4 
dritte Arbeitssprache in der EG benachteiligt, wenn nicht gar diskriminiert 
werde.5 Unsere Beobachtungen haben für den WSA ergeben, daß hier von 
einer derartigen Benachteiligung des Deutschen nicht die Rede sein kann; 
Deutsch ist auch in Studiengruppen ständig vertreten. Nach Meinung lang­
jähriger WSA-Mitglieder ist die Situation „besser als früher". Schwieriger 
stellt sich die Situation für Vertreter kleinerer Länder und Sprachgemein­
schaften dar; so wird Niederländern, Dänen und Portugiesen eher als Deut­
schen zugemutet, in Studiengruppen auf ihre Sprache zu verzichten. Die Ein­
stellung der sprachlich „benachteiligten“ WSA-Mitglieder dazu ist differen­
ziert, sie bewegt sich zwischen Pragmatismus und Prinzipientreue: Zum einen 
bekunden sie einen professionellen Stolz auf ihre überdurchschnittlich ent­
wickelten Fremdsprachenkompetenzen, zum anderen legen sie Wert darauf,
4 So leitet Burken (1990) seine Forderung nach einer stärkeren Verfügbarkeit des Deut­
schen als EG-Arbeitssprache ab von einem „traditionell guten dritten Platz" dieser Spra­
che, der aber ausbaufähig sei. Dafür spreche u.a., daß Deutsch die größte Sprachgemein­
schaft in der EG sei.
■ Die Bundesregierung spricht in ihrem Bericht „über die Integration der Bundesrepublik 
Deutschland in die Europäischen Gemeinschaften" für das zweite Halbjahr 1992 von 
,.Fälle[n| der Benachteiligung der deutschen Sprache, die über den Einzelfall hinauswei­
sen und strukturelle Defizite offenlegen“ (Bericht 1993, 18). Diese Fälle betreffen vor al­
lem die externe Kommunikation der EG-Organe mit Behörden der Mitgliedstaaten 
(Korrespondenz, Fragebögen) und mit einer weiteren Öffentlichkeit von EG-Bürgern 
(Publikationen, Informationsschriften, Studienaufträge und Ausschreibungen, öffentliche 
Veranstaltungen). Klage wird auch über verspätet auf deutsch vorliegende Rechtsakte 
geführt (Bericht 1993, 18f.).
Ein anderes Problem ist die EG-inteme Arbeitssprachenregelung: Nach einer Erklärung 
ihres Sprechers, Bruno Dethomas, vom 1. September 1993 hat die EG-Kommission die 
aktuelle Regelung festgeschrieben: „.Die Kommission hat heute die Ausführungsbestim­
mungen zu ihrer Geschäftsordnung beschloßen (sic!). Bei dieser Gelegenheit bestätigt der 
Präsident der EG-Kommission, daß die geltende Sprachenregelung für die Kommissions­
dokumente unverändert fortgeführt wird.-
Die Regelung ist derzeit wie folgt:
- Wenn Dokumente nach außen gerichtet sind, werden sie in den Amtssprachen der Euro­
päischen Gemeinschaft vorgelegt, d.h. in Dänisch, Deutsch, Englisch, Französisch, Grie­
chisch, Italienisch, Niederländisch, Portugiesisch und Spanisch.
-Soweit Dokumente für den internen Gebrauch der Kommission vorgelegt werden, wer 
den sie in den Arbeitssprachen Deutsch, Englisch und Französisch verfaßt "
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daß ihre Bereitwilligkeit, auf die Muttersprache zu verzichten, als Verzicht 
im Einzelfall definiert wird, damit daraus kein negatives Gewohnheitsrecht 
konstruiert wird. Dann nämlich, so argwöhnen sie, würde schrittweise der 
Status des Niederländischen, Dänischen, Portugiesischen usw. als EG-Spra- 
che demontiert. Zudem legten die Solidarität der kleinen Länder untereinan­
der und die Rücksicht auf fehlende Fremdsprachenkenntnisse bei Funktionä­
ren der Verbände, die sie im WSA repräsentierten, doch ein Insistieren auf 
Verwendung ihrer Sprache auch in Fällen nahe, wo dieses im konkreten Falle 
nicht zwingend notwendig erscheine.
Fazit: Die Chancen, eigene Formulierungsinteressen im WSA durchzusetzen, 
sind nicht so sehr davon abhängig, ob man dabei die Muttersprache benutzen 
konnte oder nicht. Wesentlicher für den Erfolg sind zwei andere Handlungs­
strategien:
(1) eine Anpassung an den WSA-spezifischen Formulierungsstil;
(2) eine Orientierung an mehrheitsfähigen Positionen.
Die Fähigkeit, eigene Formulierungsinteressen mit den institutionsspezifi­
schen Handlungsmöglichkeiten verträglich zu gestalten, möchten wir Orien­
tierungskompetenz nennen. Das Projekt hat gezeigt, daß nicht der sich 
durchsetzt, der gegenüber an der Textaushandlung Beteiligten auf der Durch­
setzung seiner Muttersprache besteht, sondern der, der über die Kompetenz 
verfügt, sprachliche Defizite prozedural zu überwinden.
9.1.2 Textaushandlung und Konsensprinzip
Die Aushandlung von EG-Texten läßt sich beschreiben als Interdependenz 
schriftlicher und mündlicher Fachkommunikation. Darin unterscheidet sich 
der WSA nicht wesentlich von anderen EG-Institutionen. In den Gremiensit­
zungen werden mündlich Vorgaben an den Text formuliert, divergente An­
sprüche ausgehandelt, Texte zitiert und referiert sowie Normen der Textarbeit 
thematisiert; die Redebeiträge sind dabei nur selten spontan, meist 
„inszeniert“6 durch Anpassung an institutionsspezifisch etablierte Darstel- 
lungs- und Argumentationsmuster. Dadurch ist der Stil in mündlicher Gremi­
enarbeit stark durch schriftsprachliche Muster und durch einen institutions­
spezifischen Redestil geprägt. Er ist gekennzeichnet durch Rituale und spezi­
fische Anrede- und Höflichkeitsformen. Längere, in sich geschlossene Rede­
beiträge dominieren, wobei die üblichen Phänomene mündlicher Kommuni­
kation im Vergleich zu Alltagsgesprächen unterrepräsentiert sind. Nicht vor­
handen sind etwa die Synchronisierung dialogischen Sprechens durch Rezep­
tionssignale und von den Beteiligten selbst organisierter Sprecherwechsel; 
vielmehr wird das Rederecht von Sitzungsleitem nach Voranmeldung und
6 „Inszenierung" im Sinne von Dieckmann (1981 und 1983) als Sprechen mit kollektiven 
Dcutungsmustern.
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fester Rednerliste zugewiesen. Redner sind gegen Unterbrechungen von 
Kollegen (außer mit vorgängigen Äußerungen zur Geschäftsordnung) ge­
schützt. Sie bilden ihre Äußerungen nach den Regeln einer schriftsprachli­
chen Grammatik; Anakoluthe und Ellipsen kommen somit kaum vor.
Durch die Geschäftsordnung und nachgeordnete nonnative Texte ist das Ver­
fahren der Textproduktion in den fonnellen Teilen standardisiert, dadurch 
zum einen transparent und kontrollierbar. Zum anderen entziehen sich interne 
Arbeitsvorgänge im WSA der direkten Beobachtung; dazu zählen sowohl die 
individuelle Arbeit des Berichterstatters zur Informations- und Datenbeschaf­
fung sowie an Textentwürfen als auch informelle Arbeitskontakte.
Die Spontaneität der Redebeiträge ist abhängig von der zeitlichen Verfügbar­
keit der Textvorlagen (Entwürfe, Änderungsanträge): Je früher die Texte ver­
sandt werden, je länger vor der Sitzung sie den WSA-Mitgliedem also vorlie­
gen, desto weniger spontan reagieren diese in der mündlichen Textaushand­
lung darauf, desto vor- und ausformulierter wirken ihre Redebeiträge in der 
Sitzung, durch Ritualisierung in der Form wie durch inhaltliche Präparierung. 
Aus Rücksicht auf zeitliche Beschränkungen und Zwänge ist Spontaneität 
nicht sonderlich erwünscht. Das liegt einerseits an der begrenzten Verfügbar­
keit von Dolmetschdiensten und am insgesamt knappen Rahmen der Textge­
nese, also an der durch die Geschäftsordnung begrenzten Zahl von Sitzungen 
und Teilschritten. Hinzu kommen inhaltliche Gründe: Die Replik muß vorbe­
reitet werden; sie ist mit den Verbänden abzustimmen, die das WSA-Mitglied 
vertritt; Dolmetschern und Übersetzern wird die Arbeit erleichtert, wenn sie 
auf schriftliche Redevorlagen zurückgreifen können. Die dominante Orientie­
rung auf schriftliche Texte wird so als Voraussetzung für eine konstruktive 
und kritische Textarbeit gesehen: Textvorlagen ermöglichen den Mitgliedern 
eine sachgerechte und argumentative Vorbereitung von Debattenbeiträgen 
und Änderungsanträgen, strukturieren die Diskussion vor und verhindern 
überlange mündliche Darstellungen.’
Generell zwingt die situative Mehrsprachigkeit zu einer Rücksicht auf die 
Vemiittelbarkeit der eigenen Texte durch Übersetzer und der Redebeiträge 
durch Dolmetscher. Kritisch in diesem Sinne sind Zitate (deren ad hoc-Ver- 
dolmetschung bei bereits veröffentlichten amtlichen Texten nicht authentisch 
sein kann; bei denen entsprechend die Arbeit von Übersetzern oft nicht in 
einer Übersetzung, sondern in der mitunter zeitaufwendigeren Recherche des 
angegebenen Belegs liegt) und viele Formen rhetorischer Gestaltung: 
Sprichwörter, Redensarten, Sprachspiele (Metaphern, Ironie oder Scherze) 
sind Übersetzungshürden; indexikale Bezüge auf den gemeinsamen Wahr­
nehmungsraum können zu Mißverständnissen führen. Die Folge ist eine Ni- 1
1 Das wurde ex negativ« deutlich in den Studiengruppensitzungen zum Thema 
„Beziehungen der HG zu den Baltischen Staaten", als unvollständig vorgelegte Textern- 
würfe den Berichterstatter zu sehr langen Referaten veranlaßten.
vellierung des Ausdrucksreichtums im Interesse einer Effizienz gemeinsamer 
Textarbeit.
In dieser Hinsicht sind freilich Redebeiträge im WSA zwitterhaft: WSA- 
Mitglieder sind im Brüsseler EG-Biotop, also einer relativ in sich geschlosse­
nen sozialen Welt, „teilakkulturiert“. Sie passen sich einerseits gängigen 
Fomiulierungs- und Argumentationsmustem an, wie sie von der EG-Kom- 
mission mit ihrer Textkultur vorgeprägt werden. So orientieren sich WSA- 
Mitglieder am Sag- und Verdolmetschbaren. Andererseits ist die Verbindung 
zur EG-Außenwelt ja gerade für die Identität des WSA und seiner Mitglieder 
konstitutiv: Der WSA dient als Forum, in dem wirtschaftliche und soziale 
Interessenverbände in der Gemeinschaft die politischen und rechtlichen 
Initiativen von Kommission und Rat gemeinsam bewerten. Dazu gehört, daß 
sich der WSA in der Reformulierung von Kommissionstexten und in der 
Formulierung eigener Bewertung nicht distanzlos vorgegebenen Stilmustem 
unterordnet.
So agieren WSA-Mitglieder mit einem interessant gemischten Kompetenz­
profil: Zum einen sind sie Eurokralie-Profis und haben z.T. aus langjähriger 
Erfahrung mit der Arbeitsweise europäischer Gremien ihren Argumentati­
onsstil angepaßt; zum anderen vertreten sie Einzelinteressen, die sich aus 
einer Reihe von Dichotomien bestimmen lassen, z.B. Arbeitgeber gegen Ar­
beitnehmer, Nord gegen Süd, große gegen kleine EG-Länder. Wenn WSA- 
Mitglieder in solcher Orientierung handeln, wenn sie also ihre partikulare 
Interessenperspektive in den Fokus stellen, haben die Dolmetscher eine 
schwierige Generalistenrolle: Die WSA-Mitglieder nehmen dann auf Be­
dürfnisse der Dolmetscher kaum Rücksicht; das zeigt sich im Sprechtempo 
und in unbegrenzter Formulierungsdynamik.
Im Zuge der EG-Textarbeit ist zunächst durchaus erwünscht, daß partikulare 
Formulierungsinteressen geäußert und über divergente Ansprüche gestritten 
wird. Zum Ende hin wird freilich die Konsensorientierung dominant: Das 
Ergebnis der Arbeit kann nicht die Festschreibung von Divergenzen und 
Konflikten sein, sondern muß in einem Text bestehen, der eine möglichst 
breite Zustimmung findet. Dies muß mit begrenzten Mitteln (Zeit, Sitzungen, 
Geld, Aufwand für Übersetzungen und Verdolmetschung) erreicht werden. 
Den Regelfall haben wir mit einer einstimmigen Verabschiedung des Textes 
im Plenum in unseren drei Fallstudien kennengelemt. Eine Ausnahme bildet 
der Sektor Soziales, in dem ideologisch verfestigte Interessengegensätze zwi­
schen den „Sozialpartnern“ nicht durch Kompromisse überbrückbar sind.
Regulär ist dabei, wenn drei Studiengruppensitzungen, die sich nur mit dem 
Vorentwurf einer Stellungnahme befassen, etwa im Monatsabstand aufeinan­
der folgen, dann der Text im Rahmen einer umfangreicheren Tagesordnung 
auf der nächsten Fachgruppensitzung und abschließend auf der Plenartagung 
behandelt wird. In unseren drei großen Fallstudien gab es zwei Ausnahmen 
von diesem Musterverfahren:
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- in der Zahl: Die Initiativstellungnahme zur künftigen EG-Erweiterung 
wurde auf zwei Studiengruppensitzungen, dann in der Fachgruppe, n<xh- 
mals in der Studiengruppe, wieder in der Fachgruppe und anschließend im 
Plenum behandelt. Die erste Behandlung in der Fachgruppe diente dazu, 
eine halboffizielle Position des WSA für eine bevorstehende Sitzung des 
Europäischen Rates formulieren zu können.
- Baltische Staaten: Zwischen den Studiengruppensitzungen wurden lange 
Pausen eingelegt, weil der Text, auch vom Termindruck her, als nachran­
gig eingestuft wurde. Um die Arbeit des Berichterstatters und das er­
wünschte WSA-Image nicht zu beschädigen, spielten derartige Zuschrei­
bungen freilich weder in der Plenartagung noch in der anschließenden Prä­
sentation auf einer Pressekonferenz eine Rolle.
Wenn die Aktualität eines Themas eine Verfahrensmodifikation ermöglicht, 
erhellt das eine Facette des WSA-Selbstverständnisses: Er möchte nicht nur 
einer unter vielen Ausschüssen in der Konsultationsphase im EG-Rechtset- 
zungsverfahren sein, sondern sich aktiv am politischen Dialog in der EG be­
teiligen.
Die Begrenztheit der Mittel hat Konsequenzen für die Faktur des Textes: 
Standardisierung in rahmenden Teilen, Berufung auf axiomatisch gesetzte 
Topoi (z.B. der europäischen Integration), Ausblendung strittiger Punkte und 
Ersetzung durch Konsensformeln, Verwendung semantisch vager Schlüssel­
wörter, Auslagerung strittiger Punkte in minderrelevante Textteile (z.B. Min­
derheitenvoten oder mit qualifizierter Minderheit abgelehnte Änderungsan­
träge im Anhang einer Stellungnahme). Darüber hinaus gibt es zwei gegen­
läufige Tendenzen: zum einen eine Präzision in der Beschreibung und nor­
mativen Regelung technischer Einzelfragen aus der Expertenhaltung der Ver­
fasser heraus, auch mit dem Ziel, Interpretationsspielräume bei sprach- und 
kulturspezifisch unterschiedlichen Konzepten zu minimieren, zum anderen 
eine politisch gewollte Vagheit bei strittigen Fragen etwa ideologischer Art.
Kennzeichnend für die Textarbeit im WSA ist, daß ständige Paraphrasen­
bildung nicht zwangsläufig zu einer Vagheitsreduzierung führt. Das weist der 
Vagheit von Formulierungen eine textkonstitutive Funktion zu: Eine Verhan- 
delbarkeit mit der Perspektive von Kompromißfindung muß auch bei Inter­
essendivergenz gewahrt werden. Vagheit bleibt dabei garantiert z.B. durch 
den Austausch einer Metapher durch eine andere, durch dehnbare Begriffe 
wie „dynamisch“ und durch Aktantenreduktion in Passivformeln wie „zu 
klären ist...“ . Generell wird eine Fokussierung auf einzelstaatliche Interessen 
und Perspektiven ausgeblendet, und unter Verzicht auf Detaillierung werden 
konsensfähige Formeln betont.
9.1.3 Ergebnisse der Fallstudien
Der WSA ist eine mehrsprachig arbeitende EG-Institution, die ihre Existenz 
wesentlich durch Textproduktion legitimiert und in ihren Gremiensitzungen
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ergebnisorientiert arbeitet: Der Text in seiner jeweils aktuellen Version muß 
fertig bearbeitet werden, notfalls auf Kosten zeitlich offener Konsenssuche. 
Die institutionellen Rahmenbedingungen dienen auch als Vorkehrungen, 
damit Probleme situativer Mehrsprachigkeit gar nicht mehr in den Sitzungen 
manifest werden. Wer in dieser Institution erfolgreich partizipieren will, für 
den ist eine fremdsprachliche Kompetenz nur in informellen Situationen not­
wendig; wichtiger ist seine Organisationskompetenz, wobei Fremdsprachen­
kenntnisse möglicherweise als Teilkompetenz zu beschreiben sind.
Eine herausgehobene Rolle bei der Kompromißsuche können Studiengrup­
penvorsitzende spielen, jedenfalls dann, wenn sie sich über die reine Ge­
sprächsleitung hinaus eine bei inhaltlichen Divergenzen vermittelnde und bei 
der Themenaushandlung steuernde Rolle zuschreiben. Unterschiedlich ver­
hielten sich die Berichterstatter dabei, einen eigenen Experten/Sachverständi- 
gen heranzuziehen: Für den Text der „Maritimen Industrien“ ließ der Italiener 
Arena einen Experten aus dem italienischen Werftenverband tätig werden 
und praktizierte mit ihm auch durchweg eine Arbeitsteilung in den Sitzungen 
(der Berichterstatter äußerte sich zu den politischen Akzenten, der Experte zu 
den technischen Sachfragen). Im Fall der „künftigen EG-Erweiterung“ hatte 
offenbar der französische Berichterstatter Mourgues seinem Experten Del- 
forge die Rolle eines Zuarbeiters zugewiesen, der ihn in der Vorphase der 
Sitzungen mit Infonnationen zu versorgen hatte, aber in der Sitzung selbst 
mit Redebeiträgen nicht sonderlich präsent war. Die Berichterstatter verzich­
teten in den anderen beiden Fällen auf eigene Experten. Offenbar neigen aber 
Berichterstatter zu einem Experten derselben Muttersprache, wenn sie einen 
eigenen Experten heranziehen, weil das die Zusammenarbeit bei den Text­
entwürfen erleichtert.
Eine wichtige Textnorm, die häufig in den Sitzungen thematisiert wurde, war 
die Frage: Stehen Umfang und Bedeutung der Stellungnahme in einem ange­
messenen Verhältnis zueinander? Werden die unterschiedlichen Interessen 
der WSA-Gruppen, bestimmte Themen relevant zu setzen, durch einen Pro­
porz der Teile und eine thematische Ausgewogenheit im Text angemessen 
berücksichtigt?
Für die Auswahl unserer Fallstudien waren zunächst forschungspraktische 
Gründe der Zugänglichkeit maßgeblich. Die Auswahl hat sich im nachhinein 
aber als glücklich erwiesen -  die vier Fallstudien sind repräsentativ, prototy- 
pisch und variantenreich. Das liegt an unterschiedlichen Berichterstattern 
unterschiedlicher Nationalität und Gruppenzugehörigkeit, an wechselnder 
Zuordnung der Themen zu den Fachgruppen, an unterschiedlichen Verfahren 
(Befassung und Initiativstellungnahme) und schließlich an der Opposition 
zwischen einer dominanten Konsensorientierung im Regelfall und der un­
vermeidbaren Kontroverse im Sozialbereich.
9.1.3.1 „Künftige Erweiterung der Gemeinschaft"
Erwartbar aus unserer Sicht wäre bei dieser Initiativ-Stellungnahme der 
Fachgruppe „Außenbeziehungen, Außenhandels- und Entwicklungspolitik" 
ein Bezug zwischen der EG-Erweiterung und einer Neufassung der Amts­
sprachenregelung gewesen; das wurde aber nicht thematisiert. Themen in 
dieser Stellungnahme waren institutionelle Probleme durch die Aufnahme 
von Kleinstaaten und eine Koppelung von Menschenrechts- und Migrations­
fragen. Der Text wurde bewußt vage gehalten („Vertiefung" und „Erweite­
rung").
Aus der Studiengruppenarbeit ergeben sich in diesem Fall Beispiele für den 
Zwang, in der Studiengruppe fremdsprachlich zu argumentieren, die als Be­
lege für Chancenungleichheit interpretiert werden könnten: Ein Änderungs­
wunsch war erst in der Fachgruppe (nun in der Muttersprache) erfolgreich. Im 
Verlauf der Textarbeit ließ sich systematisch das Verschwinden von Meta­
phorik beobachten. Der Einfluß des Studiengruppenvorsitzenden auf den 
Fortgang der Arbeit war geprägt durch seine rezeptive Mehrsprachigkeit, die 
ihn die Lage versetzte, souverän und ohne übersetzungsbedingte zeitliche 
Verzögerungen kontroverse Meinungen zu bündeln und schlichtend zu ent­
wirren.
9.1.3.2 „Maritime Industrien"
Diese Stellungnahme der Fachgruppe „Industrie“ bezog sich auf eine Kom­
missions-Mitteilung „Die maritimen Industrien vor neuen Herausforderun­
gen“. Solche Mitteilungen sind keine Rechtsakte im engeren Sinne, sondern 
eine Panoramadarstellung zukünftig geplanter gesetzgeberischer Politik, mit 
denen die EG-Kommission ein weites thematisches Spektrum präsentiert, um 
die Akzeptanz ihrer Absichten bei den Betroffenen zu testen. In diesem Fall 
sollte die Interdependenz der einzelnen maritimen Industrien (z.B. Schiffbau, 
Schiffahrt, Fischerei, „Aquakultur") und der damit verbundenen Fragen (z.B. 
Umweltschutz) dargestellt werden. Interessante Punkte bei der Textgenese 
waren:
- „Maritime Industrien" wurde als ein relevanter Sektor der Industriepolitik 
verstanden.
- Politisches Ziel des WSA bei der Arbeit an dieser Stellungnahme war, 
nachträglich zu einem von der EG-Kommission initiierten „Maritimen Fo­
rum“ eingeladen zu werden und so gegenüber der Kommission seine Re­
levanz als emstzunehmender Gesprächspartner zu betonen. Hier fand eine 
gleitende Fokusverschiebung statt: Die Stellungnahme war nicht Endziel, 
sondern wurde Mittel zum Zweck.
■ Die Annahme des Änderungsvorschlages eines englischen Gewerkschaft­
lers zu einem seiner Meinung nach unterrepräsentierten „human factor" 
löste Turbulenzen in der Fachgruppe aus, der Berichterstatter distanzierte
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sich vom Text, informell wurde dann aber durch eine Kompromißfassung 
der Dissens bis zur Plenartagung bereinigt und dort nicht mehr ausgiebig 
thematisiert.
Bei der Aushandlung einzelner Textformulierungen mußten partikulare 
Interessen systematisch als kompatibel mit WSA-spezifischen Zielen 
maskiert werden.
9.1.3.3 „Beziehungen der EG zu den Baltischen Staaten“
Hier gab es aufgmnd der Umsicht des deutschen Berichterstatters weder in 
der Fachgruppe noch im Plenum formelle Änderungsvorschläge. Die Formu- 
lierungs- und Redaktionsarbeit wurde im wesentlichen von ihm allein gelei­
stet. Dabei legte er großen Wert auf die Beschaffung aktueller und verläßli­
cher Informationen, u.a. durch eine Studienreise einer WSA-Delegation in die 
baltischen Staaten und durch eine erste Studiengruppensitzung mit baltischen 
EG-Botschaftern (mit Englisch als dominanter Konferenzsprache). In welcher 
Schärfe an einer unzureichenden Unterstützung durch die EG-Kommission 
Kritik zu üben sei, war ein rekurrenter Punkt für Aushandlungen.
Interessant war eine Diskrepanz: Eine Forderung nach „Sozialverträglichkeit 
des Umbaus zur Marktwirtschaft" in den baltischen Staaten wurde in Pres­
seerklärungen nach der Plenartagung als zentral für diese Stellungnahme hin­
gestellt; tatsächlich fiel diese Passage in der Stellungnahme gegenüber ande­
ren in bezug auf Belege und argumentative Detaillierung ab; die Passage war 
offenbar eine Konzession des Berichterstatters aus der Arbeitgeber-Gruppe an 
Gewerkschafter-Kollegen in der Studiengruppe. Zudem wollte er in der Pres­
sekonferenz das Image des WSA als der EG-Institution stärken, die soziale 
Belange besonders stark berücksichtigt.
9.2 Sprachliche Konsequenzen
9.2.1 Stilmerkmale von WSA-Redebeiträgen
Eine unserer ersten Beobachtungen in WSA-Sitzungen war der dezidiert höf­
liche Umgang miteinander; das betrifft sowohl das Verhältnis zwischen dem 
jeweiligen Sitzungsleiter und einem Debattenredner als auch den Umgang der 
Redner untereinander. Dazu gehören vielfältige Dankesbekundungen: Rituell 
dankt man dem Sitzungspräsidenten für die Einräumung des Rederechts, 
konventionell wird auch dem Berichterstatter für den vorgelegten Text ge­
dankt -  unabhängig von der eigenen Bewertung.
Derartige Würdigungen werden formuliert nach dem Muster „Einräumung + 
Widerspruch“ und realisiert als „ja“-“aber“-Strukturen. An der Binnenstruk­
tur vieler Redebeiträge sind die expandierten Rahmungen auffällig, in der 
Ausgestaltung von ungewöhnlicher Phantasie und Könnerschaft. Auf prag­
matischer Ebene verweist das auf die Organisationsstruktur, die untereinander
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bekannten divergenten Interessen und das Arbeitsbündnis, sich „nicht gegen­
seitig auf die Füße zu treten“.
In den Einräumungen stehen Topoi zur Stabilisierung des eigenen Selbstver­
ständnisses und zur Definition des akzeptierten WSA-Interaktionsstils. Diese 
auffällig vagen und formelhaften Wendungen haben Nähe zu der spezifischen 
Sprachvarietät mit teils fachterminologischen, teils semantisch ausgedünnten 
Formeln, die wir „Eurospeak“ (vgl. Born 1992a, Crampton o.J., Gondrand 
1992) genannt haben; dieser Jargon dient zur Definition einer gemeinsamen 
EG-Perspektive und taucht darum gehäuft in den Einräumungsteilen auf, um 
so die folgende partikularistische Perspektive abzusichem.
Diesen Rahmungen läßt sich zugleich eine Funktion für Beziehungskommu­
nikation zuschreiben, denn Höflichkeit erzeugt generell Distanz. Bewußt läßt 
man offen oder verklausuliert, in welcher Rolle man den anderen wahmimmt: 
als Vertreter von nationalen Interessen oder den Interessen sozialer Gruppen 
oder als Experten. Durch die rituelle Form wird eine feste Zuordnung ver­
mieden. Jeder Beteiligte kann bei einiger Erfahrung in der Institution Rede­
beiträge von anderen Mitgliedern interpretieren, einordnen und bewerten; 
damit könnte er auch unterstellen, der andere vertrete unredlich und partikulär 
seine Interessen. Doch das rituelle Verfahren blendet solche Zuschreibungen 
für die laufende Interaktion aus -  sie werden nicht thematisiert.
Einräumungen sind überdies systematisch der Ort, sich auf konsensfähige 
Punkte zu beziehen, die durch Kemvokabeln von „Eurojargon“ angedeutet 
werden. Man präsentiert auch die eigene Position abgemildert und betont 
gleichzeitig die Konsensfähigkeit und die Orientierung an der übergeordneten 
gemeinsamen Perspektive. So bieten Einräumungen einen systematischen 
Platz für (wenn auch relativ bedeutungsleere) Schlüsselwörter als in der so­
zialen Gruppe verankerte und geteilte Orientierungen. In den Einräumungen 
weht ein Stück „europäischer Geist“. Er wird bemüht, bevor man sich dem 
kleinteiligen Geschäft der Konkretisierung eigener Formulierungswünsche 
widmet. In den Rahmungsteilen werden zugleich Vorgaben der institutionei­
len Kommunikation thematisiert und institutioneile Zwänge berücksichtigt.
„Kollegialität“ ist ein wesentliches Konzept der Beziehungsarbeit im WSA. 
Über Gruppengrenzen hinaus demonstrieren WSA-Mitglieder, trotz divergen­
ter Interessen „miteinander zu können“, d.h. eine kollegiale Arbeitsbeziehung 
trotz inhaltlicher Divergenzen zu unterhalten.
In diesem Sinne werden oft Meinungsverschiedenheiten als sprachliche Pro­
bleme umdefiniert und dann oft als nur „technisches Problem" an den Über­
setzungsdienst delegiert: Er muß als „Sündenbock“ herhalten, man bestätigt 
einander, doch eigentlich einer Meinung zu sein -  nur leider habe der Über­
setzungsdienst keine äquivalenten Fassungen hergestellt. Es versteht sich, daß 
der Übersetzungsdienst über derartige Schuldzuweisungen, gegen die er sich 
nicht wehren kann, nicht erfreut ist!
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WSA-Kollegialität äußert sich auch in unterschiedlichen Anredeformen. So 
duzen sich beispielsweise zwei deutsche WSA-Mitglieder, ein Gewerkschaft­
ler und ein Arbeitgebervertreter, privat und in Pausengesprächen, weil sie 
sich über die gemeinsame Arbeit im WSA schätzen gelernt haben. In der Sit­
zung ist dennoch eine Anrede mit „Sie“ und der Funktion in der Sitzung (Be­
richterstatter, Studiengruppenvorsitzender) obligatorisch.8 Spielformen der 
Kommunikation dienen gleichfalls der Demonstration von Kollegialität - 
sowohl in den Sitzungen in Form einer Ausschmückung von Redebeiträgen 
mit Kleinformen von Scherzen als auch in Pausengesprächen in Form von 
Frotzeleien. So begrüßten die beiden genannten Deutschen einander gele­
gentlich mit ironischen Bemerkungen wie „ha, da kommt ja der Klassen­
feind“.
Diese Kleinformen von Scherzen fallen auf vor dem Hintergrund weitgehen­
der Reduktionen und Ausblendungen, die für den allseits akzeptierten WSA- 
Gremienstil typisch sind. In der Regel wird in Redebeiträgen sowohl auf 
emotionale Bewertungen als auch auf emphatische Bekundungen verzichtet. 
Gleichfalls werden Manifestationen einzelkultureller Kommunikationsstile 
als für die WSA-Textarbeit dysfunktional behandelt; im Normalfall bedient 
man sich vielmehr eines institutionstypischen konvergenten Argumentati­
onsstils, von dem alle Beteiligten annehmen, daß er für Mitglieder aus allen 
EG-Staaten verfügbar ist. Manifestationen kultureller Unterschiede werden 
folglich nur in kommunikativen Krisen thematisiert, dann oft in strategischer 
Funktion: als kalkuliertes Mittel, indirekt auf inkompatible Geltungsansprü­
che hinzuweisen, ohne die inhaltliche Divergenz explizit machen zu müssen.
9.2.2 Argumentationsmuster
Konstitutiv für die Arbeit des WSA ist, daß die in ihm vertretenen relevanten 
wirtschaftlichen und sozialen Gruppen im Zuge der Erarbeitung einer Stel­
lungnahme zu einem Konsens Finden sollen. Er wäre eigentlich nicht a priori 
zu erwarten, weil die Interessen naturgemäß divergieren. Um aber den Kon­
sens als prinzipiell möglich behandeln zu können, werden in Redebeiträgen 
im Normalfall große Zustimmung artikuliert und zudem die Konsistenz der 
Arbeit im WSA behauptet. Das wird bezogen auf die aktuelle Textgenese und 
auf eine Kontinuität zu vorangegangenen Texten.
Reflexionen über die Maximen der Institution kommen dabei in den WSA- 
Diskussionen auffällig häufig und unabhängig vom Thema der behandelten 
Stellungnahme vor; wir interpretieren das als Indikator dafür, daß fortgesetzt 
nach innen (gegenüber den anderen Mitgliedern) und nach außen (gegenüber
Die Beobachtung, daß ein französische Gewerkschaftler eine italienische Kollegin seiner 
Gruppe in einer „time-out"-Situation während der Sitzung duzte, läßt uns freilich diese 
Annahme relativieren. Offenbar gilt für Gewerkschaftler gegenüber den WSA-institutio- 
nellen Stilnormen eine vorgängige Regel, die solidaritätsstiftende vertraute Anrede auch 
im WSA beizubehalten.
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den EG-Organen) die Relevanz einer auf Konsens beruhenden WSA-Stel- 
lungnahme hochgestuft werden muß.
Nach innen wird das Konsensprinzip betont, weil bei den Mitgliedern auf­
grund einer mehrfachen Gruppenzugehörigkeit Rollenkonflikte denkbar sind. 
Die WSA-Mitglieder verstehen sich zum einen als Vertreter von Gruppenin­
teressen, Vertreter nationaler Interessen oder bestimmter Kultur- und Sprach- 
räume, Partner im „sozialen Dialog", zum anderen als Experten zu EG-politi- 
schen, sozialen oder technischen Sachfragen. Das wird deutlich, wenn einmal 
nicht der Konsens beschworen, sondern eine partikulare Wahmehmungsper- 
spektive thematisiert wird.
In Interviews mit WSA-Mitgliedem haben wir Zuschreibungen gehört, wie 
ein typischer Deutscher das Aufgabenprofil der Textproduktion im Kontrast 
zu Kollegen aus romanischen Ländern definiere. Kriterien waren dabei die 
Länge der Texte, Gliederung und Gewichtung von Aspekten, Weitschweifig­
keit und die Expl izitheit bei ausgedrückten Bewertungen. Dänen und Nieder­
länder neigen angeblich zu Kürze und sehen in deutschen Textentwürfen pe­
dantische Regelungsversuche. Dagegen sehen Deutsche in romanischen Ent­
würfen Weitschweifigkeit und fehlende Gliederung. Typischerweise werden 
solche Zuschreibungen in den Sitzungen selbst nie explizit thematisiert, son­
dern systematisch ausgeblendet. Statt dessen dominiert ein konvergenter 
„internationaler" Stil mit rituellen Formen von Höflichkeit und Berücksichti­
gung der Partnerperspektive in einzelsprachlich äquivalenten Formulierun­
gen. Dieser Stil wirkt auf den außenstehenden Beobachter seltsam irreal und 
leblos, ist aber als Routine notwendig, um das Arbeitsbündnis im Hinblick 
auf das dominante Kommunikationsziel nicht zu gefährden: Die Textgenese 
soll schließlich zu möglichst weitgehendem Konsens führen.
9.2.3 Mehrfachadressierung
In kommunikationstheoretischen Beschreibungen wird Mehrfachadressierung 
als Grund genannt, warum Rededuelle in Parlamenten zur „Show" tendieren: 
Die Beteiligten wenden sich außer an den angesprochenen Kollegen indirekt 
auch an Zuhörer, Medien und die „öffentliche Meinung“.9 Wenn man die 
Handlungsweise des politischen Gegners bewertet, richtet sich das nicht so 
sehr an ihn, sondern vielmehr an das Publikum, das für die eigenen Typisie­
rungen gewonnen werden soll. Durch Zwischenrufe und -fragen möchte man 
sich vor allem dem Publikum gegenüber als aktiv profilieren, dagegen weni­
ger zur Themenbehandlung und kooperativen Problemlösung beitragen.
9 Vgl. etwa Köpf (1989), der das verschleierte kommunikative „Doppelspiel" von Politi­
kern in Fernsehdiskussionen beschreibt: Die Absicht, für die eigenen Standpunkte gegen­
über den Zuschauern zu werben, wird durch die inszenierte Diskussion verdeckt gehalten. 
Krzeminski (1981) beschreibt die massenmedialen Aspekte von Diskussionssendungen als 
„komplexes Interaktionsgeflecht“, das sich nicht auf die im Studio anwesenden und im 
Fernsehen abgebildeten Gesprächsteilnehmer beschränke, sondern Zuschauer und weitere 
Aktantenkreise einbeziehe (vgl. auch Dieckmann 1981 und 1983).
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Ähnliches gilt für Talkshows und andere Formen von Gesprächssendungen in 
den Medien: Jeder Gesprächspartner bezieht bei der Planung und Ausgestal­
tung seiner Äußerungen mehr oder weniger bewußt die Wirkung auf das 
Publikum mit ein. Solche Antizipationen von Wirkungen der eigenen Äuße­
rung sind ein wesentliches Moment des Inszenierungscharakters von Medien­
gesprächen. Wenn diese Annahmen habituell für die Äußerungsplanung her­
angezogen werden, verdichten sie sich zu Verhaltensdispositionen.
Auch im WSA finden sich Formen von Mehrfachadressierung, freilich in 
anderer, subtilerer Form: Nach der Abstimmung im Plenum haben WSA- 
Mitglieder Gelegenheit, eine „Erklärung zur Abstimmung“ abzugeben. Der­
artige Erklärungen, warum man sich enthalten oder mit „Nein“ gestimmt hat, 
wirken auf den außenstehenden Beobachter zunächst recht skurril, weil sie 
offensichtlich nicht mehr den Willensbildungs- und Textredaktionsprozeß im 
WSA beeinflussen können. Sie dienen aber dazu, die Aktivitäten eines WSA- 
Mitglieds nach außen zu dokumentieren (insbesondere für seine Rechtferti­
gung gegenüber dem eigenen Verband; so kann er sich von einer Stellung­
nahme distanzieren, die einem Gruppenkonsens entspricht, die aber der 
eigene Verband nicht mittragen würde).
In ähnlicher Weise sind Redebeiträge in der allgemeinen Aussprache (sowohl 
in der Fachgruppe als auch im Plenum) nicht unmittelbar mit dem Anspruch 
auf Textänderungen verbunden. Diese Statements kündigen mitunter zwar 
detailliertere Kommentare und Änderungsanträge in der folgenden seitenwei­
sen Behandlung an, im wesentlichen bewerten sie aber den Text global und 
politisch -  falls sie nicht schlicht dazu dienen sollen, Anwesenheit in der 
Sitzung und Debattenteilnahme zu demonstrieren. Hier können abweichende 
Meinungen somit unverbindlich geäußert werden, d.h. ohne daß der Sprecher 
sich verpflichten muß, konkret für ihre Durchsetzung im Text der Stellung­
nahme zu kämpfen.
9.2.4 Metaphorik und Phraseologie
Institutioneile Zwänge und spezifische sekundäre Sozialisationsbedingungen 
haben dazu geführt, daß Eurokraten gleich welcher Muttersprache einen be­
sonderen Jargon kultivieren. So werden typisch schriftsprachliche Muster in 
mündliche Darstellung und Argumentation übernommen; dabei ist nicht ein­
deutig entscheidbar, ob rechtssprachliche Formulierungsmuster des Französi­
schen als der dominanten EG-Arbeitssprache in anderen Sprachen interfe­
renzartig übernommen werden oder ob sich ein genuiner, einzelsprachunab- 
hängiger „Eurojargon“ gebildet hat.10 Derartige Kontextualisierungen durch
10 In diesem Zusammenhang weist Henriksen (1989, 12) auf die Isolation der dänischen 
Übersetzer in Brüssel vom Mutterland und ihre partielle Integration in Belgien hin; das 
führe dazu, daß die dänischen Texte vom steifen und überladenen Stil der französischen 
Rechtssprache beeinflußt würden. Abilds (1992, 392f.) führt den besonderen Rede und 
Argumentationsstil im Europäischen Parlament auf spezifische institutionelle 7.wänge zu­
rück wie limitierte Redezeiten, die zu Verzicht auf Rhetorik zwingen, und eine Orientie-
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Formulierungsmuster werden insbesondere bei Metaphern und Phraseologis- 
men deutlich.
An charakteristischen Stellen „europäischer" Kommmunikationsprozesse 
werden rituell oder innovativ Metaphern verwendet.* 11 Es gibt sicherlich im 
EG-Bereich Kommunikationsdomänen und Textsorten, in denen Metaphern 
als deplaziert angesehen werden. In Rechtsakten werden Metaphern vermie­
den, weil ihnen die erforderliche Bezeichnungsgenauigkeit abgeht. Meta­
phern gelten zudem als ein Bereich des sprachlichen Inventars, der zwar für 
Argumentationen attraktiv, aber in mehrsprachigen Arbeitsgruppen tunlichst 
zu vermeiden ist, und zwar aus mehreren Gründen:
- Sprecher haben eine eingeschränkte aktive fremdsprachliche Kompetenz 
im Bereich der idiomatischen Wendungen. Diese Restriktion ist im WSA 
freilich nur bedingt relevant, wenn jeder seine Muttersprache sprechen 
kann.
- Metaphern schaffen Dolmetsch- und Ubersetzungsprobleme: Gibt es eine 
form- und sinngleiche Metapher in der Zielsprache? Gibt es eine formver­
schiedene, aber sinnähnliche Metapher in der Zielsprache?
- Gefahr von Mißverständnissen: Die übertragene Bedeutung wird „wört­
lich" verstanden.
Implizite einzelkulturelle Bindung: Zum semantischen Potential von Me­
taphern gehört, was in einer bestimmten Kultur kollektiv als positiv oder 
als negativ bewertet wird; solche Bewertungen müssen aber über Kultur­
grenzen hinaus nicht stabil sein.
Dennoch tauchen Metaphern in WSA-Debatten auf. Metaphorik ist hierbei 
zum einen ein internes Formulierungsmittel, zum anderen ein Vermittlungs- 
Phänomen:
- „Intern“ bedeutet: Für einen begrenzten Adressatenkreis von Experten, 
also Personen mit einem (weitgehend) geteilten hohen und spezialisierten 
Fachwissen, werden Metaphern zur Darstellung komplexer Zusammen­
hänge oder zur Argumentation bei divergenten Positionen verwendet; da­
bei kann der Sprecher in der Regel bei den Kommunikationspartnem ein 
Interesse für die fraglichen Sachverhalte und eine Klärung von 
Sachverhalten und Divergenzen voraussetzen.
rung an den Verdolmetschungsmöglichkeiten, die zu einer Nivellierung idiosynkratischer 
Stile führe.
11 Vgl. Schaffner (1993), die im Rahmen des Metaphernverständnisses der kognitiven Se­
mantik Metaphern als grundlegende Denkmodelle eines Kulturkreises auffaßt und der Ar­
chitektur-Metapher in bezug auf die Konzipierung des künftigen vereinten Europas eine 
wesentliche Rolle für den politischen Diskurs, d.h. sowohl in Reden von Politikern als 
auch in Pressetexten, zuschreibt. Die diskursive Verwendung der Metapher ist nach 
Schäffner dabei ziemlich konstant und auf wenige sich wiederholende Grundmuster der 
Argumentation reduzierbar.
380
- „Vermittlung" bedeutet: Ein disperses Publikum, bei dem sich nur vage 
Annahmen über Größe, Zusammensetzung, Vorinformiertheit und Interes­
sen machen lassen, soll über Rechtsetzungsverfahren und Rechtstexte der 
EG informiert werden. Auch WSA-Stellungnahmen haben in dieser Hin­
sicht eine doppelte Vermittlungsfunktion: Die EG-Organe sollen über Be­
wertungen der wirtschaftlichen und sozialen Interessengruppen informiert 
werden, aber auch diese Verbände über EG-Initiativen. Zu einer solchen 
Informationspolitik gehört u.a., Interesse zu wecken, den komplexen Pro­
blembereich zu verdeutlichen, die (vorgeschlagene) Problemlösung allge­
meinverständlich darzustellen und schießlich für diese Maßnahmen zu 
werben.
Metaphern haben dabei unterschiedliche Funktionen:
- Sie dienen als Mittel zur Reduktion von Komplexität in Sachverhaltsdar­
stellungen: Relativ zu den für eine bestimmte Kommunikationssituation 
interaktiv als gültig gesetzten Zielen werden Metaphern als ökonomisches 
Formulierungsmittel benutzt, mit hinreichender Genauigkeit Probleme 
oder Problemzusammenhänge zu bezeichnen.12 Umgekehrt gilt dann eine 
metaphemlose Darstellungsform als stilistisch spröde, zu voraussetzungs­
reich, zu komplex, zu aufwendig relativ zu den gesetzten Kommunikati­
onszielen.
- Sie fokussieren auf konsensfähige Punkte in einem ansonsten unüber­
sichtlichen und strittigen Gebiet. So tauchen Metaphern gehäuft auf, um 
stereotyp als geteilt und gültig unterstellte Prinzipien einer europäischen 
Integrationspolitik zu umschreiben (z.B. die Harmonisierung des Binnen­
marktes) oder aber, um einen Teilkonsens bei unterschwellig divergenten 
Interpretionskonzepten zu einer solchen Integrationspolitik zu suggerieren.
- Sie beleben, verdeutlichen und vergegenständlichen abstrakte (wirt- 
schafts-jpolitische Konzepte.1' In dieser Funktion sind Metaphern vor al­
lem in Vermittlungsprozessen zu erwarten, in denen ein Publikum mit lai­
enhaften Wirtschaftskenntnissen über Maßnahmen einer europäischen 
Politik aufgeklärt werden soll.
- Sie sichern eine Argumentation ab: Politische Prozesse werden dargestellt, 
als ob sie nach naturwissenschaftlichen Gesetzen abliefen. *1
12 Schumacher (1988, 69) beschreibt Metaphern für Prozesse europäischer Integration, z.B. 
die Metonymie „Europa" für die Europäische Gemeinschaft als Institution. Dabei werden 
abstrakte Vorgänge bildlich konkretisiert; Metaphern sollen in expressiver oder explikati­
ver Funktion „einen ziemlich komplizierten Vorgang durch ein einfaches Bild verständ­
lich machen."
11 Schumacher (1988, 74) schreibt den Europa-Metaphern die Funktion zu, „einen komple­
xen und etwas abstrakten Prozeß lebhafter und konkreter auszudrücken und ein strapazier­
tes Thema wie Europa zu erneuern“.
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9.2.5 „Politisch korrekte" Streitkultur?
Die Phraseologie in EG-Texten, speziell in WSA-Stellungnahmen, hat eine 
gewisse Affinität zu Formulierungsstrategien, die neuerdings unter dem 
Schlagwort „political correctness“14 subsumiert werden.
Formulierungstechniken in EG-Gremien schlagen Brücken über soziale, wirt­
schaftliche und politische Interessengegensätze und verfolgen damit das Ziel, 
angesichts unterschiedlicher sprachlich vermittelter kultureller Leitvorstel­
lungen eine nicht-diskriminierende Form der Referenz auf an der Kommuni­
kation Beteiligte oder auf Dritte abzusichem. Alle sprachlichen Mittel werden 
ausgeblendet, die in diesem Sinne als gefährlich eingestuft werden. Derartige 
„Schibboleths“ wären
„features of language which can bc used to identify the Speaker as being a certain type of 
human being“ (AnderssomTrudgill 1990, 3)
Dazu ein Beispiel: Die Kommissionsmitteilung „New Challenges for Mari­
time Industries“ zeigt, daß challenged oder challenge als EG-Woithülse für 
beliebige politische Aktivitätsbereiche verwendet wird, die bislang von der 
EG nicht oder nicht hinreichend strukturiert bearbeitet wurden, aber für eine 
EG-Politik reklamiert werden.
Semantische Ausdünnung und Verzicht auf eine ganze Reihe sprachlicher 
Register sind im EG-Kontext der Preis, um Handlungsfähigkeit zu bewahren. 
Eine derartige „europäische Streitkultur" erscheint als
„etwas qualitativ anderes als lediglieh die Summe der Streitkulturen der europäischen 
Nationalstaaten. Gleichzeitig ist sie auch verschieden von den Verhaltensmustern, die 
beim Aufeinandertreffen von zwei einzelstaatlichen Kulturen deutlich werden: Denn bei 
bilateralen Konflikten (...) werden häufig Unterschiede und Vorurteile unterstrichen, wäh­
rend bei multikulturellen Arrangements eher Gemeinsamkeiten und kooperative Verhal­
tensstile gesucht und gefunden werden." (Schmuck/Wessels 1990, 274)
Eine europäische Streitkultur ist janusköpfig: Sie wird einerseits von Kon­
senssuche und Rücksichtnahme bestimmt, unterliegt andererseits nach wie 
vor einer möglichst möglichst effizienten nationalen Interessenwahmehmung, 
die sich aber als Dienst an der europäischen Integration tarnen muß und sich 
nicht an der Stabilität des EG-Systems vergreifen darf.
14 Vgl. Beard'Cerf (1992) für den öffentlichen Diskurs in den USA. Dieter E. Zimmer hat in 
der „Zeit" eine derartige „neue Tugenddiktatur", die mit rücksichtsvollen Euphemismen 
und stillschweigenden Denkprämissen eine Diskussion als tatsächlichen Austausch von 
Argumenten vorbeugend verhindern wolle, auch an Teilen des öffentlichen Diskurses in 
Deutschland ausgemacht (Zimmer 1993).
10. Ausblicke auf die künftige Sprachensituation im
Hinblick auf die Politische Union
In diesem abschließenden Kapitel werden einige Gedanken, die in diesem 
Buch schon an anderer Stelle geäußert wurden, noch einmal aufgegriffen und 
zusammengefaßt; schließlich war eines unserer Versprechen gegenüber vie­
len Gesprächspartnern, Informanten und auch Beamten, Übersetzern und 
Mitgliedern des WSA, die bei Forschungsbeginn formulierten Arbeitshypo­
thesen ebenso wie gängige Stereotype vor Ort zu verifizieren und gegebenen­
falls zu korrigieren und aus den gewonnenen Ergebnissen auch Empfehlun­
gen für die sprachliche Zukunft zu wagen und auszusprechen. Da dieses 
Kapitel erst nach Abschluß aller anderen Abschnitte in Angriff genommen 
werden konnte, war mit dem 1. November 1993 die Europäische Union be­
reits in Kraft getreten. Deswegen wird hier in der Folge -  abweichend zu den 
vorausgegangenen Kapiteln -  nicht mehr von der EG, sondern von der EU 
die Rede sein.
10.1 Amtssprachenidcologie versus Arbcitssprachenalltag
Das institutionalisierte »Europa« -  die Europäische Union (EU) -  besteht 
derzeit aus zwölf Mitgliedstaaten, deren neun nationale Amtssprachen zu­
gleich auch offizielle Sprachen der westeuropäischen Wirtschafts- und Völ­
kergemeinschaft sind. Die Römischen Verträge legen in Artikel 217 des 
EWG-Vertrags fest, daß „die Regelung der Sprachenfrage für die Organe der 
Gemeinschaft unbeschadet der Verfahrensordnung des Gerichtshofs vom Rat 
einstimmig getroffen wird“. Die Richtlinie Nr. 1 -  im übrigen die einzige, die 
sich mit Sprachenfragen befaßt -  bestimmt, daß „offizielle EG-Sprachen die 
offiziellen Sprachen der Mitgliedstaaten“ sind, heute also -  in alphabetischer 
Reihenfolge: Dänisch, Deutsch, Englisch, Französisch, Griechisch, Italie­
nisch, Niederländisch, Portugiesisch und Spanisch.
Gleichwohl sind »vor Ort«, also in Brüssel, Luxemburg und Straßburg, bei 
weitem nicht alle Sprachen gleichrangig -  der Grundkonsens, sich einerseits 
verständigen zu können, andererseits eine gewisse Effizienz in der Alltags­
arbeit zu gewährleisten, hat zu einer Reduzierung auf zwei -  im Sinne von 
»Verkehrssprachen« offiziell inexistente -  Arbeitssprachen, Englisch und 
Französisch, geführt (denn offiziell sind alle Amtssprachen gleichzeitig Ar­
beitssprachen). Französisch gilt als unerläßlich, weil es nach wie vor in der 
EU-internen Kommunikation dominant ist (aus historischen Gründen und 
nicht zuletzt, weil sich die drei »Euro-Hauptstädte« auf frankophonem Terri­
torium befinden), und Englisch ist ein must wegen seiner uneingeschränkten 
Dominanz als internationaler lingua franca in den Domänen der Politik und
Diplomatie, der Wirtschaft und des Handels, der Wissenschaft und Techno­
logie, der Freizeit und des Sports und bis zu einem gewissen Grade heute 
auch der Kultur, Im Klartext: Wer als »Bürokrat«, als EU-Beamter. Journa­
list, Verbandsvertreter, Lobbyist oder Politiker nicht des Englischen und 
Französischen mächtig ist, gilt als pas de mise, als klassische Fehlbesetzung. 
Hier bestätigen die Ausnahmen die Regel: Im Europäischen Parlament sow ie 
im Wirtschafts- und Sozialausschuß können sich auch weniger polyglotte 
Vertreter mit Hilfe der Ubersetzungsdienste gut behaupten.
Die Reduzierung auf zwei »Arbeitssprachen« widerstrebt dem »europäischen 
Geist« und konterkariert die angestrebte »europäische Identität«, denn diese 
wird gemeinhin als »multikulturell« und »plurilingual« definiert. Die sprach­
liche Selbstbeschränkung führt aber auch zu mannigfachen Klagen all derer, 
die sich aufgrund eines als erzwungen empfundenen Verzichts auf ihre Mut­
tersprache als Benachteiligte im »Euro-Alltag« sehen. Das sind in der Regel 
nicht die in Brüssel, Luxemburg oder Straßburg ansässigen »Euro-Architek­
ten« (da diese ja gewissermaßen eine sprachliche Selektion durchlaufen ha­
ben), sondern vielmehr Geschäfts-, Kommunikalions- und Vertragspartner 
der EU in den Mitgliedstaaten, die sich als Opfer einer nicht konsequent be­
folgten sprachlichen Äquivalenz von Ausschreibungs- und Publikationspraxis 
der »Euro-Institutionen« sehen, sowie mehr oder weniger einsprachige Politi­
ker oder Ministenalbeamte, die aus Athen, Bonn, Lissabon oder Madrid zu 
Arbeitstreffen in die EU-Zentren anreisen. Grundtenor der Gravamina etwa 
aus deutscher Sicht: Bevor ein Text in der Muttersprache vorliege, hätten 
bereits jene zugegriffen, die die vorab edierten Fassungen in englischer oder 
französischer Diktion verstanden, es liege mithin eine Wettbewerbsverzer­
rung zugunsten von Bewerbern, Kandidaten oder Bietern aus Staaten vor, in 
denen diese Idiome Nationalsprache sind.
10.2 Anitssprachenideologie versus ElJ-Erweiterung
Wenn alle am europäischen Einigungsprozeß Beteiligten auf dem -  als be­
schwerlich, dornig oder steinig beschriebenen bzw. metaphorisierten -  »Weg 
nach Europa« die Bereitschaft aufbringen, die in den Römischen Verträgen 
verankerte Gleichberechtigung aller Sprachen als einen der Prüfsteine für das 
Funktionieren einer Union, eines »Europas der Bürger« zu akzeptieren, ist 
Planungsbedarf vonnöten. Der Blick der Sprachplaner darf nicht auf dem 
»real existierenden Europa« verharren, er muß sich vielmehr dem zukünftigen 
Regulierungsbedarf dieser Staatengemeinschaft zuwenden: In den Einigungs­
verträgen ist festgehalten, daß jeder europäische Staat Mitglied des wirt­
schaftlichen und politischen Bündnisses werden kann, sofern er gewisse wirt­
schaftliche und politische Voraussetzungen (etwa das Bekenntnis zur 
Marktwirtschaft, eine freiheitlich-demokratische Verfassung und die Einhai 
tung der Menschenrechte) erfüllt. Bis zum heutigen Tage hat schon eine 
Reihe von Staaten den Wunsch bekundet, auf den Zug in Richtung 
»Europäische Einigung« aufzuspringen: Finnland, Norwegen, Österreich und
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Schweden werden wohl zum 1. Januar 1995 Mitglieder der EU werden (falls 
die jeweiligen Referenden entsprechend ausgehen), die Schweiz, Liechten­
stein, Malta, die Türkei und Zypern haben ihre Kandidatur offiziell angemel­
det und einen Antrag auf Mitgliedschaft in der EU gestellt, Island dürfte bald 
folgen -  mithin wären alle Staaten des früheren »Westblocks« in dieser su­
pranationalen Organisation vereint (mit Ausnahme einiger Zwergstaaten).
Die wirtschaftliche und/oder politische Akzeptanz dieser Anträge soll uns 
hier nicht beschäftigen, wohl aber die schwieriger werdende Umsetzung 
sprachlicher Gerechtigkeit nach dem Geiste der Römischen Verträge. Die 
Institutionen werden sich genau überlegen müssen, inwieweit der Anspruch 
»nationale Amtssprache = offizielle EU-Sprache« aufrechtzuerhalten ist. 
Schließlich gilt über die bis heute gestellten Aufnahmeanträge hinaus als aus­
gemacht, daß die (zahlreicher werdenden) Nachfolgestaaten des ehemaligen 
sozialistischen Blockes, die im RGW (Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe) 
zusammengeschlossen waren, irgendwann ihre Ansprüche, der EU beizutre­
ten, deutlicher formulieren werden. Nicht auf ewig wird man die mittel-, ost- 
und südosteuropäischen Staaten mit Verweis auf ihre rückständige ökonomi­
sche Entwicklung und auf Demokratiedefizite den europäischen Institutionen 
femhalten und mit weitgehend unverbindlichen »Assoziierungsabkommen« 
oder »Europäischen Abkommen« abspeisen können.
Dann würde allerdings die derzeit praktizierte EG-Sprachenregelung endgül­
tig kollabieren. Schon heute muß das Prinzip der 9:9-Verdolmetschung - 
also: aus jeder wird in jede Amtssprache übersetzt -  eine hypothetische 
Kombination von 72 Ubersetzungs- bzw. Dolmetschmöglichkeiten abdecken. 
Abgesehen von räumlichen Schwierigkeiten (die Kabinen reichen soeben für 
drei gleichzeitig arbeitende Dolmetscher; viele Arbeitsräume sind mit neun 
Kabinen an den Grenzen der Nutzungsmöglichkeiten angelangt) und Proble­
men, Mitarbeiter für die neuen Sprachenkombinationen zu akquirieren (schon 
heute muß häufig auf Relaisübersetzungen nach dem Muster Dänisch -4 
Englisch —4 Portugiesisch zurückgegriffen werden) wurde -  je nach positiver 
Begutachtung von Aufnahmeanträgen -  die Zahl der Amtssprachen auf bis zu 
29 explodieren: Es kämen zusätzlich Bulgarisch, Estnisch, Finnisch. Islän­
disch, Kroatisch, Lettisch, Litauisch, Maltesisch, Norwegisch, Polnisch, Ru­
mänisch, Russisch, Schwedisch, Slowakisch, Slowenisch, Tschechisch, Tür­
kisch, Ukrainisch, Ungarisch und Weißrussisch als offiziell gleichzustellende 
Amtssprachen auf die Sprachendienste der EU zu. Die potentiellen Überset­
zungsmöglichkeiten würden -  von den jetzt schon an die Grenzen der Ka­
pazität stoßenden -  72 auf nicht mehr zu bewältigende 812 denkbare Spra­
chenpaare anwachsen.
Auch wenn noch einige Zeit vergehen wird, bis wirklich alle diese Staaten die 
Voraussetzungen erfüllen, als voll integrierte Mitglieder in die EU aufge­
nommen zu werden, sollten sich die Verantwortlichen in den Sprachendien­
sten und das Generalsekretariat schon heute Gedanken darüber machen, wie
die sprachliche Zukunft gestaltet werden kann, w'ie sie die »Herausforderun­
gen an die Mehrsprachigkeit« zu meistern gedenken.
10.3 Sprachliche »Zweitklassigkeit« versus Effizienz des Arbeitsall* 
tags
Kein neu aufgenommener Mitgliedstaat wird eine sprachlich basierte Zweit- 
rangigkeit akzeptieren wollen: Österreich und die Schweiz sind in dieser 
Hinsicht eher »einfache Falle«: Die nationalen Amtssprachen, Deutsch, Fran­
zösisch und Italienisch, sind bereits in den Statuten verankert, sprich EU- 
Amtssprachen; die vierte Sprache der Schweiz, das (Bündner-/Räto-)Romani- 
sche, wird wohl (aufgrund seiner geringen Sprecherzahl, die etwa 50.000 
beträgt) weder einen offiziellen Rang beanspruchen noch erhalten, die 
autochthonen österreichischen Minoritätensprachen (Ungarisch, Kroatisch, 
Slowenisch und Tschechisch) dürfen ohnehin als subnationale Sprachen nicht 
erwarten, volle Anerkennung zu erfahren und Cdeichberechtigung zu erlan­
gen. Ihnen ist damit dasselbe Schicksal beschieden wie einer großen Zahl 
nationaler ethnischer, kultureller und sprachlicher Minderheiten in den ge­
genwärtigen EU-Mitgliedstaaten: Basken. Katalanen und Galiciern in Spa­
nien, Friesen und Sorben in der Bundesrepublik Deutschland, Bretonen und 
Okzitanen in Frankreich und vielen anderen. Je nach Zählung („Was ist Spra­
che?'', „Was ist Dialekt?") sind das schon heute zwischen 25 und 30 Natio­
nalitäten, wobei paradoxerweise auch Sprecher von Amtssprachen vereinzelt 
.Minderheitenangehörige sind: deutschsprachige Südtiroler oder Elsässer, 
Bewohner griechischer Enklaven in Süditalien, Flamen in Frankreich etc.
Gelten also Österreich und die Schweiz eher aufgrund ihrer ökologisch aus­
gerichteten. von der EU-Kommission gleichwohl als separatistisch und unso­
lidarisch eingeschätzten Verkehrspolitik als »unsichere Kantonisten« denn als 
sprachliche Problemfälle, bereitet der wirtschaftlich als (weitgehend) unbe­
denklich geltende Beitritt der drei nordeuropäischen Nationen Finnland, 
Norwegen und Schweden linguistische Kopfschmerzen. Unbestritten sind 
dort in der EU-Amtssprachenpraxis bisher nicht gängige Idiome heimisch, 
zwei germanische und -  absolutes Neuland -  eine fmno-ugrische Sprache. 
Sie in den EU-Alltag zu integrieren hieße, die in der laufenden Ubersetzer- 
und Dolmetschertätigkeit anfallenden Arbeiten gewaltig anwachsen zu las­
sen. Wenn man nicht auf die -  zugebenermaßen vorhandenen, oftmals benei­
denswert kompetenten, gleichwohl in der EU-»Verfassung« nicht vorgesehe­
nen -  Fremdspraehkenntnisse (meist in Englisch) der Verhandlungsführer 
und Entsandten jener Länder zurückgreift, steigt die potentiell zu gewährlei­
stende Kombination der Sprachendienste auf 132. Im übrigen haben die nord­
europäischen Länder schon einen Vorgeschmack darauf erhalten, was es be­
deuten kann, wenn EU-Institutionen keine Mittel für neu zu schaffende Stel­
len in den Sprachendiensten bewilligen: Zum ersten Mal in der EG- EU-Ge- 
schichte wurden die EU-Gesetzes- und Vertragstexte nicht von juristisch ge­
schulten Linguisten in die Landessprachen der Mitgliedskandidaten übersetzt.
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Dafür hätten 250 Stellen im Sprachendienst geschaffen werden müssen, was 
die Kommission verweigerte. Das führte dazu, daß Finnen, Norweger und 
Schweden das 4.500 Seiten umfassende Gemeinschaftsrecht auf eigene Ko­
sten übersetzen mußten (Der Spiegel 39, 27.9.1993, 169).
Insbesondere »Skandinavier« (es seien hier, geographisch nicht ganz korrekt, 
die Finnen subsumiert) verstärken unbeabsichtigt eine Tendenz, die auf eine 
Beschränkung der »Arbeitssprachen« hinausläuft: Ubersetzungskombinatio­
nen wie Finnisch —» Griechisch oder Schwedisch —> Portugiesisch sind nicht 
ohne weiteres abzudecken, man müßte verstärkt auf das oben schon ange­
sprochene Relaissystem (Finnisch —> Französisch —> Griechisch) zurückgrei­
fen oder aber (mit einiger Berechtigung) darauf bauen, daß die Eng- 
lischkenntnis.se der Nordländer Muttersprachkompetenz nahekommen. Ande­
rerseits aber sehen z.B. interne Planspiele unter Mitarbeitern des dänischen 
Ubersetzungsdienstes vor, verstärkt Aktiv-/Passivkompetenzmodelle zu be­
rücksichtigen, um eine gewisse Effizienz zu garantieren: Man spricht oder 
schreibt also etwa Dänisch, entlastet die Sprachdienste aber ein wenig da­
durch. daß man den norwegischen Ausführungen zuhört oder den schwedi­
schen Text liest. Auch existieren Überlegungen dahingehend, ein »Euro- 
Skandinavisch« zu verankern, ein künstliches Konstrukt, das aufgrund einer 
gewissen »Opfersymmetrie« funktionieren könnte: Diese Form wird der ei­
nen Sprache entnommen, jene Konstruktion einer zweiten, jene Endung einer 
dritten... Solche Überlegungen sind freilich politisch brisant: Schon 1972 
wurde Norwegisch als EG-Sprache kodifiziert (auch wenn der Beitritt selbst 
schließlich in einer Volksabstimmung verhindert wurde). Die Schlußfolge­
rung daraus muß lauten: Eine Verständigung durch optimales Ausnutzen von 
Sprachähnlichkeiten effizienter gestalten zu wollen, reibt sich mit dem Ideo­
logen! der EU-Sprachenpolitik, der strikten Orientierung an eigenständigen 
Nationalsprachen. So erklärt sich auch, daß das EU-Gemeinschaftsrecht aus 
dem Englischen ins Schwedische übertragen wurde und nicht -  was man aus 
sprachtypologischer Sicht als naheliegend vermuten würde -  aus dem Däni­
schen (nicht zuletzt aus auch Angst vor »falschen Freunden«) (Karker 1993. 
89f.).
10.4 Sprachpolitische Aufgaben für die Europäische Union
»Europäische Identität« wird üblicherweise durch »Multikulturalismus« und 
»Plurilingualismus« definiert und auch begründet. Ein melting pol nach dem 
Vorbild der Vereinigten Staaten von Amerika gilt für ein europäisches Pen­
dant nicht als erstrebenswert: Eine Vielzahl von Sprachen und gewachsenen 
Kulturen soll zu einer Gemeinschaft in einem »Europa der Regionen« beitra­
gen. Nun sind Sprachenvielfalt und Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Kul- 
tur(kreis)en nicht die europäische Summe einer Reihe monokultureller 
und/oder monokephaler Regionalgebilde. Vielmehr sind durch die verschie­
densten Bevölkerungswanderungsbewegungen oftmals Territorien entstan­
den, in denen sich verschiedene Ethnien begegnen, wo unterschiedliche Spra-
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dien in Kontakt zueinander treten und heterogene kulturelle Herkunft eine 
Trennlinie zwischen Vertrautem und Fremdem bildet. Fiine solche Sprachen- 
und Kulturvielfalt wird vor allem in urbanen Zentren durchaus als Bereiche­
rung empfunden, internationales Flair und kosmopolitischer Charme erhöhen 
die Attraktivität auch der »Euro-Kapitalen«. Auf der anderen Seite aber gilt in 
sozialen Brennpunkten, dort, wo Wohnungen zu klein sind ixler fehlen, wo 
Arbeitslosigkeit grassiert und (oftmals »fremde«) gesellschaftliche Rand­
gruppen angesiedelt werden, das Nebeneinander mehrerer Sprachen und 
Kulturen als einer der Gründe für die eigene benachteiligte gesellschaftliche 
Position. Infolgedessen hat sich dort eine Xenophobie breitgemacht, so daß 
man in diesen sozialen Schichten toleranten multikulturellen Ideen eher 
feindselig gegenübersteht. Sprach- und Kulturkontakt wird dort zum Kon­
flikt. ist also auch ein sozialer Konflikt, wie etwa die gespannten Beziehun­
gen zwischen deutsch- und italienischsprachigen Bewohnern der Provinz 
Bozen beweisen, nicht zu sprechen von den sozial bedingten Spannungen 
mitten im »Euro-Zentrum« zwischen Flamen und Wallonen.
Erklärtes Ziel der EU ist das »Europa der Bürger«, da ja neben dem freien 
Verkehr von Waren, Dienstleistungen und Kapital auch das Recht auf Nieder­
lassungsfreiheit und ungehinderte Mobilität in allen Mitgliedstaaten verankert 
ist bzw. realisiert werden soll. Dazu ist es notwendig, die »Euro-Bürger« in 
den Stand zu setzen, miteinander zu kommunizieren, so daß es künftighin 
nicht einer schmalen Elite Vorbehalten bleiben wird, polyglott zu glänzen, 
sondern Fremdsprachkenntnisse im besten Sinne demokratisch selbstver­
ständlich für große Teile der Bevölkerung werden. Dann könnten auch - um 
ein besonders typisches Beispiel auszuwählen -  deutsch-französische Städte­
partnerschaften, die ja sehr zahlreich sind, nicht nur für einen Bruchteil zum 
(sprachlich-kulturellen) Erlebnis werden, sondern auch für diejenigen, die 
heute noch mehr die nonverbale Kommunikation pflegen (müssen) -  so sie 
nicht auf Englisch zurückgreifen ein Stück europäischer Realität darstellen.
Kommunikationshemmnisse lassen sich nicht von heute auf morgen beseiti­
gen. Auch wird es immer Emwände, deren Berechtigung ich im Einzelfalle 
auch nicht bestreiten möchte, gegen den unten folgenden Forderungskatalog 
geben. Dennoch ist zu berücksichtigen daß die Idee der »Europäischen 
L’nion« immer eine Utopie war, der man nur Stück für Stück näherkommen 
konnte und die möglicherweise nie ganz zu verwirklichen sein wird. Ebenso 
sind die Vorschläge zu sprachlichen Reformen in ihrer Gesamtheit eine Uto­
pie, mithin nur im Zuge eines langsamen Umdenkens umzusetzen, dessenun­
geachtet möglicherweise Mosaiksteinchen, die aus der bisher noch reichlich 
abstrakten, idealistischen Vision des »Europas der Bürger« ein kommunikati­
onsfreudiges, in einer »Willensgemeinschaft« zusammengeschlossenes, 
gleichwohl auf kulturelle und sprachliche Vielfalt bedachtes »europäisches 
Volk« fernab aller engstirnigen Nationalismen und Egoismen formen könn­
ten.
Dazu wäre im einzelnen zu wünschen:
(1) Zwei Fremdsprachen sollten für jeden EU-Bürger zum Standard werden 
und nicht länger eine Ausnahme darstellen. Diese Forderung wird vor 
allem in kleineren EU-Mitgliedstaaten längst umgesetzt, da dort Fremd­
sprachenkenntnisse automatisch Bestandteil einer karriereorientierten 
Ausbildung sind. Das andere Extrem stellt das Vereinigte Königreich 
dar. wo der Erwerb »kontinentaler« Sprachen noch weithin als exotisch 
gilt. Auf EU-Ebene haben gerade britische Eurokraten ein ausgesprochen 
ambivalentes Verhältnis zur Mehrsprachigkeitsproblematik, denn ihr 
Eingeständnis fehlender Fremdsprachenkenntnisse bleibt zumeist ohne 
(nachteilige) Konsequenzen. Die Forderung der Beherrschung zweier 
Fremdsprachen wird auch von der Europäischen Union selbst erhoben.
(2) Fremdsprachenunterricht muß spätestens im Alter von acht Jahren ein- 
setzen, wie das in einer Reihe von Mitgliedstaaten schon heute selbst­
verständlich ist und wie es auch in einigen Bundesländern (probeweise) 
eingeführt wurde. Die Praxis hat fast überall das Argument widerlegt, 
daß Kinder, die früh Fremdsprachen erlernen, überlastet seien oder 
Schwächen in anderen wuchtigen Fächern aufweisen. Vielmehr wird 
heute von der Fremdsprachenpädagogik darauf verwiesen, daß es Kin­
dern viel leichter als Erwachsenen fällt, Fremdsprachenkenntnisse zu er­
werben. und daß man diese Tatsache möglichst nutzen sollte.
(3) Es muß vermehrt Unterricht in anderen Fächern (Natur-, Geistes- und 
Geowissenschaften) in Fremdsprachen abgehalten werden (»verstärkter 
Englisch-ZFranzösischunterricht«), wie es in mehrsprachigen Territorien 
(etwa im ladmischen Gebiet der Provinz Bozen) üblich ist. Ebenso sollte 
die Praxis ein Ende finden, alle Filme für Fernsehen und Kino zu syn­
chronisieren -  Untertitel erfüllen, wie andere Uänder zeigen, dieselbe 
Funktion und gestatten darüber hinaus das Hörerlebnis in der Original­
sprache. Fast überflüssig ist es, hier den selbst auf universitärer Ebene 
verbreiteten Brauch, Anglistik/Englisch oder Romanistik/Französisch. 
Italienisch oder Spanisch auf deutsch zu unterrichten (!), zu kritisieren.
(4) Man müßte erwägen, ob man Englisch erst als zweite Fremdsprache un­
terrichten sollte, wenn man einmal unterstellt, daß es bei Jugendlichen 
kaum Motivationsdefizite gibt, es zu erlernen: Das hohe Prestige von 
Pop-Musik und sonstiger anglo-amerikanischer (materieller) Kultur 
macht Englisch zu einem begehrten Objekt freiwilligen Uerneifers. Al­
lerdings darf man die Tatsache nicht verkennen, daß das Schulsystem 
schon heute allzuoft nicht in der Uage ist, Schülern ausreichende Kennt­
nisse in einer Fremdsprache (das ist derzeit in aller Regel Englisch) zu 
vermitteln, die sie in den Stand setzen, im Sinne einer europäischen Inte­
gration zu kommunizieren. 5*
(5) Austauschprogramme müssen verstärkt gefördert werden. Fis kann nicht
ausreichen, daß Studenten, Akademiker und Wissenschaftler von EU- 
Programmen wie ERASMUS und UINGUA profitieren können. Viel­
mehr müssen schon zu einem wesentlich früheren Zeitpunkt Schüler
zwischen den einzelnen EU-Mitgliedstaaten hin und her vermittelt wer­
den, etwa im Rahmen von Städte- und Schulpartnerschaften. Auch sind 
bisher Kontakte unter Jugendlichen, die nicht studieren, sondern eine 
gewerbliche, kaufmännische oder sonstige Ausbildung absolvieren und 
damit oftmals wesentlich früher ins Berufsleben eintreten, weit weniger 
zahlreich. Gerade im Hinblick auf die immer stärker zusammenwachsen­
den Wirtschaftsräume besteht auch hier ein ausgesprochener Handlungs­
bedarf.
(6) Wir sollten des weiteren unsere Vorstellungen von sprachlicher Höflich­
keit revidieren: Statt zu versuchen, in einer Fremdsprache, etwa einem 
Basic English, Minimalkommunikation zu praktizieren, sollten wir -  
wenn immer möglich -  unsere Muttersprache verwenden; der durchaus 
löbliche Verzicht auf das am besten beherrschte Idiom -  unter dem Ge­
sichtspunkt, dem Gesprächspartner sprachlich entgegenzukommen und 
somit keine Ressentiments auszulösen -  hat in der Regel Informations­
verlust zur Folge: Wir sind nicht in der Lage, all das, was wir eigentlich 
zu sagen hätten, auszudrücken. Der »polyglotte Dialog« -  also: Jeder an 
einer Konversation Beteiligte spricht die Sprache, die er am besten be­
herrscht und folgt den Beiträgen der anderen in deren Muttersprache -  
bewirkt, daß zumindest beim Gesagten weniger inhaltliche Restriktion 
stattfindet als bei irgendwelchen Kauderwelschversuchen. Eine solche 
auf Verstehen aufbauende Kommunikation mit einer Herausstreichung 
der Fähigkeiten passiver Rezeption ist durchaus praktikabel, wie Spre­
cher miteinander verwandter Sprachen in ihrem Alltag vorführen: Tsche­
chen und Slowaken kommunizieren ebenso »polyglott« miteinander wie 
Skandinavier oder aber Bürokraten in Arbeitssitzungen, die von einem 
Teil auf französisch, von einem anderen Teil auf englisch bestritten wer­
den. Der Nachteil dieses Modells liegt -  auf eine europäische Ebene pro­
jiziert -  darin, daß es (natürlich) die großen Sprachen bevorzugt: Nie­
mand wird ein Gespräch abwechselnd auf dänisch und portugiesisch füh­
ren. 7
(7) Zur Verwirklichung eines »Europas der Regionen« müßten Maßnahmen 
ergriffen werden, die dem Schutze sprachlicher Minderheiten dienen und 
zwar sowohl der autochthonen Minderheiten (für die sich die EU ja über 
das Bureau for Lesser Uscd Languages engagiert) als auch der exocht- 
honen Minoritäten (also z.B. der Türken in Deutschland, der Araber in 
Frankreich und der Hindi, Urdu oder Gujarati sprechenden Inder in 
Großbritannien). Allerdings darf hier kein Zw'ang ausgeübt werden: 
Wenn sich Minderheiten der (wirtschaftlich) stärkeren Dachsprache zu­
wenden, sich freiwillig assimilieren, sollten Philologen und andere 
Sprachpfleger tunlichst vermeiden, mit erhobenem Zeigefinger man­
gelnde Sprachloyalität zu rügen, da das Konservieren sprachlicher 
Eigenheiten bisweilen auch mit der Zementierung gesellschaftlicher Ar­
chaismen verbunden ist.
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(8) Abschließen möchte ich diesen Katalog mit einer Negativforderung: Die 
auf den ersten Blick bestechend scheinende Lösung, sich auf eine tote 
Sprache (Latein) oder eine Kunstsprache (Esperanto) als europäische Zin- 
gua franca zu verständigen, kann nicht befriedigen. Zwar hätten dann 
alle Europäer den gleichen Aufwand zu betreiben, um eine Kommunika­
tion zu ermöglichen, aber die Akzeptanz, solche Sprachen zu erlernen, ist 
noch weitaus geringer als bei modernen, »lebenden« Sprachen. Auch 
würde durch die Festlegung auf eine Kunst- oder tote Sprache der schon 
jetzt oftmals entrückt erscheinende »Eurojargon« der institutionellen 
Kommunikation eher zementiert als durch eine allgemeinverständliche, 
eurobürgemahe Verwaltungssprache abgelöst werden.
Es erscheint im Moment angesichts eines in den meisten Mitgliedstaaten er­
starkenden Nationalismus und Isolationismus, der die anfängliche Begeiste­
rung für die europäische Idee vielfach in Europessimismus und Euroskepti­
zismus hat umschlagen lassen, unabdingbar, die Zukunft Europas nicht nur 
wirtschafts-, währungs- und verteidigungspolitisch zu begründen und umzu­
setzen, sondern der Vielzahl der ethnischen und kulturellen Gruppen, die 
letztlich dieses Europa bilden und mit Leben erfüllen, in der Planung der 
künftigen Gemeinschaftsform die ihnen zukommende Bedeutung zuzugeste­
hen. Gerade angesichts einer künftigen Erweiterung der Europäischen Union 
sind sprachpolitische Entscheidungen von großer Tragweite: Auch wenn es 
gilt, innerhalb der Institutionen der EU einen reibungslosen Verfahrensablauf 
mit möglichst hoher Effizienz zu gewährleisten, wird eine Organisation keine 
Akzeptanz erfahren, die versucht, die europäische Bevölkerung zu uniformi- 
sieren. Sprachliche und kulturelle Eigenständigkeit der europäischen Ethnien 
sind somit Hauptkomponenten einer anzustrebenden Europäischen Union. 
Diesem Ziel sollte auch eine sich als demokratische Kulturwissenschaft de­
finierende Sprachwissenschaft im Rahmen ihrer Möglichkeiten zuarbeiten. 





Frage 1: W elche der o ffizie llen  A m tssp ra ch en  der E G  b eherrschen  
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F rage  2c) S p rech en Sie?
sehr gut gut einigerm. kaum gar nicht
Dänisch 6,3% 0,0% 6,3% 6,3% 81,3%
Englisch 59,4% 31,3% 9.4% 0,0% 0,0%
Französisch 65,6% 34,4% 0,0% 0,0% 0,0%
Griechisch 0,0% 0,0% 3,1% 3,1% 93,8%
Italienisch 6,3% 6,3% 15,6% 18,8% 53,1%
Niederländisch 15,6% 6,3% 9,4% 12,5% 56,3%
Portugiesisch 3.1% 0,0% 6,3% 3,1% 87,5%
Spanisch 9,4% 9,4% 18,8% 28,1% 34,3%
Tabelle 4:
F rage  2d) S ch re ib en  Sie?
sehr gut gut einigerm. kaum gar nicht
Dänisch 0,0% 3,1% 6,3% 9,4% 81,3%
Englisch 43,8% 40,6% 12,5% 3,1% 0,0%
Französisch 50,0% 40,6% 9,4% 0,0% 0,0%
Griechisch 0,0% 0,0% 0,0% 6,3% 93,8%
Italienisch 0,0% 9,4% 9,4% 21,9% 59,4%
Niederländisch 9,4% 6,3% 12,5% 9,4% 62,5%
Portugiesisch 3,1% 0,0% 0.0% 9.4% 87,5%
Spanisch 6,3% 6.3% 21,9% 18,8% 46,9%
Tabelle 5:
F rage 4: In  den  M ed ien  w ird o ft die M e in u n g  vertreten, daß die EG
o ffiz ie ll n eu n  g le ichberech tig te  S prachen  hat, in  der in ter­
n en  P raxis aber E n g lisch  u n d  F ranzösisch  dom inieren. 
W ürden  S ie  a u s Ih re r  E r fa h ru n g  heraus dieses
auf jeden Fall bestätigen? 82,8%
zum Teil bestätigen? 17,2%
eher anzweifeln? 0,0%
die Meinung vertreten, dieses sei eine Fehleinschätzung? 0,0%
Tabelle 6:
F rage 8: In  w elcher Sprache  schreiben  S ie  andere E G -B eam te  bei
e in em  E rs tk o n ta k t an?
in der eigenen Muttersprache 5,7%
in der (vermuteten) Muttersprache des Partners 25,7%
immer auf Englisch/Französisch 60,0%
unterschiedlich; hängt ab von (...) 8,6%
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Tabelle 7:
F rage 9: ln  w elcher S prache  sprechen  S ie  andere E G -B ed ienste te  an,
d ie S ie  n och  n ich t ken n e n ?
in der eigenen Muttersprache 3,2%
in der (vermuteten) Muttersprache des Partners 25,8%
immer auf Englisch/Französisch 54,8%*
unterschiedlich, hängt ab von (...) 16,1%
Tabelle 8:
Frage 5: H a t die V erw endung  bestim m ter Sp ra ch en  E in ß u ß  a u f  den
W ortlau t von T ex ten  u n d  E n tsch e id u n g en , die in  d er  E G  be­
sch lossen  bzw. g e fä llt werden? (M eh r fa c h n e n n u n g e n  m ö g ­
lich )?
nein
ja, jeweiliges Rechtssystem beeinflußt Text 
ja, jeweilige Muttersprachler im Vorteil 
ja, unterschiedlicher Aufbau der Sprachen 









Frage 6: S in d  S ie  der M e in u n g , daß nach  der V ere in igung  der beiden
d eu tsch en  S taa ten  zu  h o ffe n , zu  erw arten oder zu  b e fü rch ten  
ist, daß  die w irtscha ftlich  u n d  b evö lkerungsm äß ig  stärkste  




befürchte es O Ö
hat keinen Einfluß 21,9%
ist mir egal 0,0%
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Tabelle 10:
F rage IO: E in e  E rw eiteru n g  der E G , beispielsw eise durch frühere
„ O stb lockstaa ten“ (0 8 F R , Polen, U ngarn) oder EFTA- 
S ta a ten  (Schw eiz, S chw eden , Ö sterreich, F in n la n d  etc.) wird 
sprach liche  P roblem e a u fw erfen . S ch e in t Ih n e n  in  diesem  
Z u sa m m e n h a n g  die E in fü h ru n g  einer verbindlichen A r­
















F rage 7: Viele A n g eh ö rig e  k le inerer  Volks- u n d  Sprachgruppen  er­
h o ffe n  m e h r  A n e rk e n n u n g  durch  ein „ E uropa der Regio­
n e n “. W ird  eine europä ische E in ig u n g  eh er
mehr Rechte für Einzelsprachen 13,3%




F rage I I :  W ovon h ä n g t die L ä n g e  des V erfahrens ab, in  dem  R ech ts­
ak te  erstellt w erden? (M eh r fa c h n e n n u n g e n  m öglich)
von der Komplexität des Problems 87,5%
vom Grad der juristischen Verbindlichkeit 28,1%
von sprachlichen Verständigungsproblemen 21,9%
von unterschiedlichen politischen Interessen 87,5%
von Interventionen von Lobbyisten und Verbänden 46,9%
von finanziellen Spielräumen 34,4%
von sonstigem 6,3%
Tabelle 13:
F rage  IS :  S p ie lt bei der  W ahl e iner  V erkehrssprache das A lte r  der be­






F rage 14: W elche G ründe  s in d  f ü r  die W ahl e iner  A rb e its-/ V erh a n d ­
lung ssp ra ch e  w esentlich?  (M e h r fa c h n e n n u n g e n  m öglich )
Tabelle 14:
Muttersprache des Autors des ersten Entwurfs 28,1%
Muttersprache des Chefs d'unité 21,9%
Muttersprache des Ixiters der Direction 18,8%
Muttersprache des Leiters der Direction générale 28,1 %
gemeinsame lingua franco 50,0%
immer Französisch und Englisch 37,5%
politische Vorgaben (Direktiven von außen) 12,5%
Effizienz der Verständigung 37,5%
andere Gründe 9,4%
Tabelle 15:
F rage 16: W ann  w ird D eu tsch  gesprochen?  (M eh r fa c h n e n n u n g e n
m öglich )
interne Arbeitssitzungen 25,0%
Arbeitssitzungen mit Bonner Politikern 67,5%
informelle Kommunikation/Arbeitsplatz 67,5%
außerdienstliche Kontakte 56,3%
externe Kommunikation mit Bonn 68,8%
Kontakt mit deutschen Wirtschaftsverbänden 65,6%
Kollegen aus anderen Ländern 25,0%
nie 3,1%
Tabelle 16:
Frage 1 7: Is t D eu tsch  eine A r b e its s p r a c h e “ in  der E G ?
ja, 5,6%
ja, mit ähnlicher Bedeutung wie Englisch und Französisch 25,0%
ja, aber mit geringerer Bedeutung als Englisch und Französisch 50,0% 
nein 16,7%
Arbeitssprachen gibt es nicht 2,8%
Tabelle 17:
Frage 18: T r ifft  fo lg e n d e  S itu a tio n  f ü r  die E G -in terne  A rb e it zu: J e d e r
ä u ß ert sich in  der  Sprache, die er am  besten beherrsch t, u n d  
versteh t ohne  weiteres andere S prachen  se iner G esprächs­






F rage 19: W ie ist das V erhältn is zw ischen  dem  V hersetzungsd ienst und
den  A rbe itsg ruppen  in  den G enera ld irektionen?
Tabelle 18:

















F rage  23: G ib t es bew ußte  B esch rä n k u n g e n  im  G ebrauch  sprachlicher
M itte l in  e iner  gew äh lten  A rbeitssprache?
ja 59,3%
ja, in der schriftlichen Kommunikation 19,4%
ja, in der mündlichen Kommunikation 3,2%
ja, in der schriftlichen und mündlichen Kommunikation 54,8%
nein 22,6%
G ib t es nach  Ih re r  E in sc h ä tzu n g  f ü r  die in terne  A rb e it in 
d er  E G -K o m m issio n  e inen  R eg e lu n g sb e d a r f in  der 
S p ra ch en fra g e?
40,7%
59,3%
H a t sich  im  L a u fe  Ih re r  T ä tigkeit etw as an der Sprachen - 
p ra x is  bei der E G  geändert?
45,6%
54,4%
G ib t es F ä lle , bei den en  im  ganzen  V erfahren  bis a u f  die 
E n d fa s su n g  ke ine  D o lm etsch er• oder Ü bersetzerdienste not­




W enn ja :  D as b e tr ifft e inen  V erzicht au f: (M e h r fa c h n e n n u n g e n  m ög
Tabelle 23:
lieh)








Frage 24: W as ha lten  S ie  von der B eh a u p tu n g , K U -B eam te p ra k tiz ie r­
ten  oder ku ltiv ierten  „K urospeak“ als Insidersprache?
trifft zu, ist notwendig 9,4%
trifft zu, wäre aber nicht notwendig 25,0%
trifft zu, wird aber in den Medien übertrieben dargestellt 50,0%
trifft nicht zu 12,5%




/ Fortsetzung, Stimme nach oben
Stimme in der Schwebe 






* * * 
*2*
ganz kurzes Absetzen, Gliederungssignal
kurze Pause
mittellange Pause




auffällig schneller Anschluß 
Formulierungsabbruch
ob-eh Verschleifung











Texte zu Kapitel 3.12 und 3.13, Beispielanalysen
(1 ) zu 3.12 Einzelanalyse I: Ein „normaler" 
Debattenbeitrag
Beteiligte:
ST: Susanne Tiemann, WSA-Präsidentin












»ich bedanke mich »Herr • Coiombo- ich habe gesehen daß Sie 
»OHNE MIKRO *
eine allgemeine Debatte wünschen meine Kollegen/ ** und habe 
schon zwei Wortmeldungen/ Herr Boisseree Herr Beltrami/ wer 
meldet sich sonst noch/ *1,5* ••• Herr Bernabei/
«Bernabei- (...)»
•LEISE, OHNE MIKRO (= BEAMTER DES 
WSA-GENERALSEKRETARIATS ALS SOUFFLEUR)»
Herr eh- Kafka/ *2,5* ich sehe sonst keine weiteren\






























Vielen Dank Frau Vorsitzende/ •* es ist )a sicher nur ein 
Zufall daß der meisl die meisten Wortmeldungen alle mit £ 
anfangen- ** aber ich dacht die hä I die übrigen Buchstaben des 
Alphabets kämen noch/ aber das ** scheint heute nicht der Fall 
zu s e m \  ** äh äh vielen Dank daß Sie mir das Wort geben- ** 
ich: würde gerne * drei Dinge m: s:agen/ um um um auch die 
Bedeutung- die von mir aus gesehen- sowohl die Vorlage der 
Kommission/ als auch die Stellungnahme des Rapporteurs hat/ ** 
hier hervorzuheben\ äh es ist sehr viel diskutiert worden und 
wird noch diskutiert/ wie hoch nun der- • Anteil der 
Verpackungen am gesamten Mull- *• am gesamten Abfall ist/ •• 
äh:- da kann man diese oder jene Statistik oder Berechnung 
aufmachen- in einem waren wir uns wohl kiar und ich glaube 
auch- ** die Änderungsvorschläge die heute eingebracht wurden 
wollen das nicht in Abrede stellen/ daß es ein gdüZ 
beachtlicher Teil • des sogenannten Hausmülls ist der hiei *•* 
zur Debatte steht und wenn unsere- eben sagte das Herr- 
Colombo- unsere Städte/ ** gemeint sind die städtischen 
Deponien - vol1 sind/ ** und wir zum Teil nicht mehr ein noch 
aus wissen/ dann hängt das mit dem >Thema hier zusammen\ ** 
<äh- deswegen meine ich verdient auch der- Initiative der 
Kommission ** äh Unterstutzung\ die Unterstützung wie sie in 
unserer Stellungnahme ausgesprochen ist\ nun-ah *• kann man 
aber nicht so tun/ •• als ob es bis dahin in Europa nun noch 
gar nichts auf diesem Gebiet geschehen wäre\ *** ah manschei 
manche Änderungen * nicht Ihre Stellungnahme Herr Colombo aber 
manche Änderungsvorschläge von heute/ ** ah äh da hab ich der. 
Eindruck als ob man alles das was die Mitgliedstaaten bisher 
















































wäre\ das-äh äh möchte ich hier ausdrücklich ablehnen\ Äh da 
sind sehr- ** sehr erwägenswerte Dinge gebracht worden/ und 
die Kommission hat dankenswerterweise/ ja auch davon Nutzen 
gezogen und hat- •* nicht alles abgeschrieben aber doch 
einiges hier- ** in die europäische Regelung hineingenommen\ 
äh ich mein das ist ganz wichtig/ ♦* und der Berichterstatter 
ist der- * * Versuchung nun alles abz.u lehnen was auf [...] 
(Unterbrechung durch Wechsel der Cassettenseite] nachher in der 
Diskussion im einzelnen/ *• von mix aus widerraten\ *• etwa 
jetzt zu sagen-äh der um I die Umwelt ist so ein 
Nebenzweck- ** hauptsächlich dient das Ganze ja der 
Harmonisierung des- des Binnenmarktes und es gibt da 
Umweltprobleme- äh das halt ich für einfach für falsch und für 
unehrlich/ ** und das gibt dem deutl umweltpolitische 
Bedeutung der Vorlage nicht Rechnung\ die-äh:- *2* ich finde 
es auch gut/ *** das hab ich schon in der ** Fachgruppe zum 
Ausdruck gebracht/ ** daß die Kommission sich hier auf das 
Wesentliche beschränkt hat\ dies ist ja eine der ersten 
Vorlagen die unter dem- ** vie:1 *»gerühmten oder 
vielbeschimpften Subsidiaritätsprinzip stattfmdet\ •* und ich 
meine das ist für mich ein gutes Beispiel wie man so was 
machen kann\ die Richtlinie ist eine in gewisser Hinsicht eine 
Rahmenriehtlinie\ <ich halt das auch für gut daß es das ist* 
ich halt es für falsch/ wenn hier <alle Details nun- 
aufgeführt würden/ ** äh äh ** da gibt es ja wirklich auch 
nationale Besonderheiten\ *** auch was getrenntes Sammeln und 
getrennte Transport und so was betrifft\ also ich würde gerne 
hier im Plenum/ ** in Anwesenheit des Kommissionsvertreters 
nochmal sagen/ ich halte diesen Mittelweg- unter ** 
wohlerwogener Anwendung des Subsidiaritätsprinzips für 
nchtigX und * das Letzte/ *2* ist eben schon gesagt worden/
** ah es es spielt bei dem- ** bei der-m: Abfallricht1inie 
lmmmer eine besondere Rolle die sogenannte Hierarchie der- des 
Umgehens mit Abfällen\ ** «also erst Vermeiden- dann- **
»AUFZAHLEND
dann-eh Verwenden- Wiederverwenden und so weiter und so 
weiter\# <dies ist sehr klar in der Stellungnahme von Herrn 
»
Colombo enthalten/ ich meine es ist klarer als im 
KommissionsvorschlagX und wir sollten uns Herr Colombo von 
dieser Sache auch nichts abhandeln lassen\ ich würde alles I ** 
äh allem widerraten/ wo diese klare Hierarchie der ** der 
Verwertung oder >Verwendung von Abfällen durchbrochen wird ** 
und neutralisiert wird\ <ich halte das gut/ und ich darf Sie 
bitten- meine Kollegen dem ** Vorschlag von Colombo äh: äh die 
Zustimmung zu geben\ danke schön\ **
ich bedanke mich Herr Boisser6e/ ich möchte doch um ein 
bißchen mehr Ruhe im Saal bitten- es ist sehr schwer für die
401
SK Redner sich zu konzentrieren/ wenn so viele Gespräche ah
X9 stat t { i nden\ Her: Beltrami bit. t.e\ [ . . . ]
(2) zu 3.13 Einzelanalyse II: Der Sonderfall
Aus der Aussprache in der Fachgruppensitzung am li . 
9. 1992 (Originalsprache der Redebeiträge) [C 127]
Beteiligte;
RP: Robert Pelletier (Gruppe 1/F), Directeur
Général de l'Association française des 
Etablissements de Crédit 


































(OOC) pardon- ** non- Monsieur le Présidé :nt. - >e ¿h <"notre 
rapporteur à juste titre- nous a signalé/ 1 : ’écho qu’il y 
avait auprè:s-=euh * des pays du Maghreb/ eu : h les les les 
rapport si les avis du Comité économique et socul\ ** euh je 
peux moi-même témoigner en tant que membre du groupe d ’étude/ 
de l’autorité très né e û t  que* notre rapporteur a dans les 
discussions avec nos collègues/ ** euh maghrébins/ ce qui veut 
dire/ que ce qu’il écrit/ - >ça compte\ < - bon et que: bo : r - ça 
fera vraisemblablement/ •• euh le tour euh do- des pays/ *• J _ 
Maghreb/ et. des autorités compét entes pou: le commenter \ 
->alors à partir de ce moment-là/ il faut tout de même faire 
très très attention à ce que l’on écrit. >euh ccher ami\ parce 
que- *•* dans ce paragraphe un -1 roi s - s 1 x*=euh - vous faites en 
réalité=euh- *• une auto-flagellation*euh à la limite du 
masochisme\ ah bon\ euh/' vous présentez sur un pied d ’égalité./ 
•* eu;:h *• de : s * comporteme : nt.s/ de • ACFZAHLESD 
•chauvinisme d ’intolérence de xénophobie/* *** j'ai- je 
regrette Monsieur Amat.o/ mais moi je suis bien placé en tant 
que français/ pour parler des conditions dans lesquelles sont 
acceui111s-euh les maghrébins/ votre réquisitoire est excessif
¿vous savez qu’on en a 1 500 000 en France/ que nous
const ruisons des mosguétrs/ que la ville de Lyon est .
d ' en construire une éno: que la préoccupât ion tant
gouvernement que de la population est de maintenir dans des 
conditions difficiles- parce que bon- *• à travers l'Italie et 
à travers l'Espagne le flot iesL£ continu d ' émigran*'s 
clandestins du KLOPFT AL'F DES TISCH »Maghreb/ •• qui viennent, 
en France alors que nous avons trois millions de chômeurs\ 
bon- •* donc* il y a un problème là- et malgré tout - malgré 
tout/ ça je vous mets ** au défi/ à part, quelques cas 
marginaux vous pouvez toujours arriver à trouver euh fans une 
commune ou dans ur.e banlieue euh •• un un affrontement entre 
• la police et puis un certain nombre- ** entre parenthèses 
d ’ailleurs de loubards- ** - >maghréb i ns/ <-mais c'est, pas ça/ 






































xénophobes-euh euh ** 1 la supériorité de la culture et de la 
civilisation occidentale est très claire\ Monsieur Airato iy'a 
pas ** une église en Europe/ aussi pro aussi favorable- *• à à 
à à à * à aux aux aux aux Maghrébins/ aux Arabes que l'église 
de France\ même à la limite/ j'ai peut-être parfois- le 
sentiment que ** ça va un peu trop loin\ alors/ non * je je 
veux pas polémiquer/ mais vraiment Ltûp c'est Lxop * hein/ ce 
paragraphe * il est choquant/ eu:h il est provocateur euh nous 
nous ne méritons pas ça\ hein- si vous voulez faire de 
1'auto-flagellation- bon\ libre à vous/ c'est possible/ cmais 
n'embarquez pas vos collègues dans une critique aussi 
virulente >si vous voulez et injuste ♦♦ euh de la situation 
faite par * l'ensemble de nos pays par l’Europe aux pays euh 
aux pays euh aux citoyens du Maghreb\ ** si vous connaissiez 
Monsieur Amato- les conditions faites aux Français qui sont 
restés en Algérie- ** vous auriez sans doute une attitude et 
un comportement un peu plus nuancé- ** hein- <-quant à cette 
pseudo-égalité de comportement/ entre nous/ et et et 
l ’Algérie\ j'aime autant vous dire qu’être Français 
actuellement en Algérie/ <ce n'est pas facile/ et là vous avez 
des formes *• très évidentes- de racisme et de xénophobie\ 
alors ne mettez pas les choses sur le même pied/ je vous en 
serais très reconnaissant/ et vous savez que je le dis\ •* en 
toute amitié puisque nous avons eu/ au sein du groupe de 
travail une collaboration extrêmement fructueuse\
( • • 1
->ik wil de rapporteur <-toch wel steunen waar ** waar * de 
zeer alqemene lijn van hun betoog heengaat\ (...)_ vanneer bij 
eerste en zo (...) lectuur dat een aantal accenten hen 
overdreven voorkomen ** dan ben ik er voor ->dat de rapporteur
even naar de <-tekst kljkt\ (...)_ <-maar * ik denk dat er
inderdaad een aantal voltrekkende eh | eh een aantal 
voltrekkende ->ontwikkelingen in europa <-aan de gang £Uü\ ** 
dat het is te illustreren <-aan aan de opkomst van een aantal 
partiien ** ->die zich eh die ze natuurlijk op dit gebied 
<-st.eunen * eh eh * ik vind dat je die ! ** dat je die trent **
best kunt noemen *• en kunt aangeven zonder dat je op die
manier zelf aan partijing doet\
403
Text-Synopse zu Kapitel 4
Auf den folgenden Seiten sind sechs Fassungen (das „Arbeitsdokument“, das 
„Schema für den Vorentwurf', das „Schema für eine Stellungnahme“, der 
„Vorentwurf einer Stellungnahme“, der „Entwurf einer Stellungnahme“ und 
schließlich die endgültige „Stellungnahme“) zum Thema „Die künftige 
Erweiterung der Gemeinschaft” jeweils zu dritt nebeneinander montiert, so 
daß im direkten Vergleich der Textfassungen „Schicksal“ bzw. „Karriere“ 
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Text zu Kapitel 7:
Stellungnahme zum Thema „Erster Bericht über die Anwendung der 
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer“'
Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß am 26. Mai 1992 gemäß Arti­
kel 20 Absatz 4 der Geschäftsordnung, eine Stellungnahme zu vorgenannter 
Vorlage zu erarbeiten.
Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozial- und 
Familienfragen, Bildungswesen und Kultur nahm ihre Stellungnahme am 18. 
Juni 1992 an. Berichterstatterin war Frau Engelen-Kefer.
Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 298. Plenartagung (Sitzung vom 2. 
Juli 1992) mit 88 gegen 65 Stimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stel­
lungnahme.
1. Allgemeine Bemerkungen
...„Ein Drittel Jahrhundert Europa, und noch immer keine Sozialpolitik, die 
diesen Namen verdient“ ...
(François Staedelin, Soziales Europa 1/90) (')
1.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß (im folgenden „der Ausschuß“ ge­
nannt) setzt sich seit langem für eine Gemeinschaft sozialer Grundrechte ein, 
bei der es darum geht, unter Achtung der Rolle der Sozialpartner, der gesell­
schaftlichen und wirtschaftlichen Interessengruppen und der Mitgliedstaaten 
„in die Rechtsordnung der Gemeinschaft mit ihren überstaatlichen Eigen­
tümlichkeiten grundlegende soziale Garantien aufzunehmen“ (2). Er möchte 
außerdem darauf hinweisen, daß derartige Rechte im Rahmen der Europäi­
schen Union mit entsprechenden Pflichten einhergehen müßten.
1.2. Dem Ausschuß liegt nun der „Erste Bericht" der Kommission über die 
Anwendung der Sozialcharta und des dazugehörigen sozialen Aktionspro­
gramms vor, worin die Kommission einen umfassenden Überblick gibt über 
das, was in der Gemeinschaft insgesamt versucht, was erreicht und was nicht 
im Rat w'eiterverfolgt wurde.
(927C 287/12) (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 287 vom 4. 11. 92, 
S. 39-48). Die Veränderungen gegenüber der Stellungnahme der Fachgruppe (Dokument 
CF1S 206/92 fin vom 22.6.1992) als Vorlage zur Plenartagung sind durch Unterstreichung 
markiert, folgende Fußnoten einschließlich der Numerierung sowie andere Schreibweisen 
wie im Original.
(l) Vorsitzender der Gruppe der Arbeitnehmer (1990) und Berichterstatter für die 
Stellungnahme des WSA zum Thema “Die sozialen Grundrechte der Europäischen 
Gemeinschaften".
<2) siehe Stellungnahme zum Thema: "Die sozialen Grundrechte der Europäischen 
Gemeinschaften", ABI. Nr. C 126 vom 23. 5. 1989, Kapitel III, Ziffer 1.
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1.3. In erster Linie gebührt der Kommission Anerkenung dafür, daß sie ihren 
Auftrag in der festgesetzten Zeit erfüllt hat, da sie annähernd alle geplanten 
Vorschläge ausgearbeitet und offiziell unterbreitet hat. Dies hat eine große 
Diskussion über die Zielstrebigkeit, die Achtung der einzelstaatlichen und der 
gemeinschaftlichen Befugnisse und die Ausgewogenheit des gesamten 
Programms ausgelöst. Es wird mittlerweile klar erkannt und akzeptiert, daß 
der Europäische Binnenmarkt keinen Selbstzweck darstellt, sondern vielmehr 
ein Mittel zur besseren Sicherung sowohl des wirtschaftlichen Fortschritts als 
auch des sozialen Wohlstands überall in der Gemeinschaft ist, und daß ein 
dauerhaftes Modell einer sozialen Marktwirtschaft für die ganze Gemein­
schaft gleichermaßen auf freiem Unternehmertum und wirtschaftlichem 
Wachstum sowie auf sozialen Grundrechten, sozialem Konsens und Zusam­
menhalt beruhen muß. So hat der Europäische Rat auf seinen Tagungen in 
Hannover, auf Rhodos und in Madrid betont, daß im Rahmen der Vollendung 
des Binnenmarktes den sozialen und wirtschaftlichen Aspekten die gleiche 
Bedeutung zukommen sollte und daß man beide Aspekte ausgewogen wei­
terentwickeln müsse.
1.4. Mit eben diesem Verständnis von Ausgewogenheit und Parität des wirt­
schaftlichen und des sozialen Fortschritts haben der Ausschuß und das Euro­
päische Parlament bei der Förderung der Umsetzung der Sozialcharta und des 
sozialen Aktionsprogramms positiv mit der Kommission zusammengearbei­
tet U). Allerdings ist der Ausschuß äußerst besorgt über das schleppende 
Tempo, mit dem der Rat aus der Sozialcharta und dem sozialen Aktionspro­
gramm stammende Vorschläge annimmt. Die Diskrepanz zwischen den Zie­
len der Gemeinschaftscharta und der praktischen Umsetzung ist nicht zu 
übersehen. Mehr als zwei Jahre nach Verabschiedung der Gemeinschaft­
scharta wurden im Rat von dem im sozialen Aktionsprogramm angekündig­
ten Bündel von Rechtsinstrumenten lediglich sieben Richtlinien verabschie­
det. Dies steht in deutlichem Kontrast zu den 218 Beschlüssen, die der Rat zu 
den 282 für die Umsetzung des „Weißbuchs“ über den Binnenmarkt vorge­
schlagenen Maßnahmen bereits gefaßt hat. Bei den sieben Richtlinien handelt 
es sich um die jüngst verabschiedeten Richtlinien über Massenentlassungen, 
über zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen und über die Si- 
cherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz, ferner um 
die Änderungsrichtlinie zur Richtlinie „Gefährdung durch Asbest am Ar­
beitsplatz", die Richtlinien über Gesundheitsschutz und Sicherheit auf Schif­
fen und für Arbeitnehmer in atypischen Arbeitsverhältnissen sowie die 
Richtlinie zum „Nachweis der Arbeitsverhältnisse", die größtenteils auf der 
Grundlage von Artikel 118a erstellt wurden und über die folglich im Rat mit 
qualifizierter Mehrheit abgestimmt werden konnte. Obgleich die Zeit drängt, 
wird im Rat über weitere zentrale Vorschläge nur sehr langsam beraten, und
ß) Ein Verzeichnis der wichtigsten Stellungnahmen des WSA zur Durchführung der 
Sozialcharta befindet sich im Anhang zu dieser Stellungnahme.
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dies obwohl der Europäische Rat auf seiner Luxemburger Tagung im Juni 
1991 insbesondere darum ersucht hatte, „daß die Beratungen im Rahmen des 
Rates (soziale Angelegenheiten) über das Aktionsprogramm der Kommission 
zur Durchführung der Charta intensiviert werden".
1.5. Nach dem Willen der elf Staats- und Regierungschefs soll die Sozi­
alcharta ein politisches Signal an die Arbeitnehmer und Bürger in Europa 
sein, das den Weg ebnet zu konkreten, garantierten sozialen Grundnormen in 
der Gemeinschaft. Die praktische Umsetzung dieses Zieles ist jedoch sehr 
mager. So hat die Sozialcharta nicht verhindern können, daß auch der zweite 
Anlauf der Kommission innerhalb von 9 Jahren zur Schaffung eines gemein­
schaftsweit gültigen Rahmens für bestimmte Bereiche des Arbeitsrechts in 
bezug auf die Arbeitsbedingungen unter dem Aspekt des Wettbewerbs bisher 
keine Zustimmung im Rat gefunden hat.
1.5.1. Der Ausschuß bekräftigt erneut seine Auffassung, daß in technischer 
Hinsicht „die im EWG-Vertrag vorgesehenen Instrumente und Verfahren 
eingesetzt werden (müssen), um die Wahrung der sozialen Grundrechte in 
den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten sicherzustellen und die für das rei­
bungslose Funktionieren des Binnenmarktes unverzichtbaren Sozialmaßnah­
men zu treffen“ ('). Die im Aktionsprogramm der Kommission angekündig­
ten 47 Initiativen zielen jedoch nicht einmal zur Hälfte auf die Schaffung 
verbindlicher Mindestnormen in der EG. Der Ausschuß bedauert, daß die 
Kommission zu einzelnen Vorschlägen der Sozialcharta keine Initiativen er­
greifen will, wie beispielsweise zu dem Recht, „die Dienste der Arbeitsämter 
unentgeltlich in Anspruch nehmen [zu] können", -  ein Bereich, in dem 
infolge des Binnenmarktes in einzelnen Staaten negative Konsequenzen dro­
hen können (2).
1.5.2. Der Ausschuß bekräftigt ferner seine Auffassung, „daß Inhalt und 
Umfang dieser sozialen Grundsätze und Grundrechte unter Beachtung der be­
reits in anderen internationalen sozialrechtlichen Übereinkommen anerkann­
ten Rechtsnormen ausgelegt werden“ sollten. Er bedauert, daß diesem Prinzip 
bisher offensichtlich keine allzu große Bedeutung beigemessen wurde. Die 
vom Ausschuß in seiner Stellungnahme vom 22. Februar 1989 aufgeführten 
internationalen Übereinkommen wurden von den Mitgliedstaaten der EG teils 
noch nicht ratifiziert, teils wird von einzelnen Mitgliedstaaten die Kündigung 
von ratifizierten Übereinkommen geprüft (’). Der Ausschuß regt an, daß die 
Kommission das Europäische Parlament und den Ausschuß in regelmäßigen 
Abständen über die Ratifizierung und Umsetzung von IAO-Normen sowie
") Stellungnahme des WSA zum Thema "Die sozialen Grundrechte der Europäischen 
Gemeinschaften", Brüssel, 22.2.1989, S. 11.
,2) Sozialcharta, Ziffer 6.
<3) Stellungnahme des WSA zum Thema: Die sozialen Grundrechte der Europäischen 
Gemeinschaften, S. 5.
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über Rechtsprobleme zwischen EG und IAO informiert. Mit steigendem 
Integrationsfortschritt in der EG können die institutioneilen Sonderheiten von 
Gemeinschaft und Internationaler Arbeitsorganisation zu Abgrenzungsproble­
men führen. Da die EG erst nach einem langen Integrationsprozeß selbst 
Mitglied der IAO werden könnte, muß aus Sicht des Ausschusses für die 
Zwischenzeit sichergestellt werden, daß die Bedeutung der nationalen 
Sozialpartner im Entscheidungsprozeß der IAO nicht beeinträchtigt wird. 
Soweit die Kommission heute bereits Stellungnahmen gegenüber der IAO 
abgibt, sollten die Sozialparteien auf EG-Ebene konsultiert werden. Der 
Ausschuß könnte vielleicht für einen späteren Zeitpunkt die Ausarbeitung 
einer gesonderten Initiativstellungnahme zu dem Verhältnis zwischen IAO- 
Ubereinkommen und sozialpolitischen Instrumenten der EG ins Auge fassen.
1.6. Die Tatsache, daß der Rat viele der wichtigen Vorschläge zur Sozialpo­
litik nicht zu verabschieden vermochte, liegt nicht darin begründet, daß eine 
Mehrheit den Fortschritt ablehnt. Ganz im Gegenteil, die meisten, eigentlich 
sogar fast alle Regierungen der Mitgliedstaaten sind damit einverstanden, daß 
der Prozeß der Verwirklichung des Binnenmarktes Ende „1992" mit einer 
gemeinschaftsumfassenden Plattform sozialer Grundrechte einhergehen muß, 
wie sie im Aktionsprogramm dargelegt sind. Das Scheitern im Rat liegt an 
dem „Vetorecht", das jeder einzelne Mitgliedstaat in bezug auf die meisten 
grundlegenden Vorschläge weiterhin ausüben bzw. androhen kann. Zwar 
wurden die Artikel 118a und 100a (die mit qualifizierter Mehrheit gefaßte 
Beschlüsse zulassen) von der Kommission (mit Zustimmung des 
Ausschusses und des Parlaments) für mehr Richtlinienentwürfe als 
Rechtsgrundlage herangezogen, als vielleicht ursprünglich vorgesehen, doch 
gibt es weiterhin Vorbehalte dagegen, diese Artikel regelmäßig anzuwenden, 
und dem Rat fehlt der Wille, sie mit Überzeugung einzusetzen, wenn jeder 
Mitgliedstaat dieses Verfahren in Frage stellen kann.
1.6.1. Kurzum, das Einstimmigkeitsprinzip funktioniert weiterhin gut, so daß 
der Langsamste im europäischen Geleitzug das Tempo im sozialen Bereich 
bestimmen kann, während die Wirtschafts- und Währungsunion mit Voll­
dampf voraneilt.
1.6.2. Bis zum Zieldatum für den erwarteten gemeinsamen EG-Binnenmarkt 
Ende 1992 sind es nur noch wenige Monate. Der Ausschuß hegt die drin­
gende Erwartung, daß der Ministerrat die Verabschiedung der Vorschläge aus 
dem sozialen Aktionsprogramm erheblich beschleunigt. Die eingetretene 
Verzögerung darf sich nicht noch verlängern, zumal die effektive Anwendung 
verabschiedeter Richtlinien auf nationales Recht sowie ihre Um- und 
Durchsetzung gleichfalls Zeit benötigen. Der Ausschuß bedauert es, daß der 
in seiner Stellungnahme vom 22. Februar 1989 geforderte Zeitplan nicht ein­
gehalten wurde. Er hatte sich dafür eingesetzt, daß „das Instrument zur Si­
cherung des Schutzes der sozialen Grundrechte vor Ende 1989 verabschiedet 
werden (muß) und die für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes 
unerläßlichen sozialen Maßnahmen nach einem festen Zeitplan getroffen
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werden (müssen), der den für die Vollendung des Binnenmarkt vorgesehenen 
Fristen Rechnung trägt“ (4). Der Ausschuß hält es für außerordentlich bedau­
erlich, daß entgegen den in der Gemeinschaftscharta enthaltenen Aufforde­
rungen und der Stellungnahme des Ausschusses zu den sozialen Grundrech­
ten die EG-weiten Rechte auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlun­
gen noch nicht gewährleistet sind, obwohl sie mit entsprechenden IAO-Ver- 
pflichtungen übereinstimmen und in den Verfassungen und/oder Rechtsvor­
schriften fast aller Mitgliedstaaten als grundlegende Rechte anerkannt sind. 
Auch bei der Vertragsänderung hat dieses Grundrecht auf europäischer Ebene 
noch keine Berücksichtigung gefunden.
1.7. Aufgrund des schleppenden Tempos bei der Beschlußfassung zur Sozi­
alpolitik im Rat sah sich die Kommission veranlaßt, eine Überarbeitung des 
sozialen Kapitels des Vertrages vorzuschlagen, damit in wichtigen von der 
Sozialcharta erfaßten Bereichen Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit 
getroffen werden können (5). Der Ausschuß appellierte ebenfalls an die Re­
gierungskonferenz, den Vertrag dahin_gehend zu ändern, daß die Sozialpolitik 
der Gemeinschaft und die Anwendung der Artikel 118a und 100a in einem 
weiteren Sinne erfolgen und „sich auf solidere und klarere Grundlagen als 
bisher stützen können.“ (')
1.8. Die tatsächlichen Ergebnisse der Regierungskonferenz in diesem Zu­
sammenhang können als mit der Durchführung der Sozialcharta eng ver­
knüpft gesehen werden und sind daher für diese Stellungnahme von ent­
scheidender Bedeutung.
1.8.1. Das auf dem Gipfeltreffen von Maastricht beschlossene Abkommen 
über die Sozialpolitik, das auf die „Umsetzung der Sozialcharta von 1989" 
abzielt und somit für den Gegenstand der Stellungnahme von Belang ist, stellt 
insofern einen Schritt in die richtige Richtung dar, als die Regierungschefs 
der zwölf Mitgliedstaaten die elf Unterzeichnerstaaten (im Amtsblatt getilgt: 
der Sozialcharta) ermächtigen, auf dem mit der Sozialcharta von 1989 einge- 
schlaeenen Weg fortzuschreiten und viele der in der Charta verankerten 
Schlüsselpolitiken auf der Grundlage von Abstimmungen mit qualifizierter 
Mehrheit durchzuführen, vor allem für Richtlinien auf folgenden Gebieten:
- Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zum Schutz der Sicherheit 
und der Gesundheit der Arbeitnehmer;
- Arbeitsbedingungen;
- Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer;
l4) ebd., S. 11.
(5) Erste Beiträge der Kommission zur Regierungskonferenz über die Politische Union, Dok. 
SEK(91) 500 endg. vom 30.3.1991.
<]) Stellungnahme des WSA zum Thema “Die soziale Lage in der Gemeinschaft im Jahre 
1989", ABI. Nr. C 225 vom 10.9.1990, Ziffer 5.3.
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- Chancengleichheit von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und 
Gleichbehandlung am Arbeitsplatz;
- berufliche Eingliederung der aus dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten Perso­
nen. (* 2)
1.8.2. Zwar mögen diese neuen Bestimmungen für elf Mitgliedstaaten einen 
bedeutenden Durchbruch darstellen, doch ist es nach Auffassung des Aus­
schusses in einer zwölf Mitgliedstaaten umfassenden „Union" schwerlich zu 
vertreten, daß die „Europabürger“ eines einzelnen Mitgliedstaats benachtei­
ligt werden sollen. Die Sozialcharta und das Abkommen zum Protokoll über 
die Sozialpolitik sollten auf alle betroffenen Bürger überall in der „Union" 
Anwendung finden, (im Amtsblau vetilet: Fußnotenverweis „Siehe den 
Informalionsbericht zum Thema „Europa der Bürger". Dok. CES 955/91 fin, 
Ziffer 2.3.5")
1.9. Inzwischen hat die Kommission zu verstehen gegeben, daß sie -  sobald 
das Abkommen zum Protokoll zur Sozialpolitik ratifiziert und anwendbar 
ist -  von ihren darin gewährten Vorrechten Gebrauch machen wird, um 
Vorschläge einem aus 11 Mitgliedern bestehenden Rat zu unterbreiten, sofern 
dies zur Durchsetzung bzw. zur Ingangsetzung des sozialen Aktions­
programms erforderlich ist. Es kann -  vor allem im Kontext eines Bin­
nenmarktes -  unter keinen Umständen zugelassen werden, daß der rechtliche 
Status sozialpolitischer Beschlüsse, die nach dem neuen Verfahren der 
qualifizierten Mehrheit zu treffen sind, durch Komplikationen in bezug auf 
die Frage untergraben wird, ob ein einzelner Mitgliedstaat implizit berechtigt 
sein kann, von Fall zu Fall zu entscheiden, ob er aus europaweiten Ver­
pflichtungen ausschert (sei es z.B. bei der Frage des arbeitsfreien Sonntags, 
bei der Einsetzung europäischer Betriebsräte oder bei europaweit gültigen 
Rechten für Beschäftigte in atypischen Arbeitsverhältnissen). Daher hat der 
Ausschuß wiederholt betont, daß ein grundlegender rechtlicher Rahmen auf 
EG-Ebene, der den nationalen Vorrechten und der Rolle der Sozialpartner 
uneingeschränkt gerecht wird, ein zuverlässiges und flexibles Mittel zur Ge­
währleistung einer Plattform für EG-weite soziale Grundrechte sein kann, die 
einen Bestandteil des Binnenmarktprozesses darstellt. Er möchte alle Betei­
ligten eindringlich dazu auffordem, den Vertrag von Maastricht zu ratifizie­
ren und erneut alle Anstrengungen zu unternehmen, um das Abkommen zum 
Sozialprotokoll und die Sozialcharta im gesamten Gebiet der „Europäischen 
Union“ aller zwölf Mitgliedstaaten anzuwenden.
1.10. Ein von 12 Mitgliedern unterzeichnetes Abkommen zur Sozialcharta 
und das soziale Kapitel im EWG-Vertrag, das zu ihrer ordnungsgemäßen
l2) Vertrag über eine Kuropäische Union, Dok. CONF-UP-UHM 2002/92: "Abkommen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs Großbritanniens und Nordirlands über die Sozialpolitik", Artikel
2 Absatz 1, S. 70.
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Anwendung erforderlich ist, sind um so dringlicher, als der Vertiefungs- und 
Erweiterungsprozeß der Gemeinschaft insgesamt sich immer mehr beschleu­
nigt.
1.10.1. Der Binnenmarkt und die Wirtschafts- und Währungsunion nehmen 
jetzt Form an. Auch sind schon Schritte in Richtung auf eine Politische Union 
unternommen worden. Fusionen von Unternehmen über nationale Grenzen 
hinweg, neue Unternehmen europäischen Maßstabs, grenzüberschreitende 
Konvergenz (in der Stellungnahme der Fachgruppe: Kovergenz) des 
Wirtschaftsmanagements nehmen immer mehr zu. Angesichts solcher 
Entwicklungen wird es für einen einzelnen Mitgliedstaat offenkundig 
zunehmend schwieriger, einseitig Selbstbestimmung zu beanspruchen. 
Außerdem wird es auch immer schwerer, daß ein einzelner Mitgliedstaat 
glaubwürdig aus den gemeinsamen sozialpolitischen Entscheidungen 
ausschert -  z.B. in bezug auf die grenzüberschreitende Überlassung und den 
grenzüberschreitenden Einsatz von Arbeitskräften, grenzüberschreitende 
Formen der Arbeitnehmerbeteiligung, multinationale Massenentlassungsver­
fahren und die Auswirkung etwaiger europaweiter kollektiver Vereinbarun­
gen. Der sozialpolitische Rahmen der Zeit vor Maastricht erwies sich in zu­
nehmendem Maße als ungeeignet, um all diesen Aufgaben gerecht zu werden. 
Das aus dem Gipfel von Maastricht hervorgegangene soziale Kapitel wäre 
dazu möglicherweise eher geeignet, aber nur dann, wenn sich die Regierung 
eines Mitgliedstaats den damit verbundenen gemeinsamen Verpflichtungen 
nicht entziehen kann. Der Ausschuß hofft, daß dies keine Regierung eines 
einzelnen Mitgliedstaats im Januar 1993 noch wünscht.
1.10.2. Auch die unumgängliche und sich beschleunigende Erweiterung der 
EG erfordert eine Einigung aller zwölf Mitgliedstaaten über das Sozialkapitel 
des Vertrages. Denn die Erwartung der Gemeinschaft, neue Mitgliedstaaten 
würden sich den gemeinschaftlichen Besitzstand zu eigen machen, wird im­
mer unwahrscheinlicher- um nicht zu sagen unhaltbarer- wenn dessen 
Inhalt in bezug auf die Sozialpolitik in Frage gestellt ist, da nach einem 11- 
Mitglieder-Verfahren und nicht nach dem 12-Mitglieder-Verfahren ent­
schieden wird. Mangelnde Eindeutigkeit in diesem Punkt würde jede Menge 
politisches Unheil und Bitterkeit heraufbeschwören. Diese Gefahr muß ver­
mieden werden, indem das soziale Europa auf die gleiche eindeutige Grund­
lage gestellt wird wie die Wirtschafts- und Währungsunion.
1.10.3. Selbstverständlich ist Maastricht, obwohl es von entscheidender Be­
deutung ist, nicht der einzige Weg zu sozialem Fortschritt, Grundrechten und 
besseren Beziehungen zwischen den Sozialpartnern in der gesamten EG. 
Auch innerhalb der Mitgliedstaaten werden viele Fortschritte erzielt, die 
deutlicher herausgestellt und unterstützt werden sollten, z.B. durch erprobte 
Methoden im EG-Bereich.
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1.11. Ein abschließender und entscheidender Aspekt der Anwendung der So­
zialcharta, der im Bericht der Kommission nur kurz erwähnt wird, ist der der 
Kontrolle und der Folgemaßnahmen.
1.11.1. Wenn man den zweiten Teil des Berichts liest, wird nämlich klar, daß 
einige der begeistertsten Anhänger sozialpolitischer Richtlinien manchmal 
bei deren Umsetzung in die Praxis am zögerlichsten sind, während ironi­
scherweise der Mitgliedstaat, dem die geringste Begeisterung nachgesagt 
wird, bei der tatsächlichen Durchführung vielleicht mit die besten Ergebnisse 
erzielt [Dok. KOM(92) 136endg.l. Der Ausschuß empfiehlt der Kommission 
dringend, sowohl eine zusätzliche Unterstützung als auch die Möglichkeit 
von Sanktionen (nach Maßgabe von Artikel 170 EWGV) zu erwägen, um die 
ordnungsgemäße Durchführung gemeinsam getroffener bindender Beschlüsse 
in den Mitgliedstaaten zu gewährleisten. Ferner sollte mehr über das Recht 
der Arbeitnehmer und der Bürger nachgedacht werden, sich sowohl auf 
einzelstaatlicher als auch auf europäischer Ebene an die Gerichte zu wenden, 
wenn Richtlinien nicht eingehalten werden. Die Möglichkeit einer auf 
europäisches Arbeitsrecht spezialisierten, aus entsprechend qualifizierten 
Richtern zusammengesetzten und durch die Einbeziehung der Sozialpartner 
unterstützten Kammer des Europäischen Gerichtshofs könnte ebenfalls im 
Zusammenhang mit der Durchführung der Sozialcharta in Erwägung gezogen 
werden.
1.11.2. Es sei auch noch einmal darauf hingewiesen, daß der Ausschuß sich 
für eine erhebliche Erweiterung der sozialen Grundrechte in der EG einge­
setzt hat, in die weitergehende soziale Rechte einbezogen werden sollten. (')
' 1) A. Allgemeine Nonnen
Recht auf sozialen Schutz für alle Bevölkerungsgruppen [...)
— Recht aller Bevölkerungsgruppen auf sozialen Beistand, Sicherheit und 
Gesundheitsschutz (...);
— Recht auf Bildung (...);
— Recht auf Schutz des Privatlebens und der Unverletzlichkeit der Person, 
insbesondere beim Einsatz der Informatik und der Datenbanken [...];
Schutz des persönlichen Eigentums und Definition seiner Sozialbindung 
1-1;
Recht auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung sowie auf Beseitigung 
jeglicher Form der Diskriminierung [...];
Recht der Kinder, der Mütter und der Familie auf gesetzlichen und wirt­
schaftlichen Schutz [...];
— Recht auf Altersversorgung [...];
— Recht der Arbeitnehmer, Erzeuger/Hersteller und Verbraucher auf freien 
Zusammenschluß zur Gründung genossenschaftlicher oder auf Gegensei­
tigkeit beruhender Unternehmen, die sich auf die Prinzipien der Solidarität 
stützen [...];
— Recht der Verbraucher auf den Schutz ihrer Gesundheit, auf eine objektive 
wirtschaftliche und qualitative Information sowie auf freie Wahl der Waren 
und Dienstleistungen [...];
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1.11.3. Die Kommission sollte einigen der in der Einleitung zur Sozialcharta 
aufgeführten allgemeinen Verpflichtungen weiter nachgehen und einen Vor­
schlag für die Aufnahme einer Bestimmung über das Verbot der Benachteili­
gung aufgrund des Geschlechts, der Hautfarbe, der Rasse, der Meinung oder 
des Glaubens in den Vertrag unterbreiten.
1.12. Da außenwirtschaftliche Ungleichgewichte der Mitgliedstaaten in einer 
Wirtschafts- und Währungsunion nicht mehr durch Wechselkursmechanis­
men aufgefangen werden können, werden andere Anpassungsmechanismen 
an Gewicht gewinnen. Überraschenderweise sind die positiven wie negativen 
Rückwirkungen einer Europäischen Währungsunion auf Arbeitsmarkt, Tarif­
politik und Sozialpolitik in der EG bisher nicht thematisiert und analysiert 
worden. Gleichfalls stellt sich die Frage, welche integrationspolitischen 
Rückwirkungen ein währungspolitisches Modell der zwei Geschwindigkeiten 
hat. Der Ausschuß könnte daher die Ausarbeitung einer Initiativstellung­
nahme zu den sozial- und arbeitsmarktpolitischen Konsequenzen der Euro­
päischen Währungsunion sowie die Forderung nach einer eingehenden Un­
tersuchung dieses Fragenkomplexes durch die Kommission ins Auge fassen, 
wobei die Sozialpartner und wirtschaftlichen und sozialen Interessengruppen 
der einzelnen Mitgliedstaaten nach Sektoren gehört werden sollten, um einen 
vollständigen, diversifizierten Gesamtüberblick über die Standpunkte und 
Forderungen der einzelnen Produktionssektoren zu erhalten.
1.13. Zugleich sollte in Anbetracht der Artikel 3 und 4 des Maastrichter Ab­
kommens zum „Protokoll über die Sozialpolitik" dem „sozialen Dialog“ auf 
Gemeinschaftsebene erneute Aufmerksamkeit geschenkt werden, um die 
Umsetzung der Sozialcharta, die Ausweitung ihres Anwendungsbereichs und 
darüber hinausgehende Maßnahmen voranzutreiben. Angesichts der den So­
zialpartnern nach dem Abkommen zum „Protokoll über die Sozialpolitik“ 
(vorbehaltlich dessen Ratifizierung) eingeräumten Rechte auf Mitwirkung 
und Mitgestaltung bei Gemeinschaftsbeschlüssen ist es wichtig, eine umfas­
sendere Beteiligung der wirtschaftlichen und sozialen Gruppen -  bei­
spielsweise der Selbständigen, der Genossenschaften usw. -  zu fördern. 
Fortschritte in diesem Bereich sollten die geeigneten institutioneilen Gemein­
schaftsverfahren zur Unterstützung und Umsetzung der Sozialcharta ergän­
zen. Ferner sollte im sozialen Bereich, wie im Protokoll vorgesehen, die 
Rolle der Sozialpartner im Hinblick auf die Gemeinschaftsmaßnahmen auf­
gewertet werden, und zwar durch die Schaffung eines sozialen Dialogs für die 
jeweiligen Sektoren, in dessen Rahmen die Arbeitgeber- und Gewerk­
schaftsvertreter ihre spezifischen Anliegen zur Geltung bringen können.
— Recht auf den Schutz der Arbeitsumwelt [...];
— Recht auf Schutz des kulturellen Erbes [...].”
Stellungnahme des WSA zum Thema: “Die sozialen Grundrechte der Europäischen 
Gemeinschaften", ABI. Nr. C 126 vom 23. 5.1989, Ziffer III A.
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1.14. Der Ausschuß möchte außerdem an die im Anhang zum Vertrag von 
Maastricht erwähnte Zusammenarbeit zwischen den Verbänden der Wohl­
fahrtspflege und Stiftungen als Trägem sozialer Einrichtungen und Dienste 
erinnern.
2. Besondere Bemerkungen
Geschehen zu Brüssel am 2. Juli 1992.
Der Präsidenl des Wirtschafts- und Soz.ialausschusses 
Michael GEUENICH
(eetilet: NB: Anhang auf den nächsten Seiten)
ANHANG / zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Die wichtigsten Stellungnahmen des Wirtschafts- und Sozialauschusses, in 
denen die sozialen Grundrechte der Gemeinschaft befürwortet werden, und 
Richtlinienvorschläge zur Durchführung der Sozialcharta
ANHANG II zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialauschusses
Nachstehende anwesende bzw. vertretene Mitglieder stimmten für die Stel­
lungnahme:
Nachstehende anwesende bzw. vertretene Mitglieder stimmten gegen die 
Stellungnahme:
Nachstehendes Mitglied enthielt sich der Stimme:
ANHANG III zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialauschusses
Folgende Änderungsanträge, die mindestens ein Viertel Ja-Stimmen erhiel­
ten. wurden im Verlauf der Beratungen abgelehnt:
Ziffer 1.3 -  1.10.3.
Die Ziffern 1 .3 - 10.3. einschließlich werden gestrichen und wie folgt ersetzt:
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„1.3. Der Ausschuß begrüßt einige vom Rat im Rahmen des sozialen Akti­
onsprogramms verabschiedeten Maßnahmen und stellt fest, daß weitere Maß­
nahmen vom Rat vorangebracht werden.
1.4. Der Ausschuß bedauert allerdings das schleppende Tempo bei einigen 
Maßnahmen. Verschuldet hat dies zum Teil die Kommission mit ihren Vor­
schlägen. die nicht von allen betroffenen Parteien (wie den Arbeiteebern) 
unterstützt, deren Kosten nicht gebührend berechnet wurden und die vor al­
lem (wie beim Vorschlag zur Teilzeitarbeit) nicht eindeutig auf die Schaffung 
von Arbeitsplätzen hinzielen.
1.5. Der Ausschuß bedauert ferner, daß auf dem Maastrichter EG-Gipfel 
keine Einigung aller zwölf Mitgliedstaaten über die Sozialpolitik erzielt wer­
den konnte. Er ist der Ansicht, daß Mitgliedstaaten und Kommission den 
Schwerpunkt auf eine Sozialpolitik legen müssen, die unter Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips mit Wirtschaftswachstum und der Schaffung neuer Ar­
beitsplätze im Einklang steht und nicht hyperzentralisiert und bürokratisch 
erscheint. Solange nicht alle Mitgliedstaaten und Interessengruppen überzeugt 
sind, daß die Gemeinschaft eben diesen Schwerpunkt setzt, wird es keinen 
angemessenen Fortschritt in der Sozialpolitik geben und das .Abkommen1 
nicht von allen Mitgliedstaaten unterzeichnet werden.“
Begründung
Der ursprüngliche Text liegt nicht im Sinne des Fortschritts auf sozialem Ge­
biet.
Ergebnis der Abstimmung
Ja-Stimmen: 51. Nein-Stimmen: 82, Stimmenthaltungen: 4.
Ziffer 1.11.1
Der letzte Satz dieser Ziffer („Die Möglichkeit ... gezogen werden.") sollte 
gestrichen werden.
Begründung
Aufgrund der jüngsten Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs kann 
im Prinzip jedes Rechtssubjekt, also auch eine natürliche Person, gegenüber 
einem Mitgliedstaat, der einer aufgrund einer europäischen Richtlinie beste­
henden Verpflichtung nicht nachkommt, sein Recht erwirken.
Die in dieser Textstelle vorgeschlagene Einrichtung einer gesonderten Kam­
mer des Europäischen Gerichtshofs ist daher überflüssig und auch nicht er­
strebenswert. weil sie den Abstand zwischen den Bürgern und den gerichtli- 
chen Instanzen vergrößert: ferner ist die Einschaltung von Laienrichtern als 
Vertretung der Sozialpartner im arbeitsrechtlichen Bereich unter dem Blick­
winkel der Unabhängigkeit der Rechtsprechung abzulehnen.
Ergebnis der Abstimmung
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Ja-Stimmen: 55. Nein-Stimmen: 76, Stimmenthaltungen: 7.
(¡getilgt: ,,Änderungsvorschläge, die mindestens ein Viertel Ja-Stimmen er­
hielten aber „ vom Ausschuß im Verlauf der Beratungen ahne lehnt", d. h. in 
der Fachgruppe)
ANHANG IV zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialauschusses 
MINDERHEITSERKLÄRUNG
nach der namentlichen Abstimmung über die gesamte Stellungnahme der 
Gruppe der Arbeitgeber, die gegen die Stellungnahme stimmte:
1. Die Gruppe der Arbeitgeber vertritt eine von der mehrheitlich verabschie­
deten Stellungnahme zum Thema ..Erster Bericht der Kommission über die 
Anwendung der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeit­
nehmer“ abweichende Auffassung.
2. Nach ihrer Ansicht weist die Stellungnahme in den allgemeinen Bemer­
kungen in viererlei Hinsicht Mängel auf:
-  Der fehlende Fortschritt auf Gemeinschaftsebene ist darin übenrieben 
dargestellt, und Teil II des Berichts der Kommission wird praktisch igno­
riert.
-  ln der Stellungnahme wird versucht, das augenscheinlich schleppende 
Vorwärtskommen darauf zurückzuführen, daß es der Rat nicht geschafft 
habe, Einigkeit zu erzielen, während die Substanz der Kommissionsvor­
schläge nicht angesprochen wird, die keine Zustimmung gefunden haben.
-  ln der Stellungnahme wird ignoriert, daß sich über das im Maastrichter 
Vertrag und in den Schlußfolgerungen des Gipfeltreffens von Lissabon 
verankerte Subsidiaritätsprinzip eine verstärkte Diskussion entfacht hat.
-  ln den häufigen Verweisen auf frühere Stellungnahmen des Ausschusses 
kommt nicht zum Ausdruck, daß zu den umstritteneren Themen häufig 
keine Einigkeit erzielt wurde.
3. Die Stellungnahme gibt den Fortschritt, der auf Gemeinschaftsebene be­
reits erzielt wurde -  vor allem in den Bereichen Freizügigkeit sowie Ge­
sundheit und Sicherheit, wie aus dem Kommissionsbericht und späteren 
Entwicklungen deutlich wird -  nicht wieder. Aus Teil II des Berichts geht 
ferner hervor, daß innerhalb einzelner Mitgliedstaaten bereits bedeutende 
Maßnahmen zur Durchführung der in der Sozialcharta enthaltenen Grund­
sätze getroffen wurden.
4,ln den umstrittensten der Kommissionsvorschläge, über die im Ministerrat 
keine Einigung erzielt wurde, wurde versucht, gemeinschaftsweit bestimmte 
Anforderungen durchzusetzen, für die es erforderlich wäre, bestehende ein­
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zelstaatliche Rechtsvorschriften und Tarifvereinbaruneen. die den der Sozi­
alcharta zugrundeliegenden Prinzipien eigentlich schon gerecht werden, einer 
detaillierten Prüfung zu unterziehen. In der Stellungnahme des Ausschusses 
sollte der Kommission vorpeschlagen werden, diese Erwägungen anzustellen. 
bevor sie künftige Vorschläge entwickelt, und den Auffassungen aller betrof­
fenen Parteien, die im Zuge des beratenden Verfahrens geäußert werden, 
volle Geltung zu verschaffen.
5. Die Gruppe der Arbeitgeber stellt fest, daß die Regierungschefs in 
Lissabon erklärt haben, daß bestimmte Gemeinschaftsvorschriften einer 
erneuten Überprüfung unterzogen werden sollten, um sie an das 
Subsidiaritätsprinzip anpassen zu können: nach Auffassung der Gruppe 
sollten bei dieser Maßnahme auch die im sozialen Aktionsprogramm 
enthaltenen Vorschläge einbezogen werden, die derzeit erörtert werden.
Die Damen und Herren: ANDRADE. ARENA. BAGL1ANO, BEALE. 
BELL. BELTRAMI. BENTO GONCALVES. BERNABEI. BREDIMA- 
SAVOPOULOU. CAVALE1RO BRANDÁO, CEYRAC. CONNELLAN, 
van DAM. DELOROZOY, DONCK. DOUVIS. FRERICHS. GAFFRON. 
GAFO FERNÁNDEZ. GARDNER. GHIGONIS. GIACOMELLL GIE- 
SECKE. GREEN. KAARIS. KAFEA. KAZAZ1S. LITTLE. LÖW. Mc- 
GARRY. MERCÈ JUSTE. MEYER-HORN. MOBBS. NOORDWAL. 
PANERO FLOREZ. PARDON. PEARSON, PELLETIER R.. PERR1N- 
PELLETIER. PETERSEN. PETROPOULOS. PROUMENS. ROBINSON. 
RODRÍGUEZ DE AZERO DEL HOYO. RODRIGUEZ GARCÍA-CARO. 
ROMPU. SAUWENS. SCHADE-POULSEN. SCHNIEDERS. SOLARI. 
STECHER NAVARRA. TESORO OLIVER. TUKKER. WH1TWORTH. 
WICK.
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Die Europäische Gemeinschaft (seit 1994 Europäische Union) betreibt 
Integrationspolitik vor allem über Texte abgestufter Rechtsverbindlichkeit; 
dazu zählen als vorbereitende Rechtsakte die Stellungnahmen des Wirtschafts­
und Sozialausschusses. Verfahren und Probleme ihrer Genese werden in 
diesem Buch anhand von vier Fallstudien beschrieben. Wesentlich ist dabei die 
situative Mehrsprachigkeit, da Delegierte nach der Amts- und Arbeitsspra­
chenregelung der EU ihre Muttersprache benutzen und sich mit Hilfe von 
Übersetzern und Dolmetschern verständigen. Zusätzüch von Bedeutung sind 
Schriftlichkeit/Mündlichkeit, Intertextualität, institutionelle sowie interkultu­
relle Kommunikation. Die Studie beschäftigt sich mit der Semantik und 
Pragmatik von Schlüsselwörtern europäischer Integration und zeigt Perspek­
tiven einer zukünftigen EU-Sprachenpolitik auf. Sie nimmt damit differenziert 
Stellung zur Rolle des Deutschen als Amts- und Arbeitssprache der Europä­
ischen Union.
